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Beginn: 10:04 Uhr 

Präsidentin Carina Gödecke: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich heiße Sie ganz herzlich zur elften Sit-
zung des Landtags von Nordrhein-Westfalen will-
kommen. Mein ganz besonderer Gruß gilt an die-
sem Morgen unseren Gästen auf der Zuschauertri-
büne sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich zwei Kollegen 
entschuldigt; ihre Namen werden in das Protokoll 
aufgenommen. 

Wir haben ein Geburtstagskind unter uns: Der Kol-
lege Josef Neumann von der Fraktion der SPD hat 
heute Geburtstag. Herzlichen Glückwunsch, Josef 
Neumann, im Namen aller Kolleginnen und Kolle-
gen! 

(Allgemeiner Beifall) 

Vor Eintritt in die Tagesordnung gibt es einen weite-
ren erfreulichen Punkt. Wir kommen nämlich zur 
Verpflichtung von Abgeordneten gemäß § 2 
Abs. 2 unserer Geschäftsordnung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Lan-
deswahlleiterin hat mir mit Schreiben vom 
2. November 2012 mitgeteilt, dass für die ausge-
schiedene Abgeordnete Sylvia Löhrmann von der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr Martin-
Sebastian Abel und für den ausgeschiedenen Ab-
geordneten Johannes Remmel, ebenfalls von der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Frau Manuela 
Grochowiak-Schmieding Mitglied des Landtags 
geworden sind. Ich darf die neue Kollegin und den 
neuen Kollegen zu mir bitten, damit ich die nach § 2 
unserer Geschäftsordnung vorgesehene Verpflich-
tung vornehmen kann.  

Frau Kollegin, Herr Kollege, ich bitte Sie, die folgen-
den Worte der Verpflichtungserklärung anzuhören 
und anschließend durch Handschlag zu bekräftigen: 

„Die Mitglieder des Landtags von Nordrhein-
Westfalen bezeugen vor dem Lande, dass sie ih-
re ganze Kraft dem Wohle des deutschen Volkes 
widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden von 
ihm wenden, die übernommene Pflicht und Ver-
antwortung nach bestem Wissen und Können er-
füllen und in der Gerechtigkeit gegenüber jedem 
Menschen dem Frieden dienen werden.“ 

Damit sind Sie verpflichtet. Ich heiße Sie als neue 
Kollegin und als neuen Kollegen herzlich willkom-
men. Die guten Wünsche des Hauses begleiten Sie. 
Sie werden sich sicher schnell eingewöhnen. Herz-
lich willkommen! 

(Allgemeiner Beifall) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir treten noch 
immer nicht in die Tagesordnung ein, denn ich 
möchte Ihnen gerne noch folgenden Hinweis geben:  

Der Chef der Staatskanzlei hat mir mit Schreiben 
vom 8. Oktober 2012 die Haushaltssatzung des 
Landesverbandes Lippe für das Haushaltsjahr 
2012 sowie zwei Durchschriften des Genehmi-
gungserlasses des Innenministers zugesandt. Ge-
mäß § 9 des Gesetzes über den Landesverband 
Lippe vom 5. November 1948 bitte ich um Kennt-
nisnahme. – Die stelle ich hiermit fest. Die Unterla-
gen können wie immer im Archiv eingesehen wer-
den. 

Jetzt können wir in die heutige Tagesordnung ein-
treten. 

Ich rufe auf: 

1 Gesetz über die Feststellung des Haushalts-
plans des Landes Nordrhein-Westfalen für 
das Haushaltsjahr 2012 (Haushaltsgesetz 
2012) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/300 

Beschlussempfehlungen und Berichte 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksachen 16/1200 bis 16/1207,  
16/1209 bis 16/1215 und 16/1220 

zweite Lesung 

Und: 

Finanzplanung 2011 bis 2015 des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

Drucksache 16/301 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1221 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des 
Landes Nordrhein-Westfalen an die Gemein-
den und Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 
2012 (Gemeindefinanzierungsgesetz 2012 –
GFG 2012) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/302 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1217 

zweite Lesung 

In Verbindung mit: 
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Gesetz zur Errichtung eines Fonds des Lan-
des Nordrhein-Westfalen zur Umsetzung des 
Gesetzes zur Unterstützung der kommunalen 
Haushaltskonsolidierung im Rahmen des 
Stärkungspakts Stadtfinanzen (Stärkungs-
paktfondsgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/176 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Kommunalpolitik 
Drucksache 16/1238 

zweite Lesung 

Zum weiteren Ablauf der heutigen und der morgigen 
Beratung der Einzelpläne möchte ich Sie noch ein-
mal darauf hinweisen, dass das im Ältestenrat ver-
einbarte Beratungsverfahren mit der Reihenfolge 
der zu beratenden Einzelpläne und den vorgeschla-
genen Redezeiten der Tagesordnung zu entneh-
men ist. 

Nach Beendigung der Beratung über einen Einzel-
plan werden wir die Abstimmung über diesen Ein-
zelplan vornehmen. Über den Einzelplan 20 stim-
men wir allerdings erst morgen vor der Gesamtab-
stimmung ab.  

Sollte ein Änderungsantrag zu einem Einzelplan 
vorliegen, wird zunächst über den Änderungsan-
trag, anschließend über den Einzelplan abgestimmt. 
Über eventuelle Änderungsanträge zum Haushalts-
gesetz stimmen wir morgen vor der Gesamtab-
stimmung ab. 

Die Gesamtabstimmung über den Haushaltsplan 
2012 in zweiter Lesung erfolgt ebenfalls morgen mit 
der Abstimmung über das Haushaltsgesetz.  

Heute und auch morgen finden zwischen 12:30 Uhr 
und 14 Uhr keine Abstimmungen statt.  

Die Haushaltsplanberatungen werden heute nach 
Beratung des Einzelplans 01 wie verabredet unter-
brochen und morgen fortgesetzt. 

Nach all diesen Vorbemerkungen, Erläuterungen 
und Erklärungen, mit denen die Abgeordneten nun 
den weiteren Fortgang der Beratung zum Haus-
haltsplan und Haushaltsplangesetz kennen, rufe ich 
als ersten Einzelplan auf: 

 Gemeindefinanzierungsgesetz 

Ich verweise noch einmal auf die Beschlussempfeh-
lung und den Bericht zum GFG Drucksache 
16/1217.  

Ich eröffne die Beratung und erteile für die CDU 
Herrn Kuper das Wort. 

André Kuper (CDU): Frau Landtagspräsidentin! 
Frau Ministerpräsidentin! Verehrte Herren Minister 
und Ministerinnen! Liebe Kolleginnen und Kollegen 
Abgeordnete! Liebe Gäste! Wir diskutieren hier und 
heute erneut über das Gemeindefinanzierungsge-
setz 2012. Dieses hat den Anspruch, ein transpa-
rentes, gerechtes Verfahren zu sein, nach dem 
Städten und Gemeinden die benötigten Gelder zu-
geteilt werden. 

Ich glaube an das Gute im Menschen, und daher 
unterstelle ich auch Ihrer Regierung, dass sie die-
sen Anspruch hat. Aber diesem Anspruch werden 
Sie mit diesem GFG nicht im Ansatz gerecht. Natür-
lich kann man es nie allen recht machen, wenn es 
um die Verteilung von Geldern geht. Aber die Ver-
teilung zugunsten einer Seite so offenkundig zu 
verändern ist schon ein starkes Stück. Und so wun-
dert es mich nicht, wenn wir im Ergebnis für die 
kommunale Familie folgende Fakten feststellen 
müssen:  

Fakt 1: Viele Kommunen in anderen Bundesländern 
haben positive Ergebnisse. Auf Bundesebene wer-
den die Kommunen erstmals wieder einen positiven 
Saldo haben. 

Aber – Fakt 2 –: In NRW haben wir keine auskömm-
liche Finanzierung der Kommunen, stattdessen ho-
he Verluste und neue Kassenkredite. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Fakt 3: Unsere Kommunen in NRW sind gegenüber 
dem Durchschnitt in Deutschland weiter abgehängt 
worden. Wie sagte der Hauptgeschäftsführer des 
Landkreistages, Dr. Martin Klein, im Rahmen der 
Sachverständigenanhörung? Er sagte, die finanziel-
le Mindestausstattung der Kommunen sei gefähr-
det. So hat es mich nicht weiter gewundert, dass in 
der Anhörung zu diesem GFG von den Sachver-
ständigen wichtige Kritikpunkte geäußert wurden. 
Wenn man alle diese Kritikpunkte subsumiert, dann 
stellt man fest, dass kaum ein gutes Haar an Ihrem 
GFG gelassen worden ist.  

So bemängelte beispielsweise der Städte- und Ge-
meindebund, 

(Zuruf von Marc Herter [SPD]) 

dass die interkommunale Verteilungsgerechtigkeit in 
den letzten Jahren immer weiter zulasten des kreis-
angehörigen Raums verloren gegangen ist. Das 
wird deutlich, wenn man sich die Steigerung für den 
kreisangehörigen Bereich und für den kreisfreien 
Bereich anguckt. 

Aber auch die Bedarfsberechnung ist aus Sicht der 
Sachverständigen überholungsbedürftig. So, wie 
Sie es jetzt praktizieren, läuft die Verteilungsgerech-
tigkeit aus dem Ruder.  

Auch im Bereich der Steuerkraftbestimmung sind 
insbesondere durch die Anwendung der fiktiven 
Hebesätze im kreisfreien Raum in den letzten Jah-
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ren Hunderte Millionen Euro an Erlösen unter den 
Tisch gefallen. 

Es gibt weitere Ungerechtigkeiten, die ich auch 
schon im Ausschuss für Kommunalpolitik angespro-
chen habe, beispielsweise die Differenzierung beim 
Schüleransatz nach Halbtags- und Ganztagsschü-
lern mit den Werten 0,7 und 3,3. Das ist nicht nach-
vollziehbar.  

Überhaupt ist nicht nachvollziehbar, dass es eine 
Ungleichbehandlung von offener Ganztagsschule 
und Ganztagsgrundschule gibt, dass also die offe-
nen Ganztagsgrundschulen wie Halbtagsschulen 
behandelt werden.  

Meine Damen und Herren, an einer Stelle sind wir 
uns wohl einig: Bei Ihrer Diagnose der Ursachen 
haben Sie nicht völlig unrecht, dass die Soziallasten 
zu einem Großteil die Misere der Kommunen verur-
sacht haben. Aber Sie verkennen in Ihrer Argumen-
tation: Es war die rot-grüne Bundesregierung, die im 
Zuge der Hartz-Reform 2003 die Unterbringungs-
kosten auf die Kommunen abgewälzt hat. Nach Ih-
rer eigenen Argumentation ist somit sie die Wurzel 
des Übels.  

(Beifall von der CDU) 

Mittlerweile haben wir eine Kostenexplosion, sodass 
jetzt der Bund mit Schwarz-Gelb diese Belastung 
zurückführen muss. Der Fehler ist damit korrigiert.  

Für mich ist das zentrale Manko Ihres Entwurfs, 
dass Sie wieder nur die Ihnen opportunen Empfeh-
lungen der ifo-Kommission umsetzen. Ihr Gesetz-
entwurf genügt nicht im Ansatz dem Gebot der in-
terkommunalen Verteilungsgerechtigkeit.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Bei den Schlüsselzuweisungen ist Ihnen der Ein-
wohner einer kreisangehörigen Kommune 281 €, 
der einer kreisfreien Stadt 472 € wert. Ist das ge-
recht? 

(Marc Herter [SPD]: Das haben Sie bis heute 
nicht verstanden!) 

Absurd wird es in Ihrem Gesetzentwurf endgültig, 
wenn es zu den Auswirkungen auf die Stärkungs-
paktkommunen kommt. Nach dem GFG 2012 sind 
20 der 61 Stärkungspaktempfängerkommunen un-
ter den Verlierern. 

Dieses GFG – das muss man ganz klar festhalten – 
ist im Ergebnis die Verteilung des Mangels. Wo 
bleibt Ihr „Masterplan Kommune 2020“, wo Ihr 
ganzheitliches Konzept zum Wohl der Kommunen? 
Diesen Entwurf können wir so nur ablehnen. – Dan-
ke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Für die SPD-Fraktion spricht Herr Kollege 
Körfges. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuschauerinnen 
und Zuschauer auf den Rängen! Ich kann dem Kol-
legen Kuper persönlich kaum einen Vorwurf ma-
chen, denn er hat diesem Hohen Haus in der Zeit 
zwischen 2005 und 2010 noch nicht angehört.  

(Karl-Josef Laumann [CDU]: Hör doch auf!) 

Aber ganz offensichtlich hatten Sie, sehr verehrter 
Herr Kollege, seinerzeit auch keine Zeitungen und 
keinen Kontakt zu Kommunalen, die irgendwo für 
die kommunale Landschaft verantwortlich waren,  

(Zuruf von Lutz Lienenkämper [CDU])  

sonst würden Sie hier so etwas nicht erzählen.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Ich will an dieser Stelle nicht darauf herumreiten, 
dass Sie da ganz offensichtlich die Gnade der spä-
ten Geburt haben. Aber, Herr Kollege, derjenige, 
der jetzt Verteilungsungerechtigkeit anmahnt, muss 
sich von mir, von der SPD-Landtagsfraktion, von der 
Koalition anhören, dass in den Jahren von 2005 bis 
2010 die damalige Landesregierung unseren Kom-
munen in die Tasche gegriffen hat und 3 Milliar-
den € an klebrigen Fingern hängengeblieben sind. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Sie waren zu keiner Zeit Teil der Lösung, Sie waren 
immer Hauptteil der Probleme unserer Kommunen. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

„Ifo-Gutachten“ – ein wirklich gutes Stichwort. Wir 
hatten – das gilt sowohl für Minister Jäger als auch 
für andere Mitglieder meiner Fraktion, unter ande-
rem auch für mich – das Vergnügen, in der ifo-
Kommission vertreten sein zu dürfen. Für die Kolle-
ginnen und Kollegen, die noch nicht so lange dabei 
sind, verrate ich mal, wer die Kommission einberu-
fen hat – diese hat im Jahre 2008 ihre Arbeit aufge-
nommen –: Das war der damalige Innenminister, 
der Gott sei Dank noch nicht den Titel „Kommunal-
minister“ geführt hat – das wäre nämlich Etiketten-
schwindel gewesen –, Herr Wolf. Im Juni 2010 ha-
ben wir Empfehlungen der ifo-Kommission auf den 
Weg gebracht, und zwar ohne irgendwelche Kritik 
der jetzigen Opposition. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, warum haben Sie sich damals denn nicht 
gemeldet, wenn Ihnen der Abschlussbericht nicht 
gefallen hat?  

(Beifall von der SPD) 

Ich kann Ihnen nur eines sagen: Sie ereilen jetzt die 
Fehler …  

(Bernhard Schemmer [CDU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage.) 
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– Der Kollege Schemmer hat sich, weil er die Re-
gressionsanalyse nicht verstanden hat, immer wie-
der zu Wort gemeldet. Er macht das auch jetzt. 
Aber an dieser Stelle können wir auf Einzelschick-
sale keine Rücksicht nehmen. 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD) 

Ich möchte im Zusammenhang fortfahren. Ich will 
nämlich darauf hinweisen, dass die ehemalige Lan-
desregierung es grob fahrlässig unterlassen hat, in 
der Zeit von 2005 bis 2010 die notwendige Grund-
datenüberprüfung durchzuführen. Wir haben das 
nachgeholt und dabei feststellen müssen, dass das 
zu Verwerfungen geführt hat. Wenn Sie sich den 
Entwurf des GFG – es waren ja viele Monate Zeit – 
gut durchgelesen hätten, hätten Sie auch erkennen 
können, dass wir für Abmilderung gesorgt haben.  

Eines, liebe Kolleginnen und Kollegen, kann man 
hier nicht stehenlassen: Das GFG ist ein Finanz-
ausgleichsinstrument zwischen den Kommunen. 
Der eine gibt und der andere nimmt. Nun eine 
künstliche Spaltung zwischen den einzelnen Kom-
munen herstellen zu wollen, das wird unserem An-
spruch, allen Kommunen gegenüber gleichermaßen 
gerecht zu sein, nicht gerecht. Sie haben sich auch 
im Ton vergriffen – und nicht nur im Ton. 

Eine der großen Leistungen dieser Landesregierung 
ist der Stärkungspakt Stadtfinanzen. Wir können 
und werden niemandem versprechen, dass wir die 
kommunale Finanzmisere alleine mit dem Stär-
kungspakt gelöst bekommen. Meine Damen und 
Herren insbesondere von der CDU, Sie schütteln 
jetzt zum Teil so lange mit dem Kopf, bis Sie beim 
Stärkungspakt ein Haar in der Suppe finden. Ich 
frage Sie: Was haben Sie denn in Ihrer Zeit ge-
macht, um den Kommunen zu helfen? – Gar nichts! 
Sie haben denen nur in die Tasche gegriffen. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege Körf-
ges, entschuldigen Sie, dass ich Sie jetzt doch un-
terbreche. Es gibt einen zweiten Wunsch nach einer 
Zwischenfrage – das konnten Sie nicht erkennen 
und deshalb auch in Ihrer Rede nicht sagen, ob Sie 
sie zulassen wollen oder nicht – des Kollegen 
Schemmer. Möchten Sie diese Zwischenfrage zu-
lassen? 

Hans-Willi Körfges (SPD): Ja, lasse ich zu. 

Bernhard Schemmer (CDU): Herr Kollege Körfges. 
Sie hatten ja vorhin festgestellt, dass jemand die 
Regressionsanalyse nicht verstanden hat. Sind Sie 
denn bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass, wenn 
Kommunen 1 Million € für irgendwelchen Unsinn 
ausgeben, die Regressionsanalyse anschließend im 
Ergebnis bestätigt, dass der Bedarf für diesen Un-
sinn auch da ist? 

(Marc Herter [SPD]: Das ist der Beweis!)  

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Schemmer, ich 
darf Ihnen attestieren, dass Sie die Vorhaltungen, 
die ich Ihnen eben gemacht habe, gerade ein-
drucksvoll bestätigt haben.  

(Heiterkeit und Beifall von der SPD) 

Sie haben es immer noch nicht verstanden. Aber 
bitte ersparen Sie mir, dass ich jetzt mit Ihnen ein 
Rigorosum in der Frage durchführe. Ich will nämlich 
noch auf zwei wichtige Punkte zu sprechen kom-
men. 

Konnexität: Meine Damen und Herren, die Fehler 
der Vorgängerregierung verfolgen uns bis auf den 
heutigen Tag. Nicht nur, dass wir bei dem Thema 
„Konnexität“ jetzt auf Augenhöhe mit unseren 
Kommunen verhandeln, nein, der jetzige Haushalt 
muss auch dafür herhalten, dass die Fehler, die Sie 
bei der Kommunalisierung von Versorgungsverwal-
tung und Umweltverwaltung, die Sie bei den Ein-
heitslasten und bei der Abrechnung der Einheitslas-
ten sowie beim KiföG gemacht haben, zugunsten 
unserer Kommunen ausgeglichen werden. Da hält 
die gegenwärtige Landesregierung Wort, meine 
Damen und Herren. Das geht zulasten des Haus-
halts. Das haben Sie sich auf Ihre Negativseite zu 
schreiben. 

(Beifall von der SPD) 

Darüber hinaus will ich bei den Kolleginnen und Kol-
legen der Piraten eine Sache anerkennen: Wir wä-
ren gerne bereit, noch mehr für die Kommunen zu 
tun.  

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit, Herr 
Kollege. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Nur: Wenn man sich 
den Gesamtrahmen unseres Haushalts anschaut, 
muss man sehen, dass dem Grenzen gesetzt sind.  

Grenzen sind auch meiner Redezeit gesetzt, wie ich 
im Hintergrund höre. Lassen Sie mich zum versöhn-
lichen Abschluss aber noch eines sagen:  

Ich hoffe darauf, dass das, was wir hier im Oktober 
des Jahres 2010 mit übergroßer Mehrheit beschlos-
sen haben – nämlich unseren Kommunen gemein-
sam dadurch zu helfen, dass wir den Bund in die 
Pflicht nehmen –, nicht nur ein Lippenbekenntnis 
war.  

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege! 

Hans-Willi Körfges (SPD): Gehen Sie mit uns ge-
meinsam ans Werk! Spätestens im Herbst des 
nächsten Jahres wird sich – da sind wir uns als So-
zialdemokraten ganz sicher – auch auf Bundesebe-
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ne zugunsten von Kommunen vieles verändern und 
verbessern.  

Ich bedanke mich für die Geduld der Präsidentin 
und für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Körfges. Es geht hier allerdings weniger um 
die Geduld der Präsidentin und mehr um die 
Gleichbehandlung aller Kolleginnen und Kollegen 
Abgeordneten.  

Da ich gerade bei dem Stichwort „Gleichbehand-
lung“ bin – bei dem Kollegen Schemmer hat es ge-
rade eine kleine Aufregung gegeben –, möchte ich 
noch Folgendes sagen: Wenn ein Redner – und das 
gilt für alle – bemerkt, dass eine Zwischenfrage ge-
stellt werden soll, und er in seine Rede einbaut, 
dass er die Zwischenfrage nicht zulassen, sondern 
in seinem Redefluss fortfahren möchte, dann ist es 
nicht unbedingt zwingend notwendig, dass der sit-
zungsleitende Präsident oder die sitzungsleitenden 
Präsidentin den Kollegen, der seine Absicht deutlich 
kundgetan hat, unterbricht. Selbstverständlich un-
terbrechen wir aber immer dann, wenn nicht hörbar 
bzw. erkennbar ist, dass fortgefahren werden soll. 
Daher bitte ich um Entschuldigung, Herr Schemmer, 
wenn Sie sich falsch behandelt gefühlt haben soll-
ten. Es war aber schon sehr eindeutig, dass der 
Kollege Sie gesehen hat und nicht antworten wollte. 

Für die FDP-Fraktion spricht der Kollege Abruszat. 

Kai Abruszat (FDP): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr Kollege Körf-
ges, diese oberlehrerhaften Rituale sollten wir lang-
sam mal hinter uns lassen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Bei allem Respekt vor unterschiedlichen Auffassun-
gen: Lassen Sie uns in der Sache diskutieren! 

Ich will gerne auf Ihren Wortbeitrag eingehen. Sie 
haben etwas ganz Bemerkenswertes zum Thema 
„Konnexität“ gesagt. Sie haben nämlich gesagt: 
Diese Landesregierung wird auf Augenhöhe mit den 
Kommunen in Sachen Konnexität verhandeln. – 
Diese Worte hören wir sehr gerne. 

(Zuruf: Das kennen wir gar nicht!) 

Sagen Sie das bitte mal der Schulministerin in der 
Frage der Inklusion, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! 

(Lebhafter Beifall von der FDP und der CDU) 

Ich bin gespannt, was Ihre Worte da am Ende wert 
sind.  

Herr Kollege Körfges, dass die FDP ihre Rolle als 
Oppositionsfraktion  

(Zuruf: Oppositionsfraktion! Sehr richtig!) 

nicht ritualisiert wahrnimmt, sondern konstruktiv und 
sachorientiert arbeitet, haben wir, wie ich glaube, 
bewiesen. Wir haben nicht pauschal mehr gefordert 
und uns auch nicht pauschal in ritualisierten Gra-
benkämpfen verstrickt. Wir haben gemeinsam das 
neue kommunale Finanzmanagement fortentwi-
ckelt. Wir haben das kommunale Ehrenamt ge-
meinsam gestärkt. Wir haben das Umlagegenehmi-
gungsgesetz auf den Weg gebracht. Wir haben vor 
allem den Stärkungspakt Stadtfinanzen mit auf den 
Weg gebracht. Ich sage an dieser Stelle: Die FDP-
Fraktion steht zu dieser Agenda, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP) 

Aber dennoch: Das GFG 2012, sehr geehrter Herr 
Minister Jäger, atmet nicht den Mut, den es braucht, 
um die Kommunalfinanzen umfassend zu reformie-
ren. Sie doktern an bestimmten Stellschrauben her-
um. Das ist kein großer Gesamtentwurf. Sie wissen 
genau, dass das vorliegende Gesetz eben nicht das 
Gebot der interkommunalen Verteilungsgerechtig-
keit beachtet.  

Der Soziallastenansatz ist völlig überdehnt. Das hat 
die Anhörung im Ausschuss doch nun wirklich deut-
lich gemacht. Wenn der Soziallastenansatz nun mit 
15,3 Punkten bemessen wird, aber – wie in der An-
hörung deutlich gemacht worden ist; und das war in 
der Tat kein FDP-Mann, der das gesagt hat – be-
reits ein Faktor von unter 7,0 Punkten kostende-
ckend für die anfallenden Soziallasten wäre, dann 
kann ich als Vertreter unserer Fraktion hier im Hau-
se sehr gut nachvollziehen, dass dieser Soziallas-
tenansatz zumindest erheblichen Bedenken, auch 
verfassungsrechtlicher Art, begegnet. Sie verursa-
chen durch diese fehlgeleitete Lenkungswirkung 
enorme Finanzprobleme, insbesondere im ländlich 
strukturierten Umfeld. Das muss an dieser Stelle 
deutlich gesagt werden. 

(Zuruf von der SPD: Realitätsverweigerung!) 

„Realitätsverweigerung“ hat irgendein Kollege da-
zwischengerufen! Nehmen Sie einmal folgende Re-
alität wahr: In den Kreisen und kreisangehörigen 
Kommunen in NRW sind die Kassenkredite doppelt 
so hoch wie in den Kommunen von ganz Bayern, 
ganz Baden-Württemberg und aller fünf ostdeut-
schen Bundesländer zusammengenommen. Da 
nehmen Sie einmal die Realität wahr, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

(Beifall von der FDP) 

Zur Frage der Hauptansatzstaffel, der Einwohner-
veredelung, der Bedarfsermittlung ist einiges gesagt 
worden. Für uns als Freie Demokraten war es wich-
tig, ein Alternativangebot zu machen. Wir haben ge-
sagt: Die gestaffelten fiktiven Hebesätze sind eine 
wichtige Diskussionsgrundlage. – Das haben Sie im 
Ausschuss leider abgelehnt. Ich hoffe, dass wir die-
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se Diskussion in den kommenden Monaten fortset-
zen werden. 

Herr Minister, ich weiß, Sie werden sich gleich hier-
hin stellen und sagen: Diese Regierung hat eine 
Rekordzuweisung an die Kommunen ausgeschüttet. 

(Beifall von der SPD – Minister Ralf Jäger: 
Sie können ja hellsehen!) 

– Ja, ich kenne offensichtlich Ihre Gedanken ganz 
gut, Herr Jäger. Aber ersparen Sie uns das doch 
bitte gleich und sagen Sie nicht, das sei das Ver-
dienst dieser Regierung. 

(Minister Ralf Jäger: Doch!) 

Die Tatsache, dass wir in der Bundesrepublik 
Deutschland Rekordsteuereinnahmen haben, ist 
nicht das Verdienst dieser Regierung, sondern das 
Verdienst der fleißigen Bürgerinnen und Bürger und 
Unternehmen in diesem Land! Das ist die Wahrheit. 

(Lebhafter Beifall von der FDP und der CDU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
etwas zur Rolle des Bundes sagen. Wir sind uns 
einig: Der Bund muss mehr tun. Natürlich werden 
Sie gleich sagen, Sie hätten den Bund dazu ge-
drängt, bei der Grundsicherung im Alter Farbe zu 
bekennen. Meine Güte – wir haben da alle unsere 
Verantwortung wahrgenommen und ein Gesetz kor-
rigiert, meine sehr geehrten Damen und Herren von 
der Regierungskoalition, das Sie in Berlin beschlos-
sen haben, ohne es den Kommunen gegenzufinan-
zieren. Auch das gehört zur Wahrheit dazu. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Sehr geehrter Herr Minister, ich will Ihnen abschlie-
ßend noch ein schönes Zitat von Erich Kästner mit 
auf den Weg geben. Es ist nicht das Zitat „Es gibt 
nichts Gutes, außer man tut es“, sondern ein ande-
res. Er hat einmal treffend gesagt: „Man kann auf 
seinem Standpunkt stehen, aber man sollte nicht 
darauf sitzen.“ 

Bewegen Sie sich daher, lieber Herr Minister Jäger, 
in Sachen Kommunalfinanzen im Hinblick auf eine 
bessere, faire Lastenverteilung und Finanzvertei-
lung für die Kommunen in Nordrhein-Westfalen! – 
Ganz herzlichen Dank.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Abruszat. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Kollege Krüger. 

Mario Krüger (GRÜNE): Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Meine Damen, meine Herren! Es geht 
nicht darum, mit einer Gießkanne die den Gebiets-
körperschaften zustehenden Zuweisungen zu ver-
teilen, sondern es geht darum – das sage ich ganz 

deutlich in Richtung CDU und FDP –, vergleichbare 
Lebensverhältnisse herzustellen  

(Beifall von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

durch einen horizontalen Ausgleich in Abhängigkeit 
von der jeweiligen Belastung, die wir in den einzel-
nen Gebietskörperschaften haben.  

Sie sollten wissen, dass wir in den jeweiligen Ge-
bietskörperschaften unterschiedliche Steuerein-
nahmen und unterschiedliche soziale Belastungen 
haben. Insofern war es folgerichtig, ein Versäumnis 
aufzuholen und beispielsweise über eine Aktualisie-
rung des Soziallastenansatzes den gestiegenen 
Soziallasten in den einzelnen Kommunen und Krei-
sen Rechnung zu tragen.  

Es geht auch nicht darum, den ländlichen Raum 
gegenüber dem kreisfreien Raum 

(Karl-Josef Laumann [CDU]: Das tun Sie 
doch die ganze Zeit!) 

auszuspielen, sondern es geht darum, den unter-
schiedlichen Situationen gerecht zu werden. Das 
haben wir getan. Gegenüber den entsprechenden 
Zuweisungen im GFG 2011 sind 2012 die Schlüs-
selzuweisungen um etwa 500 Millionen € angeho-
ben worden. Im Jahre 2013 – der Entwurf wird bald 
kommen – wird es eine weitere Anhebung um 
300 Millionen € geben.  

Wenn ich mir einmal die Zahlen ansehe, die Kenn-
zeichen der schwarz-gelben Landesregierung der 
Jahre 2005 bis 2010 gewesen sind, haben wir ge-
genüber der schwarz-gelben Landesregierung die 
Schlüsselzuweisungen im Schnitt um etwa 1,5 Milli-
arden € angehoben: von 6,89 Milliarden € im Jah-
resmittel der schwarz-gelben Regierungszeit auf 
etwa 8,5 Milliarden € zum heutigen Zeitpunkt. So 
sieht der Fünf-Jahres-Vergleich Schwarz-Gelb ge-
genüber den jetzigen vier Jahren Rot-Grün unter 
Einbeziehung des Haushaltsjahres 2013 aus. Das 
sollten Sie anerkennen.  

Stattdessen – das ist gerade von Herrn Körfges zu 
Recht gesagt worden – haben wir von Ihnen folgen-
de Politik erlebt: einen Raubzug durch die kommu-
nalen Kassen zur Gesundung des Landeshaus-
halts, eine Verdoppelung der kommunalen Umlage-
zahlungen beispielsweise im Bereich der Kranken-
hauspauschalen, eine Erhöhung der Spielbankab-
gaben, ein Verschieben von Lasten, die bisher vom 
Land getragen worden sind, zulasten der Gebiets-
körperschaften, ohne dass ein entsprechender Fi-
nanzausgleich hergestellt worden ist. 

Dies ist auch durch eine einschlägige Rechtspre-
chung zu Recht kritisiert worden. Wir haben dies 
aufgegriffen, wohl wissend, dass mit den Landesfi-
nanzen alleine den kommunalen Nöten nicht Rech-
nung zu tragen ist. Da sind Sie als CDU und FDP 
gefordert, die Verwerfungen im Sozialbereich aus-
zugleichen. Erste Schritte sind gemacht worden; 
das will ich gar nicht in Abrede stellen. Weitere 
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Schritte sind notwendig, zum Beispiel im Bereich 
der Eingliederungshilfen. Es wird von der kommu-
nalen Familie nicht ohne Grund verlangt, dass in der 
Größenordnung von 4 Milliarden € entsprechende 
Entlastungen vorzunehmen sind.  

Da müssen wir hin. Ich würde mich freuen, wenn 
Sie sich dafür einsetz en, statt, wie am Wochenen-
de geschehen, entsprechende Gelder für ein Be-
treuungsgeld freizumachen, das niemand braucht. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Krüger. – Für die Piraten spricht Herr Kolle-
ge Stein. 

Robert Stein (PIRATEN): Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Gäste auf der Tribüne und liebe Menschen im 
Stream! Wir Piraten fordern – das ist bekannt – eine 
Anhebung des Verbundsatzes um 1 %. Warum tun 
wir das?  

Einerseits gibt es die entsprechenden Aussagen der 
Vertreter der Spitzenverbände, die deutlich gemacht 
haben, dass die kommunale Lage finanziell äußerst 
angespannt ist und die Mittel notwendig sind. Zum 
anderen gibt es erste wissenschaftliche Untersu-
chungen. Erwähnt sei zum Beispiel die Benchmark-
Analyse von PricewaterhouseCoopers. Auch Ernst 
& Young hat jetzt eine Pressemitteilung herausge-
geben, in der deutlich geworden ist, dass jede dritte 
NRW-Kommune, wenn ich es recht in Erinnerung 
habe, aus eigener Kraft nicht mehr aus der Schul-
denspirale herauskommen kann. 

Uns wird vorgeworfen, wir würden eine verantwor-
tungslose Haushaltspolitik fahren, wenn wir diese 
370 Millionen € fordern, die die Erhöhung der Ver-
bundquote um 1 % widerspiegeln. Ich möchte die 
Gelegenheit nutzen, hierzu Stellung zu nehmen.  

Es ist in der Tat so, dass der Finanzminister im HFA 
des Öfteren erwähnt hat – genauso wie er es in der 
Pressemitteilung des Finanzministeriums Ende Ok-
tober getan hat –, dass dieses Jahr durch Sonderef-
fekte, nämlich über den Länderfinanzausgleich, 
Mehreinnahmen in Höhe von 600 Millionen € zu er-
warten sind.  

Wenn wir das ins Kalkül einbeziehen, müssen wir 
doch feststellen, dass wir unsere Forderung auch 
heute schon umsetzen könnten, ohne die Neuver-
schuldung anzuheben. Der Vorwurf – das muss ich 
leider sagen – ist also wirklich absurd. Insofern bitte 
ich – auch im Sinne der Verteilungsgerechtigkeit –, 
über die Verbundquote zu agieren.  

Natürlich sind wir auch froh, dass im Rahmen des 
Stärkungspaktes die notleidenden Kommunen Geld 
bekommen – gar keine Frage. Allerdings passiert 
doch Folgendes: Die Kommunen, die aus dem 

Stärkungspakt Geld erhalten, sind doch angehalten, 
die Grundsteuer B zu erhöhen. Das bedeutet nichts 
anderes, als dass die Mieten steigen werden und 
die Eigenheimbesitzer mehr Abgaben zahlen wer-
den. Das heißt, die Konsolidierung findet auf dem 
Rücken der Menschen statt. Die jahrelange Miss-
wirtschaft, die wir nicht wegreden können – da kön-
nen wir uns hier in stundenlangen Vorwürfen verzet-
teln –, hat es nun mal gegeben. Hier sind wir der 
Meinung, dass die Verbundquote im Sinne der Ver-
teilungsgerechtigkeit die bessere Alternative wäre.  

Dass wir jetzt eine günstige konjunkturelle Lage ha-
ben, ist einfach Fakt. Dass wir dieses Jahr den 
Sondereffekt haben, ist Fakt. Deswegen lassen sich 
unsere Forderungen auch umsetzen. Ich bitte, ein-
fach einmal die Scheuklappen abzusetzen. Ich habe 
auch manchmal im Ausschuss für Kommunalpolitik 
oder im HFA das Gefühl gehabt, dass nur aus Sicht 
der Landespolitik argumentiert wird. Wir müssen 
doch einen ganzheitlichen Ansatz wählen.  

Wir müssen doch schauen, dass es Kommunalfi-
nanzen gibt. Wenn wir das Geld den Kommunen 
nicht zur Verfügung stellen, werden die Kommunen 
diese Kredite in irgendeiner Form aufnehmen – na-
türlich zu schlechteren Konditionen als das Land. 
Wenn wir den Fiskalpakt hinzuziehen – da wird es 
natürlich irgendwann sehr komplex –, müssen wir 
feststellen, dass die Schulden der Kommunen dem 
Land zugerechnet werden. Insofern spielt es gar 
keine Rolle, wenn das Geld aufgenommen werden 
muss, ob es nun in den Kommunen oder im Land 
aufgenommen wird, zumal das dieses Jahr auch 
verfassungskonform möglich wäre. 

Wenn wir eine nachhaltige strukturelle Finanzierung 
erreichen wollen, können wir momentan, weil wir auf 
Landesebene keine Stellschrauben haben, nur in 
Richtung Bund schielen. Hier müssen wir einerseits 
die Umsetzung der Konnexität fordern. In der 
Benchmark-Analyse wurde ja deutlich, dass gerade 
die Sozialausgaben für die NRW-Kommunen die 
erdrückende Last sind. Da muss der Bund tätig 
werden; denn er bestellt, und wenn er bestellt, soll 
er auch zahlen. Wir können nur versuchen, mit un-
seren verhältnismäßig geringen Mitteln dort Einfluss 
zu nehmen. 

Wenn das nicht ausreicht, wenn der Bund nicht ge-
nügend finanzielle Mittel hat, müssen wir in Rich-
tung Bund auch das Signal aussenden, dass man 
dann über eine Einführung der Vermögensteuer 
nachdenken muss. Vielleicht muss man auch über 
eine moderate Erhöhung der Körperschaftsteuer 
reden dürfen. Diese Szenarien können wir aber erst 
bewerten, wenn wir in Bezug auf den Bund genaue-
re Daten und Analysen haben, welche Belastungen 
der Kommunen wirklich übernommen werden sol-
len. 

Die konjunkturelle Lage ist auf jeden Fall günstig. 
Ich will hier noch einmal betonen, dass wir, wenn 
wir hier eine ganzheitliche Betrachtung wählen, 
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nicht etwa verantwortungslose Haushaltspolitik for-
dern; denn die Finanzierung wäre dieses Jahr über 
den Sondereffekt möglich. Ich weiß, dass Sie das 
nicht wollen; dieses Signal haben wir auch verstan-
den.  

In einem weiteren Schritt muss dann natürlich im 
Sinne der Nachhaltigkeit, weil wir vom Land aus 
keine Stellschrauben auf der Einnahmeseite drehen 
können, die Forderung in Richtung Bund gerichtet 
werden. – Danke sehr. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Stein. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Jäger. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Guten Morgen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich will damit beginnen, ein Angebot zu 
wiederholen. Das Angebot lautet: Die Mitarbeiter 
meines Hauses und zur Not auch ich persönlich 
stehen jedem Abgeordneten dieses Landtags zur 
Verfügung, um das Mittel der Berechnung der Re-
gressionsanalyse zu erklären. 

(Beifall von der SPD) 

Jedem – auch Ihnen, Herr Schemmer! Wenn Sie 
wollen, tun wir das jeden Tag, bis Sie verinnerlicht 
haben, dass Fragen, wie Sie sie hier gestellt haben, 
in der Tat mit der Grundlage des GFG, wie es in 
Nordrhein-Westfalen wirkt, überhaupt nichts zu tun 
haben. 

Ich will mit der Feststellung beginnen, meine Damen 
und Herren, dass diese Landesregierung ein ver-
lässlicher und zuverlässiger Partner aller 396 Kom-
munen in Nordrhein-Westfalen ist, egal welcher Art, 
ob klein oder groß. Wir begegnen diesen Kommu-
nen auf Augenhöhe und nehmen ihre Sorgen und 
Probleme ernst. Das unterscheidet uns maßgeblich 
von der Vorgänger-Landesregierung. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Zum Zweiten stelle ich fest: Wir handeln. Wir haben 
im GFG 2010, im GFG 2011 und auch im vorlie-
genden GFG 2012 das aufgehoben und beseitigt, 
was Sie gemacht haben. Sie haben nämlich nichts 
anderes getan, als mit klebrigem Finger in die 
kommunalen Kassen zu greifen, um den eigenen 
Haushalt zu sanieren. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Wir haben die von Ihnen durchgeführten Befrach-
tungen von alleine 300 Millionen € jährlich beseitigt. 
Es ist schon ein starkes Stück, Herr Kuper, wenn 
ich einmal diese Formulierung aufgreifen darf, dass 
diejenigen, die zu verantworten haben, dass sich 
die Kassenkredite in Nordrhein-Westfalen in den 
Jahren 2005 bis 2010 mehr als verdoppelt haben 

und auf über 20 Milliarden € gestiegen sind, offen-
sichtlich nicht mehr wissen, was sie in dieser Zeit 
getan haben. Das ist offensichtlich ein Totalversa-
gen Ihres Kurzzeitgedächtnisses, meine Damen 
und Herren. Das werden wir Ihnen nicht durchge-
hen lassen. Diesen Teil der Festplatte mögen Sie 
gelöscht haben. Wir stellen Ihnen aber gerne ein 
Back-up dafür zur Verfügung. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Herr Abruszat, Sie haben recht. Sie haben in der 
Tat – ich habe es Ihnen ja zugerufen – hellseheri-
sche Fähigkeiten. Dieses GFG mit einer Schlüssel-
masse von 8,4 Milliarden € ist in der Geschichte 
Nordrhein-Westfalens das höchste aller Zeiten. So 
viel gab es in unserem Land noch nie an die Kom-
munen zu verteilen. Uns unterscheidet aber Fol-
gendes, Herr Abruszat: Die Steuereinnahmen, die 
das begründen, geben wir an die Kommunen wei-
ter. Sie haben sie eingesackt. Das ist der Unter-
schied. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will 
gerne noch auf einige Details zum GFG eingehen. 
Ja, es gibt eine deutliche Anhebung des Soziallas-
tenansatzes. Das ist aber keine politische Entschei-
dung, sondern eine arithmetische Folge dessen, 
was wir über alle Fraktionen im Rahmen des ifo-
Gutachtens miteinander beschlossen haben. Nur: 
Sie haben das nicht angewandt. Sie haben die 
Schlüsselzuweisungen an die nordrhein-westfäli-
schen Kommunen auf der Grundlage von Datensät-
zen des Jahres 1999 verteilt. Elf Jahre alte Daten 
haben Sie genommen, ohne die Entwicklung bei 
den Soziallasten in diesen elf Jahren zu berücksich-
tigen. Ich vermute, Ihnen fehlte seinerzeit der politi-
sche Mut, das umzusetzen, was eigentlich notwen-
dig ist, 

(Beifall von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

nämlich den Kommunen, die unter hohen Soziallas-
ten leiden, mehr Schlüsselzuweisungen zukommen 
zu lassen. Das ist unser Verständnis von Vertei-
lungsgerechtigkeit, Herr Kuper – nicht Ihres, das 
sehe ich ein. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben 
darüber hinaus den Zentralitätsansatz gestärkt, aber 
genauso einen Flächenansatz eingeführt. Der Bür-
germeister von Windeck hat mir nachvollziehbar 
dargestellt, dass er im Winter genauso viel Streu-
salz einkaufen muss wie die Stadt Köln. Genau die-
sen Aspekt, dass man als Kommune viel Fläche, 
aber relativ wenige Einwohner hat, haben wir in die-
sem GFG berücksichtigt. 
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Ebenso haben wir einen Demografiefaktor einge-
führt, der dafür sorgen soll, dass die Kommunen, 
die in einem hohen Maße Einwohner verlieren, in 
der Lage sind, in einer Übergangsphase ihre kom-
munale Infrastruktur anzupassen. 

Außerdem, meine Damen und Herren von CDU und 
FDP, haben wir den ländlichen Raum nachhaltig 
dadurch gestärkt, dass wir Abmilderungshilfen dort-
hin leiten, weil wir genau wissen, dass die Finanz-
krise der Kommunen längst im ländlichen Raum 
angekommen ist. Wir helfen den Kommunen, egal 
welcher Art, ob groß oder klein. 

Zuallerletzt möchte ich noch auf Folgendes einge-
hen: Ja, es gibt immer Stellungnahmen zu diesem 
GFG vonseiten der kommunalen Spitzenverbände. 
Jeder dieser Spitzenverbände hätte für die Art von 
Kommunen, die er vertritt, gerne mehr Geld. Das 
kann ich menschlich wirklich nachvollziehen. Ge-
nauso bestätigen uns die kommunalen Spitzenver-
bände aber, dass es zu dem jetzigen Verteilungs-
mechanismus eigentlich gar keine Alternative gibt. 

Herr Abruszat, es wird Sie freuen, dass diese Lan-
desregierung gemeinsam mit den kommunalen 
Spitzenverbänden vereinbart hat, das, was zur Dis-
kussion steht, nämlich die Frage „Bildet der Sozial-
lastenansatz tatsächlich die Sozialausgaben ab? 
Wie ist das mit dem Hebesatz bei der Gewerbe-
steuer und deren Berücksichtigung?“ …  

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit! 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
… gutachterlich überprüfen zu lassen. Die Ergeb-
nisse erwarten wir im nächsten Jahr. Wir werden sie 
in einem breit angelegten Diskussionsprozess mit 
den kommunalen Spitzenverbänden, mit den Kom-
munen gemeinsam auf Augenhöhe beraten. Auch 
darin unterscheidet sich diese Landesregierung von 
ihrer Vorgängerregierung. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister Jäger. Herr Minister Jäger hat geringfügig 
die Redezeit überzogen. Gibt es den Wunsch einer 
Fraktion, einen kleinen Zuschlag zu bekommen? – 
Dem ist nicht so.  

Dann schließe ich hiermit die Beratung zum Ge-
meindefinanzierungsgesetz und weise noch einmal 
darauf hin, dass das Gemeindefinanzierungsge-
setz entsprechend der Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/1217 erst morgen nach der Bera-
tung des Haushaltsgesetzes abgestimmt wird. Das 
Gleiche gilt für die Rücküberweisung des GFG zur 
Vorbereitung der dritten Lesung, die erst morgen 
zusammen mit dem Haushaltsgesetz erfolgen wird. 

Ich rufe auf: 

 Einzelplan 12 
Finanzministerium 
Einzelplan 20 
Allgemeine Finanzverwaltung 

Ich weise auf die Beschlussempfehlungen und Be-
richte des Haushalts- und Finanzausschusses hin – 
Drucksachen 16/1212 und 16/1220. Des Weiteren 
liegen Ihnen Änderungsanträge der Fraktionen der 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen Drucksachen 
16/1318 und 16/1319 vor.  

Ich eröffne die Beratung, und zwar zunächst zu den 
getrennt zu beratenden Themenfeldern Allgemeine 
Finanzverwaltung und Haushaltsgesetz. Zur Bera-
tung zum  

 Teilbereich 
Allgemeine Finanzverwaltung 

erteile ich Herrn Kollegen Dr. Optendrenk von der 
CDU das Wort. 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Beratung, die wir heute, am 
7. November, in zweiter Lesung über den Entwurf 
des Landeshaushalts 2012 durchführen, ist denk-
würdig. Denn der Landeshaushalt 2012 wird aus 
drei Gründen in die Geschichte unseres Landes 
eingehen: 

Erstens. Das Scheitern des ersten rot-grünen Ver-
suchs, einen Haushalt 2012 auf die Beine zu stel-
len, führte zu vorgezogenen Neuwahlen. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie, Frau Kraft, und Ihre Landesregierung wollten 
sich mit diesem Entwurf unter Missachtung der 
Landesverfassung um unbequeme Entscheidungen 
herumdrücken. Sie haben dafür im Parlament da-
mals keine Mehrheit erhalten. 

Zweitens. Der Verfassungsgerichtshof in Münster 
hat in der vergangenen Woche klargestellt, dass der 
erste Haushaltsentwurf 2012 zu spät von Ihnen vor-
gelegt wurde. Ihr Vorgehen war verfassungswidrig. 
Es steht eben nicht im Belieben einer Landesregie-
rung, einer Ministerpräsidentin, eines Finanzminis-
ters, wann sie denn die Huld haben, dem Landtag 
einen Haushaltsentwurf zuzuleiten. Nein, es gibt 
feste verfassungsrechtliche Spielregeln, die für alle 
gelten, auch für diese Landesregierung. 

(Beifall von der CDU) 

In der inzwischen vorliegenden schriftlichen Urteils-
begründung hat das Gericht klargestellt: Ihre Erklä-
rungsversuche für die verspätete Vorlage des 
Haushaltes waren letztlich Ausreden. Münster hat 
Ihnen nicht abgenommen, was Sie da so alles vor-
getragen haben – von der Einarbeitung vorheriger 
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Urteile über den vermeintlichen Respekt gegenüber 
dem Gericht bis hin zum Abwarten auf die Haus-
haltsverabschiedung 2011 im Mai 2011. 

Um es deutlich zu sagen: Sie hätten dann Respekt 
vor dem Verfassungsgericht gezeigt, wenn Sie sich 
nach dem Urteil zu Ihrem Nachtragshaushalt 2010 
konsequent und ohne Wenn und Aber an die Ver-
fassung gehalten hätten. Es hilft auch nicht, das an-
schließend über vermeintlich unterschiedliche 
Rechtsauffassungen zu relativieren, die man da so 
haben könne. Nein, es geht um das, was es ist: Sie 
haben aus sachfremden Gründen dem Landtag die 
Möglichkeit genommen, den Haushalt 2012 vor Be-
ginn des Kalenderjahres 2012 zu beraten und zu 
beschließen. 

(Beifall von der CDU) 

Sie haben damit die verfassungsrechtlich gewähr-
leisteten Rechte des Parlamentes verkürzt – und 
das mit voller Absicht. Ich darf daran erinnern: Auch 
der Nachtragshaushalt 2010 war verfassungswidrig, 
wie Münster festgestellt hat. Sie, Frau Ministerprä-
sidentin, Herr Finanzminister, haben innerhalb von 
nur zwei Jahren zweimal im Bereich des Haushalts-
rechts gegen die Verfassung des Landes versto-
ßen – und das ist höchstrichterlich festgestellt wor-
den. Ich frage mich, wie ernst Sie an dieser Stelle 
Ihren Amtseid nehmen. 

(Beifall von der CDU) 

Drittens. Wir beraten den Haushaltsentwurf heute, 
sieben Wochen vor Ablauf des Haushaltsjahres. 
Auch diese Tatsache widerspricht allen Grundprin-
zipien der Verfassung. Wie soll denn der Landtag, 
wie soll der Haushaltsgesetzgeber einer Landesre-
gierung politische Gestaltungsvorgaben machen, 
wenn das Haushaltsjahr bereits abgelaufen ist? 

(Minister Ralf Jäger: Sie hätten dem Haushalt 
ja zustimmen können!) 

Welche Schwerpunkte sollen wir denn in dieser Zeit 
noch setzen können? Wir vollziehen doch nur das 
nach, was die Landesregierung im Haushaltsvoll-
zug, verehrter Herr Innenminister, bereits getan hat, 
und sind dann aufgefordert, Ihnen die Huld und 
Gunst erweisen, das nachträglich zu legitimieren. 
Das ist für einen vom Volk gewählten Abgeordneten 
höchst unbefriedigend. 

(Beifall von der CDU) 

Es widerspricht auch unserer Verfassung. Es stellt 
alle Tatsachen und alle Bilder, die die Väter und die 
Mütter unserer Verfassung hatten, auf den Kopf. 
Hier wackelt der Schwanz mit dem Hund. 

Der Landtag ist der Haushaltsgesetzgeber. Wir sind 
aufgerufen, die Schwerpunkte zu setzen. Deshalb 
wählen wir auch eine Ministerpräsidentin oder einen 
Ministerpräsidenten, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. Es wäre also reines Schattenboxen, wenn die 
Opposition sich auf den Weg machen würde, den 

mit einem Jahr Verspätung vorgelegten Haushalts-
entwurf jetzt noch grundlegend überarbeiten zu wol-
len. Das haben wir bereits in der Einbringungsde-
batte diskutiert. Das haben übrigens auch die De-
batten in den Fachausschüssen und im Haushalts- 
und Finanzausschuss in der letzten Woche gezeigt. 
Da gibt es keine wesentlichen Korrekturmöglichkei-
ten mehr.  

Allerdings gibt es im hier zu beratenden Einzelplan 
20 drei wesentliche Positionen, die politisch zu dis-
kutieren und zu entscheiden sind, nämlich zunächst 
die in diesem Einzelplan veranschlagten Einnah-
men in Höhe von 170 Millionen € aus den Schul- 
und Studienfonds, die nicht aufkommen werden. Da 
sind weiterhin die zu erwartenden zusätzlichen Ein-
nahmen des Landes aus einem Sondereffekt beim 
Länderfinanzausgleich und den Bundesergän-
zungszuweisungen in einem Volumen von rund 
600 Millionen €.  

Der Finanzminister hat das Parlament darüber in-
formiert, dass auch er inzwischen zu der Erkenntnis 
gelangt ist, dass die in diesem Haushaltsentwurf 
eingeplanten Einnahmen aus den Schul- und Studi-
enfonds jedenfalls in 2012 nicht mehr fließen wer-
den. Er hat das auch in einer Presseerklärung am 
vergangenen Dienstag ausdrücklich wiederholt. Das 
bedeutet: Wir haben diesen Titel zu streichen.  

Ich möchte den Kolleginnen und Kollegen von SPD 
und Grünen ganz ausdrücklich meinen Respekt da-
für aussprechen, dass sie heute mit einem kurzfris-
tigen Änderungsantrag die 170 Millionen € streichen 
wollen und eine entsprechende Deckung über 
Mehreinnahmen aus dem Länderfinanzausgleich 
vorschlagen. Denn Sie korrigieren damit nicht nur 
die seit Dezember 2011 im Haushaltsentwurf ste-
henden Luftbuchungen der Regierung, sondern Sie 
setzen sich damit auch von Ihrer eigenen Be-
schlussfassung vom vergangenen Donnerstag im 
Haushalts- und Finanzausschuss ab, die Sie dort 
noch auf Empfehlung der Regierung vorgenommen 
hatten.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Haushaltsplan 
muss nicht nur beim Beschluss im Rahmen der drit-
ten Lesung in Einnahmen und Ausgaben ausgegli-
chen sein, er muss es auch heute sein. Denn sonst 
gäbe es einen Verstoß gegen unsere Landesver-
fassung. Deshalb ist der Änderungsantrag der Koa-
litionsfraktionen richtig und wichtig.  

Die zu erwartenden Mehreinnahmen von etwa 600 
Millionen € aus einem Sondereffekt des Länderfi-
nanzausgleichs stehen nicht nur zur Deckung der 
ausstehenden 170 Millionen € zur Verfügung, son-
dern sie können auch – das haben wir im Aus-
schuss vorgeschlagen – zur Absenkung der Net-
toneuverschuldung auf gut 4,2 Milliarden € einge-
setzt werden. Diesen Vorschlag hatte uns der Fi-
nanzminister seinerzeit ebenfalls übermittelt.  
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Ob es am Ende nun 600 oder 598 Millionen € sind – 
die noch eintretenden, möglicherweise geringfügi-
gen Korrekturen aus der Abrechnung des Bundes 
sind jedenfalls kein schlagendes Argument, den An-
trag hier heute nicht zu stellen. Auch hierbei wäre 
eine Korrektur angezeigt.  

Im Ergebnis zeigt diese Haushaltsberatung: Es wird 
höchste Zeit, dass sich die Landesregierung wieder 
auf den festen Boden des Haushaltsverfassungs-
rechts zurückbewegt. Die Menschen in Nordrhein-
Westfalen erwarten völlig zu Recht, dass sich Lan-
desregierung und Landtag an die Verfassung hal-
ten. Mit welchem Recht fordern wir denn von den 
Menschen die Befolgung aller geltenden Gesetze, 
zum Beispiel auch der Steuergesetze, Herr Minister, 
wenn die Landesregierung selbst nur ein eher takti-
sches Verhältnis zur Rechtsordnung an den Tag 
legt?  

(Vereinzelt Beifall von der CDU – Zurufe von 
der SPD: Oh! – Stefan Zimkeit [SPD]: Wie oft 
habt ihr denn vorm Verfassungsgericht verlo-
ren?) 

Wo sie nicht stört, wird die Verfassung anstandslos 
beachtet, ansonsten werden die sonderbarsten 
Auslegungen der Verfassung konstruiert, um sich 
möglichst an unbequemen Vorgaben vorbeizuhan-
geln –  

(Zuruf von der SPD: Reden Sie gerade über 
die letzten Haushalte von Schwarz-Gelb?) 

immer in der Hoffnung, dass niemand etwas merkt 
oder wenigstens niemand etwas sagt. Genau das 
werfen Sie, Herr Finanzminister, doch sonst immer 
anderen Personenkreisen vor. Schauen Sie mal in 
den Spiegel!  

(Heiterkeit von Minister Dr. Norbert Walter-
Borjans) 

Ich fasse zusammen: Den Änderungsanträgen der 
Koalitionsfraktionen werden wir nachher zustimmen. 
Den Einzelplänen 12 und 20 sowie dem Haushalts-
gesetz können wir allerdings in der vorliegenden 
Form insgesamt nicht zustimmen. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Optendrenk.  

Bevor ich Herrn Kollegen Börschel für die SPD-
Fraktion das Wort erteile, möchte ich zum weiteren 
Fortgang der Debatte noch einmal erläutern, dass 
die Einzelpläne 12 und 20 gemeinsam debattiert 
werden und dass wir zwei getrennte Teilbereiche 
ausgewiesen haben. Dementsprechend wurden 
Wortmeldungen vorgenommen. Selbstverständlich 
können die Fraktionen in eigener Entscheidungs-
freiheit darüber befinden, ob ein Redner die kom-

plette Redezeit verwendet und dabei beide Teilbe-
reiche debattiert oder ob man die Zeit aufteilt.  

Der Kollege Optendrenk hat zu beiden Bereichen 
geredet, hat aber noch 43 Sekunden Redezeit. Für 
den Fall, dass Sie nachher noch einmal das Wort 
ergreifen möchten, lasse ich Sie zum zweiten Teil-
bereich noch auf der Rednerliste.  

(Zustimmung von Dr. Marcus Optendrenk [CDU]) 

Das sage ich nur, weil nicht ganz klar ersichtlich ist, 
wie sich die Fraktionen verhalten. – Herr Kollege 
Börschel, bitte.  

Martin Börschel (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Herr Kollege Optendrenk, Sie haben völlig 
zu Recht gesagt, dass der heute vorliegende, in 
zweiter Lesung zur Beratung anstehende Haus-
haltsentwurf der Regierung durchaus denkwürdige 
Dimensionen hat. Sie haben allerdings viel Kreativi-
tät und Auslegungsgabe bei der Begründung der 
Denkwürdigkeit bewiesen. Ich will Ihnen drei andere 
entgegenhalten.  

(Dr. Marcus Optendrenk [CDU]: Gut!) 

Sie haben zu einem Teil halb recht. Natürlich hat 
der letzte, der abgelehnte Haushaltsentwurf zu 
Neuwahlen geführt. Wenn Sie allerdings nicht die 
von Herrn Minister Jäger eben angesprochene ge-
löschte Festplatte hätten, hätten Sie ergänzen müs-
sen: Dieser Haushalt 2012 ist auch deswegen histo-
risch, weil er zu einer sehr überzeugenden rot-
grünen Mehrheit und zu einer historischen Wahlnie-
derlage der CDU geführt hat.  

(Beifall von der SPD und von Mehrdad Mos-
tofizadeh [GRÜNE]) 

Zur Ehrlichkeit gehört, das auch zu sagen.  

Zum Zweiten hat der Verfassungsgerichtshof des 
Landes Nordrhein-Westfalen ausdrücklich festge-
stellt, dass der Zeitplan dieses heute zu beratenden 
Haushaltsgesetzentwurfs überhaupt und in gar kei-
ner Weise zu beanstanden ist. Wir haben durch die 
Neuwahlen, die zu dem von Ihnen beklagten Er-
gebnis geführt haben, keinen anderen Zeitplan ein-
halten können. Insofern verdrehen sie hier Ihre Ar-
gumentation, wenn Sie ein Urteil heranziehen, das 
mit dem jetzt vorgelegten Haushalt überhaupt nichts 
zu tun hat.  

(Widerspruch von Dr. Marcus Optendrenk [CDU]) 

Der Verfassungsgerichtshof hat ausdrücklich ge-
sagt, dass der Zeitplan in Ordnung ist.  

Die Beratungen dieses Haushaltsentwurfs sind in 
einer dritten Hinsicht wirklich denkwürdig: Es ist seit 
langer Zeit der erste Haushaltsentwurf, an den ich 
mich erinnern kann, bei dem die Opposition – in 
diesem Fall die CDU – keinen einzigen inhaltlichen 
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sachlichen Vorschlag zur Veränderung des Haus-
halts gemacht hat.  

(Heiterkeit von der SPD – Dr. Marcus Opten-
drenk [CDU] deutet auf ein Schriftstück auf 
seinem Platz.) 

Das ist an Peinlichkeit kaum zu überbieten. Deswe-
gen ist dies in der Tat ein denkwürdiger Umstand, 
den Sie, Herr Kollege Optendrenk, sich hier entge-
genhalten lassen müssen.  

(Beifall von der SPD) 

Wo sind Ihre Vorschläge? Einer zu den Schul- und 
Studienfonds ist rein technischer Natur. Dazu hatte 
Ihnen die Regierung ja selbst mitgeteilt, dass trotz 
Fortschritten im Verfahren kassenwirksam im Jahr 
2012 mit einer Vereinnahmung nicht zu rechnen sei.  

(Zuruf von der CDU: Das hat Herr Schemmer 
gesagt!) 

Dann nehmen Sie das auf Ihre Kappe und wollen 
daraus einen Änderungsantrag machen. Wenn das 
Ihre Kreativleistung ist, tun Sie mir leid. Sie haben 
im Grunde nur abgeschrieben, was Ihnen der Fi-
nanzminister längst übergeben hat.  

Was ist denn mit Ihren großspurig angekündigten 
Vorschlägen zur Wiedereinführung von Studienge-
bühren? Von Ihrem damaligen Spitzenkandidaten 
Röttgen wurde das wieder abgeblasen, und jetzt 
wissen Sie nicht mehr, was Sie machen sollen. Das 
ist ein völliger Eiertanz.  

(Vorsitz: Vizepräsident Eckhard Uhlenberg)  

Auch dazu kein Vorschlag.  

Was ist mit Ihren ergänzenden Vorschlägen zum 
Einstieg in die Elternbeitragsfreiheit von Kinderta-
gesstätten? Auch davon ist nichts zu hören.  

Insofern, meine ich, sollten Sie hier Ihren Mund 
nicht so weit aufreißen, indem Sie Regierung und 
regierungstragende Fraktionen kritisieren.  

(Beifall von der SPD) 

Vor allem gilt das, wenn Sie vorhalten, dass Sie die 
Regierung das eine oder andere Mal zum Verfas-
sungsgerichtshof gebracht haben: In der Tat Nach-
tragshaushalt 2010, erster von Rot-Grün einge-
brachter Haushalt. Das waren ja gar nicht Sie, son-
dern die Linken, was den Zeitplan angeht, 2012. So 
oft wie Sie in Münster waren und mit Ihrer damali-
gen schwarz-gelben Regierung verloren haben: Das 
wird diese rot-grüne Regierung bei Weitem nicht 
schaffen, und wenn sie noch so lange regiert. 
Stammgast in Münster wie Sie werden wir nicht. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Richtung stimmt also. Bereinigt um den Son-
dereffekt WestLB-Restrukturierung haben wir es 
hier mit einer Nettoneuverschuldung von 3,6 Milliar-
den € zu tun. Die Regierung hat angekündigt, die 

Schuldenbremse 2020 selbstverständlich in den 
möglichen Schritten einzuhalten.  

Dass die Schritte nur so möglich sind, wie die Re-
gierung sie jetzt in der Mittelfristplanung vorgelegt 
hat, daran tragen Sie von Schwarz-Gelb ein gerüt-
telt Maß an Mitverantwortung. Wenn Sie uns näm-
lich nicht zum Beispiel die Altlast beim Kinderförde-
rungsgesetz überlassen hätten, und zwar im Um-
fang von etlichen Hundert Millionen, die Sie – übri-
gens: das mussten wir vom Verfassungsgericht so 
feststellen lassen – den Kommunen rechtswidrig 
entzogen haben, müsste diese Regierung das jetzt 
nicht korrigieren, wie wir das in den nächsten Tagen 
tun werden. Das war eigentlich Ihre Pflicht. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Lasten aus der Phoenix-Garantie – Hunderte 
Millionen Euro in den nächsten Jahren –, die die 
Regierung daran hindern, einen noch steileren Ab-
stieg in Richtung der Neuverschuldungsgrenze Null 
2020 zu schaffen, sind doch Ihre Altlast. Das ist 
doch Ihre Verantwortung, die Sie der jetzigen Re-
gierung und den regierungstragenden Fraktionen 
hinterlassen haben. Deswegen meine ich, ein weite-
res Mal sollten Sie den Mund nicht zu voll nehmen.  

Insgesamt bringen wir heute drei Änderungsanträge 
zum Einzelplan 20 bzw. zu einem Ressort-
Einzelplan ein.  

Die Schul- und Studienfonds – das habe ich gerade 
schon angedeutet – sind trotz guter Gespräche 
eben noch nicht etatreif und kassenwirksam.  

Wir gehen davon aus, dass wir die Leistungen an 
die Kommunen aus dem von der schwarz-gelben 
Regierung verlorenen Streit vor dem Verfassungs-
gerichtshof schon im Haushaltsjahr 2012 in einem 
höheren Umfang auszahlen wollen. Auch dafür stel-
len wir heute durch einen Antrag die Rahmenbedin-
gungen her.  

Wir gehen auch davon aus, dass wir im Länderfi-
nanzausgleich mit Mehreinnahmen rechnen kön-
nen. Wir wissen noch nicht ganz genau, wie groß 
die Summe ist. Das werden wir bis zur dritten Le-
sung wissen und dann mit einer Restsumme auch 
beantragen. Das kündigen wir jetzt hier und heute 
schon an. 

Was wir aber wissen, ist, Herr Kollege Optendrenk, 
dass Ihr Vorgänger seinerzeit auch bei dem Thema 
„Länderfinanzausgleich“ den Mund ziemlich voll ge-
nommen hat. Ich darf Sie, da Sie ihm ja nicht nur 
persönlich, sondern, ich glaube, auch örtlich sehr 
verbunden sind, bitten, ihm die schönen Grüße von 
uns zu überbringen. Herr Weisbrich möchte sich 
gern daran erinnern lassen, dass er in der Plenar-
sitzung am 21. Dezember 2011 dem Herrn Kollegen 
Körfges eine Wette angeboten hat, auf die dieser 
mutigerweise auch eingegangen ist. Der Wettein-
satz bestand in einer Kiste Rotwein. Da Herr Weis-
brich die verloren hat und Herr Kollege Körfges sich 
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hat überreden lassen, die dem Arbeitskreis HFA zu 
spenden, bitte ich darum, dass Sie ihn um eine be-
sonders gute Kiste Rotwein bitten.  

(Heiterkeit und Beifall von der SPD) 

Der Inhalt der Wette bestand schlicht und einfach 
darin, dass Herr Weisbrich vollmundig hier in den 
Raum geworfen hatte, die von der Regierung in An-
satz gebrachten Einnahmen aus dem Länderfi-
nanzausgleich seien viel, viel zu hoch angesetzt. 
Jetzt dürfen wir noch einmal ein paar Hundert Milli-
onen Euro kassieren. Insofern: Grüße an Herrn 
Weisbrich. Vielen Dank für den Wein. Wir trinken 
schon jetzt auf ihn und auf Sie. Prost und vielen 
Dank! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Börschel. – Für die FDP-
Fraktion spricht der Abgeordnete Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Heute bei diesen Haus-
haltsberatungen wird einmal mehr deutlich: Der 
Gründungsfehler der rot-grünen Koalition ist der 
Glaube an das Märchen der vermeintlich guten 
Schulden. Die Achillesferse dieser Regierung ist ihr 
Verstoß gegen elementare Grundsätze der genera-
tionengerechten Politik. 

Ob die bundesweit großzügigsten LPVG-
Freistellungen, das Sozialticket, Gratis-Kita oder 
kostenloses Studium: Rot-Grün serviert das eine 
Wahlgeschenk auf Pump nach dem nächsten und 
legt damit den Staat immer weiter an die Ketten un-
kalkulierbarer Finanzmärkte. 

So können Sie sicherlich das grundgesetzlich vor-
geschriebene Ziel der Schuldenbremse 2020 nie 
erreichen.  

Dabei, Herr Finanzminister, sind Sie, was die äuße-
ren finanzpolitischen Rahmenbedingungen angeht, 
eigentlich der Glücksritter dieser Nation. Aber Sie 
schaffen es eben nicht, diesen Elfmeter auch zu 
verwandeln, und wollen es in Wahrheit auch gar 
nicht.  

In einer lange andauernden Phase rekordverdächti-
ger Steuermehreinnahmen und historisch niedriger 
Zinsen sowie bei der Ausgabenbremse durch die 
vorläufige Haushaltsführung in diesem Jahr häufen 
Sie den größten Schuldenberg in der Landesge-
schichte Nordrhein-Westfalens an. Herr Finanzmi-
nister, wann und wie, wenn nicht bei diesen Ideal-
bedingungen, wollen Sie den Haushalt denn an-
sonsten noch so leicht wieder konsolidieren?  

(Beifall von der FDP) 

Sie sehen in Ihrem Haushaltsentwurf eine Krediter-
mächtigung von 4,6 Milliarden € vor, 4,6 Milliarden € 
für neue Schulden. Sie wollen damit den Schulden-

berg in fast derselben Größenordnung erhöhen, wie 
dies auch in den letzten Jahren der Fall gewesen 
ist. Eine signifikante Rückführung der jährlich zu-
sätzlichen Neuverschuldung ist dabei nicht erkenn-
bar.  

Dabei hat sich die Einnahmesituation doch grundle-
gend geändert. Sie erhalten an Steuern voraussicht-
lich 6,3 Milliarden € mehr, als dies im Jahr 2010, 
dem Jahr Ihres Amtsantritts, geplant gewesen ist. 
Für eine Absenkung der Neuverschuldung bleibt 
davon aber bei Ihnen fast nichts sichtbar übrig.  

In dieser Situation reden Sie, Herr Finanzminister, 
auch noch von weiteren Steuererhöhungen, von 
Vermögensabgaben, oder Sie reden Umvertei-
lungsplänen das Wort.  

Wir sagen Ihnen als FDP-Landtagsfraktion: Wir ha-
ben kein objektives Einnahmeproblem, sondern das 
gravierende Problem dieser Landesregierung ist 
mangelnde Haushaltsdisziplin, meine sehr geehrten 
Damen und Herren.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Das zeigt Ihnen ja auch der Bundesländervergleich. 
Für dieses Jahr 2012 planen sechs Flächenländer 
mit ausgeglichenen Haushalten oder zahlen sogar 
in Teilen schon Altschulden zurück. NRW plant 
selbst in der Finanzplanung heute schon festge-
schrieben für das Jahr 2015 in Ihrer Prognose noch 
eine Neuverschuldung von 2,7 Milliarden € ein.  

Vergleicht man die Pro-Kopf-Verschuldungssituati-
on aller Flächenländer inklusive ihrer Gemeinden, 
stellt man fest: 2011 wird Nordrhein-Westfalen mit 
Schulden von über 10.000 € pro Einwohner nur 
noch vom Saarland übertroffen. 

Herr Finanzminister, dieser Haushalt steckt voller 
Risiken, er ist fragil. Kleinere Zinssteigerungen las-
sen den Schuldendienst leicht explodieren. Bereits 
in der aktuellen Niedrigzinsphase werden von Ihnen 
jedes Jahr 4 Milliarden € nur für Zinsen und Zinses-
zinsen verbrannt.  

Was passiert eigentlich zukünftig mit wichtigen Fel-
dern wie Bildung, Innovation, Verkehrsinfrastruktur-
projekte, wenn die Besoldung der Bediensteten und 
die Zinsen auch nur in kleinen Margen steigen?  

Außerdem haben wir das Ihnen bekannte Problem 
der Landesbeteiligungen. Nach allen Ihnen heute 
bekannten Informationen zu den Schrottpapieren 
bei Phoenix, zur Entwicklung bei den EAA und der 
Portigon AG wissen Sie, dass die WestLB-Abwick-
lung wohl noch um einiges teurer wird, als bislang 
öffentlich eingeräumt. 

Sie haben sich im Juni 2012 von den Mehrheitsei-
gentümern über den Tisch ziehen lassen. Deshalb 
müssen Sie sich natürlich die Ergebnisse dessen, 
was Sie Mitte des Jahres verabredet haben, auch 
zurechnen lassen, und zwar auch, was die zukünftig 
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entstehenden Kosten anbelangt; denn die Steuer-
zahler müssen nun die Zeche dafür berappen. 

Der BLB befindet sich in umfänglichen Untersu-
chungen der Staatsanwaltschaft und des Landes-
kriminalamtes im wahrscheinlich größten Bauskan-
dal in der Landesgeschichte Nordrhein-Westfalens. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Warum leisten wir uns weiterhin einen solchen Be-
trieb, der seine Dienste oft teurer anbietet als der 
Markt?  

Und auch in anderen Landesbetrieben steckt noch 
viel Optimierungspotenzial. – Herr Kollege, ich bin 
sehr gespannt auf Ihre Reformvorschläge zu den 
Landesbetrieben in dieser Legislaturperiode. All das 
zeigt aber doch, … 

(Zuruf von Ministerpräsidentin Hannelore 
Kraft) 

– Frau Ministerpräsidentin, die Erkenntnisse der 
staatsanwaltschaftlichen Untersuchungen, die ich 
angesprochen habe, liegen seit Kurzem in der ers-
ten Tranche auf dem Tisch. Wir werden weitere ge-
winnen. Das sollte doch auch die Debatte bei Ihnen 
befördern.  

Frau Ministerpräsidentin, wenn Sie eines sehen 
können, dann doch das, dass der Staat eben nicht 
der bessere Unternehmer ist und vor allem, dass er 
nicht erfolgreicher agiert als der Markt. Die öffentli-
che Hand scheitert mit gravierenden Belastungen 
und Nachteilen für den Steuerzahler, wenn sie diese 
Rolle spielt. 

(Beifall von der FDP) 

Für uns als FDP-Landtagsfraktion ist klar: Das Land 
muss endlich seine Handlungsfähigkeit zurückge-
winnen. Es besteht ein struktureller Konsolidie-
rungsbedarf im Landeshaushalt in der Größenord-
nung von Milliarden. Ohne ein Konzept für einen der 
Aufgabenkritik folgenden Bürokratieabbau werden 
sich neue haushalterische Gestaltungsspielräume 
für Zukunftsinvestitionen, die wir dringend brauchen, 
nicht erreichen lassen.  

Anstatt dass sich Rot-Grün dieser Herausforderung 
stellt, werden seit Amtsantritt dieser Regierung aber 
umgekehrt gerade für grüne Ministerien Hunderte 
neuer Planstellen geschaffen. 

Vor dem Hintergrund ernsthafter Zahlen und Fakten 
ist es unerlässlich, dass wir jetzt endlich zeitnah be-
ginnen, den Haushalt strukturell in Ordnung zu brin-
gen. Das bedeutet, dass das Land in Zeiten einer 
durchschnittlichen konjunkturellen Lage, einer Nor-
mallage, auch in der Lage sein muss, ohne neue 
Schulden auszukommen. Eigentlich ist das eine 
schlichte Selbstverständlichkeit. So ist der Zustand 
ab 2020 auch rechtlich verbindlich durch die Schul-
denbremse vorgesehen. 

Es ist eine Frage der Zukunftsfähigkeit, der Nach-
haltigkeit und der Generationengerechtigkeit, dass 
nicht nur jeder einzelne Bürger sein Leben nicht auf 
Basis von Pump gründen kann, sondern dass die-
ses Prinzip selbstverständlich auch für das Ge-
meinwesen, für unser Land Nordrhein-Westfalen, 
gilt, meine Damen und Herren. 

Sie haben eine unvergessliche Anhörung zu diesem 
Haushalt erlebt, weil Ihnen nämlich dort vonseiten 
der Wissenschaft, vonseiten sämtlicher Experten in 
Bezug auf die Eckwerte Ihrer Haushaltsplanung Kri-
tik vorgehalten wurde. Ein Sparhaushalt wird näm-
lich von dieser rot-grünen Regierung gar nicht erst 
angestrebt. In Wahrheit ist die rot-grüne Umvertei-
lung eine viel zu schwere Hypothek für die nächsten 
Generationen und eine permanente Überforderung 
unserer Gesellschaft. Es sind dann leider die Kinder 
und Enkelkinder, die mit Zins und Zinseszins für 
diese verantwortungslose Schuldenpolitik einstehen 
müssen. Diesen Weg kann und wird die FDP-
Landtagsfraktion nicht mitgehen. 

Herr Finanzminister, wenn Sie nicht schnellstens 
das Ruder herumwerfen, geraten Sie in einen kaum 
noch umkehrbaren Schuldnerverzug. Diese Situati-
on muss vermieden werden. – Ich danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Witzel. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Abgeordneter 
Mostofizadeh.  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Wit-
zel, dass Sie hier im Landtag in der Haushaltsrede 
mit dem Thema „BLB“ kommen, hätte ich mir in den 
kühnsten Träumen nicht vorstellen können, wo doch 
die schwarz-gelbe Landesregierung so eindeutig 
von vorne bis hinten Verantwortung für den Bau-
skandal trägt, den Sie hier als den größten Baus-
kandal in der Landesgeschichte beschreiben. Das 
finde ich wunderbar. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Die FDP setzt dem Ganzen aber noch darüber hin-
aus die Krone auf. Sie ist zumindest nach Zeitungs-
berichten – ich habe mich auch noch einmal bei 
Frau Beer vergewissert – die einzige Fraktion, die 
sich bis zum heutigen Tage nicht klar zu einem Un-
tersuchungsausschuss zur Aufarbeitung des Skan-
dals des BLB bekannt hat. Das passt ganz beson-
ders gut zusammen, Herr Kollege. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vielleicht – weil Sie auch diese Retrodebatte heute 
geführt haben – noch eine Bemerkung zur WestLB. – 
Auch das ist ein unglaubliches Verständnis von der 
Trennung von Steuerzahlerinnen und Menschen in 
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diesem Lande. Ich bestreite, dass der Finanzminister 
bzw. die Landesregierung über den Tisch gezogen 
worden sind; aber das haben wir alles diskutiert. Herr 
Kollege Witzel, Sie müssen mir einmal erklären, wo 
der Unterschied liegt, ob die Nordrhein-Westfalen die 
Kosten, die für das Land entstehen, als Sparkassen-
kundinnen und -kunden – immerhin sind 70 % der 
Nordrhein-Westfalen Kundinnen und Kunden bei ei-
ner Sparkasse – oder als Steuerzahler bezahlen. 

Eines möchte ich – wir haben auch noch eine Frage-
stunde zu dem Thema – hinzufügen. Die Art und 
Weise der Mäkelei und des Herumkrittelns an der 
Abwicklung der WestLB und an der Weiterführung 
der Portigon, das Kritisieren in einer solchen Perfi-
die – das hat uns im Ausschuss Stunden gekostet 
hat und wird uns auch jetzt im Parlament Stunden 
kosten –, ist diesem Parlament nicht zuträglich. Vor 
allem kann es – ich hoffe, dass es dazu nicht 
kommt – dazu führen, dass weitere erhebliche Kos-
ten hinzukommen, nicht, weil Sachverhalte aufge-
deckt werden, sondern weil Sie die Politik madig re-
den und diesem Unternehmen keine Chance geben. 
Das finde ich ziemlich neben der Spur. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Auf die Verfassungsklagen hat der Kollege Börschel 
eben schon hingewiesen. Gerade heute reparieren 
wir ja noch einige Auswirkungen der von Schwarz-
Gelb verlorenen Verfassungsklagen. Beim U3-
Ausbau werden heute etwa 200 Millionen € nach-
gezahlt werden müssen, ohne dass ein Mehrwert 
entsteht. Das sind 200 Millionen €, die Sie den 
Kommunen schlicht aus der Tasche gezogen und 
wo Sie in Münster krachend verloren haben.  

Das Gleiche gilt für den Einheitslastenausgleich. 
Auch dort haben Sie sich gerühmt, Geld gespart zu 
haben durch die Klage gegen den Nachtragshaus-
halt. Auch das ist vom Verfassungsgericht im Fol-
genden abgeräumt worden. Sie sind doch der große 
Verlierer vor dem Verfassungsgericht.  

Ich finde es schon beschämend, eine Aussage der-
art zu machen, die Landesregierung hätte ein takti-
sches Verhältnis zur Verfassung. Das weise ich 
entschieden zurück, und das entspricht auch nicht 
der Wahrheit.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Sie haben eben von Steuergeschenken auf Pump 
gesprochen, Herr Kollege Optendrenk und Herr Kol-
lege Witzel.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Betreuungsgeld!) 

Drei Tage nach dem beeindruckenden Koalitions-
gipfel in Berlin 

(Vereinzelt Heiterkeit von den GRÜNEN und 
der SPD) 

wäre ich ganz vorsichtig mit solchen Äußerungen.  

(Beifall von der SPD) 

Wenn jemand in einer derart beschämenden und 
dreisten Art und Weise nicht nur Klientelpolitik be-
treibt, sondern durchsichtig zugunsten der Bundes-
länder Niedersachsen und Bayern, wo es auf der 
Kippe steht, wo die Bundesregierung auf der Kippe 
steht, eine Klientelpolitik auf Pump, auf Kosten der 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler betreibt und 
das dann drei Tage später der Landesregierung 
vorwirft, 

(Christian Lindner [FDP]: Was meinen Sie 
genau?) 

ist das, wie ich finde, schon ein grotesker Spagat, 
den Sie hier an den Tag legen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von Christian Lindner [FDP]) 

– Herr Kollege Lindner, weil Sie gerade dazwi-
schenrufen: Sie haben es nicht versäumt, sozusa-
gen noch vor Tagesfrist darauf hinzuweisen, dass 
das Betreuungsgeld Unsinn ist. Aber was dem 
Ganzen die Krone aufsetzt, ist, dass der Bundes-
vorsitzende der FDP, Herr Rösler, dem Sie gerne 
nachfolgen wollen, Herr Kollege Lindner,  

(Christian Lindner [FDP]: Nein! – Heiterkeit 
und Zuruf von der SPD: Das bitte unbedingt 
ins Protokoll!) 

vor der Presse sagt: Wir haben durch die verspätete 
Einführung des Betreuungsgeldes etwa 750 Millio-
nen € gespart. – Das ist doch unfassbar! Das ist 
ungefähr so, als wenn ich mir ein Auto nicht kaufe, 
das ich mir nicht leisten kann, um dann meiner Fa-
milie zu verkünden: Ich habe 20.000 € gespart, ich 
bin der große Held. – Das ist doch unglaublich! 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vielleicht noch einen Satz zu Herrn Kollegen Witzel. 
95 % Ihrer Rede ist ein ideologischer Textbaustein, 
den ein FDP-Politiker, der ansonsten zum Haushalt 
nichts beizutragen hat, oftmals vortragen muss. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Aber das schließt unmittelbar an das an, was Sie in 
Berlin abgezogen haben. Sie haben nicht nur Klien-
telwahlkampf zugunsten von Niedersachsen und 
Bayern gemacht – die 1 Milliarde, die Herr Ram-
sauer extra bekommt, wird ja nicht breit über das 
Bundesgebiet verteilt, sondern landet zu wesentli-
chen Teilen wieder in Niedersachsen und Bayern, 
wie es bisher auch der Fall gewesen ist. Vielmehr 
haben Sie den Bundestagswahlkampf ideologisch 
zugespitzt. Sie lassen keinen Tag aus, um zu sa-
gen, dass die Energiewende deswegen nicht zu-
stande kommt, weil die erneuerbaren Energien so 
furchtbar teuer sind. Sie sind dermaßen ideologisch 
auf dem Feldzug und haben sich in Schwarz-Gelb 
eingemauert, dass das wirklich nur noch zulasten 
der Bürgerinnen und Bürger in diesem Land geht.  

(Christian Lindner [FDP]: Das sagt ausge-
rechnet ein Grüner!) 
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Ich wäre auch gerne bereit, heute eine Wette anzu-
nehmen, dass dieser Spuk im Herbst nächsten Jah-
res Gott sei Dank ein Ende haben wird.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Meine Damen und Herren, dieser Haushalt – ich 
habe das in der ersten Lesung angesprochen; des-
wegen und weil der Kollege Börschel bereits auf die 
wesentlichen Punkte hingewiesen hat, werde ich es 
kurz machen – ist nachvollziehbar und solide finan-
ziert. Er setzt die richtigen Schwerpunkte, 

(Lachen von der FDP) 

und vor allem ist es nach wie vor richtig, dass wir in 
Bildung, in ökologischen Umbau und in soziale Ge-
rechtigkeit investieren und dass wir gleichzeitig die 
Neuverschuldung herunterfahren.  

Sie, Kolleginnen und Kollegen von der FDP, haben 
nicht einmal technische Anträge zum Haushalt ge-
stellt; Sie haben sich damit begnügt, ideologischen 
Kleinkram hier vorzutragen. Sie haben nicht kon-
struktiv zu den Haushaltsberatungen beigetragen. 
Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind Sie 
an der Stelle auch nicht ganz glaubwürdig.  

Noch einen Satz zu den Piraten. Herr Kollege, wenn 
Sie diese Argumentation wirklich ernst meinen, dass 
wir, weil wir in diesem Jahr 600 Millionen € Mehr-
einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich haben, 
den Verbundsatz um 1 % heraufsetzen sollen, dann 
haben Sie sicherlich auch noch zugehört, als der 
Finanzminister vorgetragen hat, dass im nächsten 
Jahr natürlich ein gegenteiliger Effekt eintritt und 
durch die gestiegene Steuerkraft die Einnahmen 
aus dem Länderfinanzausgleich entsprechend her-
untergehen werden.  

Sollen wir dann im nächsten Jahr den Verbundsatz 
bei den Kommunen um 2 % senken, um das wieder 
auszugleichen? Ist das verlässliche Politik? – Ich 
würde eher sagen: Sie haben schlicht keine Ahnung 
von dem Thema und sollten diesen Antrag nicht 
noch einmal hier vortragen. 

(Zurufe von den PIRATEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine Generalde-
batte war angekündigt worden, aber außer einigen 
Hinweisen zum Verfassungsgericht ist von der CDU 
eigentlich nichts gekommen. Insofern will ich auch 
meine Redezeit nicht komplett ausschöpfen. 

Dieser Haushalt ist sinnvoll, zukunftsfähig, und 
deswegen werden wir ihm geschlossen zustimmen. 
Auf die Änderungsanträge hat Herr Kollege Bör-
schel schon hingewiesen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Mostofizadeh. – Für die Piraten-
fraktion spricht der Abgeordnete Schulz. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Lie-
be Gäste! Herr Kollege Mostofizadeh, in Bezug auf 
das „Keine-Ahnung-Haben“ müssen wir noch mal 
gucken, vor allen Dingen dann, wenn wir uns zu-
sammensetzen und die Besetzung des Schulden-
raumschiffs besprechen. Wir sollten ja – das war 
Ihre Anregung im Haushalts- und Finanzausschuss 
– die Schulden am besten auf den Mond schießen; 
dann kommen wir klar.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Was die Gemeindefinanzierung und die Erhöhung 
des Verbundsatzes angeht: Auch das ist natürlich 
nicht ganz richtig; denn eines müssen wir ganz 
deutlich sehen: Die 600 Millionen € zusätzliche 
Bundeszuweisungen und die Erhöhung der Mittel 
aus dem Länderfinanzausgleich sind ja eigentlich 
nichts anderes als ein glückliches Geschenk. Wenn 
ich so in die mittelfristige Finanzplanung schaue … 

(Zuruf von der SPD: Oh Gott!) 

– Ja, nun, damit war nicht unbedingt zu rechnen; 
sonst hätten Sie es im Haushalt 2012 bereits einge-
rechnet. Das ist ja nicht der Fall.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Bei der mittelfristigen Finanzplanung bis 2015 rech-
nen Sie ja auch, und zwar nicht ohne Weiteres kon-
junkturbedingt, mit jährlichen Mehreinnahmen in 
Höhe von immerhin 2 Milliarden allein aus Steuern. 
Wie die konjunkturelle Entwicklung verläuft, müssen 
wir abwarten.  

Aber wir haben, werter Kollege, nicht nur die Refi-
nanzierung unserer Forderung nach Erhöhung des 
Verbundsatzes über diesen Länderfinanzausgleich 
vorgeschlagen. Das ist ja gar nicht der Fall.  

Wir müssen die ganze Sache vielmehr grundsätz-
lich angehen. Da fangen wir doch damit an, dass wir 
als eine kleine Oppositionspartei mit gar nicht so 
großen Forderungen angetreten sind, die aus dem 
laufenden Haushalt – ohne Berücksichtigung der 
Sondereffekte, die jetzt nachträglich zum Ende des 
Haushaltsjahres 2012 erkennbar werden – bereits 
finanziert sind; ich komme gleich dazu.  

Wir befinden uns in einem nicht verfassungsgemä-
ßen Haushaltsberatungsverfahrens. Das wissen wir 
jetzt. Das ist uns auch vom Kollegen Dr. Opten-
drenk eben eingehend erläutert worden. Wir sind 
möglicherweise Profiteure dieser Situation – denn 
wer weiß, was gewesen wäre, wenn Ende 2011 der 
Haushalt 2012 bereits beschlossene Sache gewe-
sen wäre – oder auch nicht. Wir wissen es nicht.  

Fakt ist: Wir sind jetzt da und werden selbstver-
ständlich in der Zukunft genau aufpassen, wann hier 
die Haushalte eingebracht werden und wie die Be-
ratungsverfahren laufen. Das sind wir als Piraten, 
als Bürgerrechtspartei, den Bürgern des Landes 
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Nordrhein-Westfalen schlicht und ergreifend schul-
dig.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Wir haben es nun mit einem Haushalt zu tun, der im 
Frühjahr 2012 scheiterte. Wir haben es mit einem 
Resthaushalt für faktisch einen Monat zu tun. Und 
das alleine ist schon sehr bedauerlich. Das heißt: 
Wir befinden nunmehr über einen Haushalt mit, der 
eigentlich schon erledigt ist. Das ist nicht so beson-
ders schön, aber wir müssen es trotzdem tun. Das 
ist formaljuristisch korrekt.  

Aber wir nehmen diesen Haushalt auch als Indikator 
für die anstehenden Beratungen für den Haushalt 
2013. Auch da werden selbstverständlich entspre-
chende Forderungen gestellt.  

Wir haben im Haushalts- und Finanzausschuss lei-
der erfahren müssen, dass unsere relativ geringfü-
gigen „Mehrforderungen“ rundherum abgelehnt 
worden sind. Man fragt sich ernsthaft, warum das 
der Fall ist. Ich komme im Einzelfall gleich darauf 
zurück.  

Wir haben es nämlich hier mit einem Haushalt zu 
tun, der Personalausgaben in Höhe von rund 
22 Milliarden € und gestiegene Zuweisungen und 
Zuschüsse an Gemeinden und dergleichen von ins-
gesamt 23,6 Milliarden € ausweist. Dessen einge-
denk und unter Berücksichtigung weiterer Aspekte 
sind dann letztendlich die geringfügigen Forderun-
gen schlicht und ergreifend nicht so hoch.  

Auch wenn es im Haushalts- und Finanzausschuss 
geheißen hat – Herr Kollege Börschel hatte es er-
wähnt –, wenn das die Hand wäre, die wir Ihnen 
reichten, dann wäre das nicht in Ordnung, dann 
könnten Sie da nicht mitmachen, erkläre ich Ihnen 
gleich, wie Sie gleichwohl doch mitmachen könnten, 
um insbesondere den Städten und Gemeinden zu 
helfen, etwas mehr aus dem Schuldensumpf her-
auszukommen.  

Bereits mehrfach wurde heute die konjunkturbe-
dingte Mehreinnahme von 600 Millionen € aufgegrif-
fen. Der Finanzminister hat nun in einer Presseer-
klärung verlautbaren lassen, dass diese 
600 Millionen € in erster Linie zur Deckung der Milli-
arde Mehraufwand im Zusammenhang mit der ei-
nen Milliarde Portigon-Rückabwicklung bzw. Re-
strukturierung WestLB verwandt werden solle. Wei-
tere 400 Millionen € sollen irgendwie aus irgendwel-
chen Kreditmitteln aufgebracht werden.  

Fakt ist also: Die 600 Millionen € kommen rein 
buchhalterisch dem Landeshaushalt glücklicher-
weise im Nachhinein zugute. Wir müssen sehen, 
dass die eine Milliarde, die im Haushalt nun einmal 
verbucht ist, auch unter Umständen die Milliarde ist, 
die Sie, Herr Finanzminister, im nächsten Jahr viel-
leicht einsparen wollen. Das ist natürlich eine feine 
Sache.  

Wir haben es hier mit einem Haushalt mit einer Net-
toneuverschuldung von rund 4,7 Milliarden € … 

(Minister Dr. Norbert Walter-Borjans: 4,6 Mil-
liarden €!) 

– Bitte? – 4,6 Milliarden, ganz genau. – Die Landes-
regierung hat angekündigt, sie wolle die Haushalts-
verschuldung pro Jahr um eine Milliarde senken.  

Im Vergleich von 2012 zu 2013 ist das simpel mög-
lich, weil nämlich die eine Milliarde Portigon nächs-
tes Jahr nicht mehr anfällt, sie muss gar nicht mehr 
im Haushalt angesetzt werden, und schon haben 
wir eine Milliarde weniger.  

Das ist natürlich eine feine Sache, vor allem wenn 
man bedenkt, dass die Mehreinnahme von 
600 Millionen € in diesem Jahr ohnehin schon zur 
Tilgung dieser einen Milliarden bzw. zur Deckung 
dieser einen Milliarde verwandt wird, anstatt sie für 
das Land Nordrhein-Westfalen, für die Bürger des 
Landes einzusetzen. Denn wir wissen noch gar 
nicht, wie die Risiken, die sich aus Portigon und 
WestLB-Rückabwicklung ergeben, sich letztendlich 
über die Jahre verteilen. Der Kollege Stein hat in 
seiner ersten Rede wohl gesagt: Da müssen wir 
ganz gewaltig aufpassen, ob uns nicht die ganze 
Geschichte in den nächsten drei, vier Jahren um die 
Ohren fliegt.  

Wir müssen uns und vor allem die Landesregierung 
fragen, wie sie – und davon müssen wir ausgehen – 
ab 2013 die Nettoneuverschuldung herunterschrau-
ben und gleichzeitig die den Städten und Gemein-
den gegebenen und vor allen Dingen auch alle an-
deren im Koalitionsvertrag enthaltenen Verspre-
chungen einhalten will.  

Es liegen natürlich die Themen Bildung und Inklusi-
on auf dem Tisch. Wir Piraten haben im Haushalts- 
und Finanzausschuss die Forderung nach Anhe-
bung der Lehrerstellen um 400 gestellt. Das ist nun 
wirklich nicht die Welt, wenn man bedenkt, dass 
sich diese Landesregierung in den Koalitionsvertrag 
geschrieben hat, den Schulfrieden in die Praxis um-
zusetzen und darüber hinaus auch noch die Inklusi-
on durchzuführen.  

Wenn Sie also wie im Haushalts- und Finanzaus-
schuss möglicherweise auch hier im Plenum diesen 
Antrag ablehnen, müssen die vorhandenen Lehrer 
nicht nur den Schulfrieden schultern, sondern zu-
sätzlich auch noch die ganze Inklusion. Das können 
wir selbstverständlich so nicht mitmachen. Deswe-
gen werden wir auch weiter dafür sorgen, dass die 
Forderung nach Anhebung der Bildungsausgaben 
gerade in Bezug auf die Lehrerstellen in der Welt 
bleibt.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Es kann nicht sein, dass das Land NRW von ir-
gendwelchen Prestigeobjekten und irgendwelchen 
Dingen im Koalitionsvertrag lebt, ohne dass die 
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Städte und Gemeinden, die Bildungseinrichtungen 
und dergleichen gestärkt werden.  

(Zuruf von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

– Ja, Herr Körfges, Sie kommen vielleicht gleich 
noch einmal an die Reihe. Ich meine, Sie haben 
noch Redezeit; ich bin mir nicht ganz sicher. Ich ha-
be noch zwei Minuten. Die reichen völlig.  

Entscheidend ist Folgendes: Die Forderung nach 
Erhöhung der Verbundquote wie auch all die ande-
ren, von uns aufgestellten Forderungen in Höhe von 
470 Millionen € führen nicht zu einer Erhöhung der 
Schuldenlast des Landes, sondern sie sind bereits 
refinanziert.  

Egal wie Sie es sehen – wir sehen es so: Die 
600 Millionen € Mehreinnahmen müssen Sie als In-
vestition in das Land Nordrhein-Westfalen verwen-
den. Sie haben nun einmal im Haushalt die eine Mil-
liarde für die Portigon angesetzt. Sie wird durch 
Neuverschuldung refinanziert. Ich kann mir nicht 
vorstellen, dass Sie bereits im Jahr 2012 die Neu-
verschuldung genau um diese 600 Millionen €, die 
Sie nämlich im Jahre 2012 an Mehreinnahmen ha-
ben, verringern.  

Sie dürfen eines nicht vergessen: Sie rechnen ja 
auch in den Folgejahren zum Beispiel die globale 
Minderausgabe in die Verringerung der Schulden-
last ein. Im nächsten Jahr tun Sie das schon mit 
550 Millionen €. Wir haben dieses Jahr 750 Millio-
nen € globale Minderausgabe. Sie wird nirgendwo 
für uns ersichtlich hineingerechnet. Somit sind unse-
re Vorschläge, die im Haushalts- und Finanzaus-
schuss abgelehnt worden sind, auf jeden Fall ge-
deckt. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Jetzt kommt noch ein entscheidender Punkt hinzu: 
Wir haben auch die Forderung auf Reduktion der 
Kostenansätze für den Rückbau des Hochtempera-
turreaktors in Hamm-Uentrop erhoben. Ich bin ge-
spannt, warum Sie das abgelehnt haben. Sie haben 
schließlich im Koalitionsvertrag stehen, dass genau 
diese Kosten durch Verhandlungen mit den Betrei-
bern reduziert werden sollen, was im Übrigen auch 
die 24 Millionen € Verpflichtungsermächtigungen 
betrifft. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Auch da sind Sie also nicht einmal auf die Einspa-
rungsvorschläge eingegangen, die Sie im Koaliti-
onsvertrag haben. Ergo sieht es im Endeffekt ganz 
einfach so aus: Weil Sie im Haushalts- und Finanz-
ausschuss unsere Anträge mit geringfügigen Forde-
rungen für sinnvolle Finanzierungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen, für investive Ausgaben in den 
Städten und Gemeinden abgelehnt haben, fordern 
wir letztendlich – dafür gibt es auch noch eine dritte 
Lesung – eine Reduktion der Nettoneuverschuldung 
von 4,6 auf 4,1 Milliarden €, nämlich um genau den 

Betrag der Mehreinnahmen in diesem Jahr. Wir 
werden das auch weiterhin tun. – Danke schön. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schulz. – Wir kommen zum  

 Teilbereich 
Haushaltsgesetz 

Für die SPD-Fraktion spricht der Abgeordnete Zim-
keit. 

Stefan Zimkeit (SPD): Verehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Um das als Erstes 
deutlich zu machen: Das Landesverfassungsgericht 
hat mitnichten festgestellt, dass das jetzt laufende 
Haushaltsverfahren verfassungswidrig ist. Es hat 
ausdrücklich festgestellt, dass aufgrund der Neu-
wahlen die entsprechenden Haushaltsberatungen 
später stattfinden können. Wer hier etwas anderes 
behauptet, der kann dieses Urteil nicht richtig gele-
sen haben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Witzel, Sie haben zur Verschuldung die Län-
dervergleiche herangezogen. Sie behaupten in die-
sem Zusammenhang, es gäbe in Nordrhein-
Westfalen kein Einnahmeproblem.  

Wenn man sich die Ausgaben pro Kopf in Nord-
rhein-Westfalen mit etwa 3.300 € im Jahr ansieht, 
erkennt man, dass wir damit am Ende der Flächen-
länder liegen. Dies macht doch deutlich, dass Nord-
rhein-Westfalen nicht in erster Linie ein Ausgaben-, 
sondern auch ein Einnahmenproblem hat. Wir brau-
chen deshalb auch eine gerechtere Steuerpolitik, 
die über Vermögensabgabe und anderes zu Mehr-
einnahmen für das Land führt. 

Sie wollen den Haushalt ausschließlich auf der 
Ausgabenseite konsolidieren. Sie stellen das hier 
immer dar, als hätten Sie für den Haushalt den 
Stein der Weisen und Lösungen für die Haushalts-
probleme gefunden. Wenn Sie solche wirklich ha-
ben, dann legen Sie diese endlich einmal auf den 
Tisch. Ihre Anträge dazu, wo entsprechende Ein-
sparungen erfolgen sollten, fehlen vollkommen. Bis-
her gibt es dazu eine völlige Fehlanzeige.  

Da wir vorhin über Wetten geredet haben, möchte 
ich auch eine anbieten. Da ich nicht so gerne Wein 
trinke, sondern lieber Bier, würde ich um eine Kiste 
Bier wetten. Ich bin der festen Überzeugung, um-
setzbare Vorschläge, die den Haushalt auf der Aus-
gabenseite konsolidieren, werden in diesen Haus-
haltsberatungen weder von der FDP noch von der 
CDU kommen.  

(Beifall von der SPD) 
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Wir setzen zur Haushaltskonsolidierung weiter auf 
den Dreiklang, den wir verfolgt haben und den wir 
auch in diesem Haushalt verfolgen: Zukunftsinvesti-
tionen in Bildung und Kommunen, die zu Einspa-
rungen führen werden. Wir wollen gerechte Mehr-
einnahmen über eine gerechte Steuerpolitik. Und 
wir werden auch weiter den Weg der Einsparungen 
gehen.  

Ich bin sehr gespannt – insbesondere dann, wenn 
die Vorschläge zum Haushalt 2013 auf den Tisch 
kommen –, wie die Fraktionen, die jetzt so stark 
nach Einsparungen rufen, reagieren werden. Bisher 
betreiben Sie ja eine andere Politik. In dieser Debat-
te, die wir jetzt zum Haushalt führen, reden Sie dar-
über, dass eingespart und dass der Haushalt kon-
solidiert werden muss. In den Debatten in den Aus-
schüssen kommen aber dann wie wahrscheinlich 
auch in den Debatten zu den Einzelplänen die Hin-
weise, wo überall noch mehr Geld ausgegeben 
werden sollte. Sie fordern mehr Geld für Inklusion, 
mehr Geld für die Unis, mehr Geld für die Kommu-
nen, mehr Geld für den U3-Ausbau und mehr Geld 
für die Polizei. Diese Rechnung geht dann nicht auf. 
Diese Art der doppelten Buchführung werden wir 
Ihnen nicht durchgehen lassen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Piraten scheinen ja den Ansatz gefunden zu 
haben, dass Sie im Rahmen dieser Haushaltsdebat-
te des alten Entwurfes für die Linken nachgerückt 
sind und eine ähnliche Ausgabenpolitik betreiben 
wollen, nämlich erhöhte Mehrausgaben ohne wirkli-
che Deckungsvorschläge. Eines ist doch klar: Was 
Sie hier als kurzfristige Deckungsvorschläge vorle-
gen, trägt nicht nachhaltig zur Konsolidierung des 
Haushaltes bei und kann deswegen keine Lösung 
sein. 

Der vorliegende Haushalt setzt die richtigen 
Schwerpunkte. Er hat die richtige Balance zwischen 
Zukunftsaufgaben in Kinder, Bildung und Kommu-
nen und der Haushaltskonsolidierung. Deswegen 
werden wir ihm und dem Haushaltsgesetz selbst-
verständlich zustimmen. Jetzt habe ich langsamer 
geredet, weil ich nun keine Redezeit mehr habe. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Zimkeit. – Für die Landesregie-
rung spricht Herr Minister Dr. Walter-Borjans.  

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Dass man an 
seine eigenen Ideen glaubt, ist gut. Von mir aus, 
Herr Witzel, glauben Sie auch an Ihre eigene Ideo-
logie. Nur: Wenn dabei der Blick für die Realität 
dermaßen verlorengeht, dann wird das besorgniser-
regend. Das gilt vor allem dann, wenn offenbar jede 
Erinnerung an eigenes Versagen verlorengeht. Was 
Sie heute über den BLB erzählt haben, schießt wirk-

lich den Vogel ab. Wie kann es sein, dass das 
schwarz-gelbe Desaster mit dem Landesarchiv in 
Duisburg in einer so billigen Weise auf Rot-Grün 
umlackiert wird. Jeder weiß doch, wer da die Verur-
sacher sind.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Optendrenk, es ist schön, wie Sie das mit der 
Verfassung gebetsmühlenartig wiederholen. Ich be-
dauere den Ausgang dieses Verfahrens, weil wir – 
das habe ich auch im Haushalts- und Finanzaus-
schuss gesagt – mit bestem Wissen diesen Zeitplan 
für einen gehalten haben und halten, den wir wegen 
der damit verbundenen Umstände nicht anders auf 
die Reise schicken konnten. Das Verfassungsge-
richt ist zu einem anderen Ergebnis gekommen. 
Das ist zu respektieren, und daraus sind Schlüsse 
für die Zukunft zu ziehen. Denn auch in der Vergan-
genheit – und zwar nicht nur in der rot-grünen – ist 
die Vorjährigkeit der Haushaltsaufstellung anders 
interpretiert worden, und zwar als Soll-Vorschrift. 
Das Verfassungsgericht hat uns in dem Zusam-
menhang eines Besseren belehrt. Damit werden wir 
umgehen. 

Was ist denn mit der KiFöG-Entscheidung? Was ist 
denn mit dem Einheitslastenabrechnungsgesetz? 
Wie viele dreistellige Millionenbeträge habe ich in 
diesem Haushalt zu verarbeiten, die Folge einer 
Niederlage der schwarz-gelben Regierung vor dem 
Verfassungsgericht sind? 

(Beifall von der SPD) 

Würde ich es mir genauso einfach machen wie Sie, 
würde ich sagen: Das ist das taktische Verhältnis, 
das Sie zur Verfassung haben. – Wenn wir uns an-
schauen, wie schwarz-gelbe Regierungen mit der 
Verfassung umgehen, wobei man genau weiß, dass 
Schritte unternommen worden sind, bei denen sich 
jeder bewusst sein konnte, dass sie wider die Ver-
fassung laufen – das gilt zum Beispiel für das Bun-
destagswahlgesetz –, dann wissen wir. wer hier 
möglicherweise ein taktisches Verhältnis zur Ver-
fassung haben kann. 

(Beifall von der SPD) 

Ich muss noch einmal auf die etwas bemerkenswer-
te Sichtweise von Herrn Witzel zurückkommen, und 
zwar nicht nur auf den BLB bezogen: Herr Witzel, 
der Rolle, die Sie als steuerungslose Missile in der 
Landespolitik haben, sind Sie erneut vollauf gerecht 
geworden. Denn was dort in den letzten Wochen 
und Monaten nicht nur in einer Fülle spekulativer 
Behauptungen in Kleinen Anfragen über die Bühne 
gegangen ist – sogar bewusst so beschriebenen 
Spekulationen über Portigon, Sparkassen, die 
WestLB – und in die Öffentlichkeit gelangt ist, ist – 
das kann ich Ihnen sagen – letzten Endes kein 
Schaden für die Landesregierung, sondern vielmehr 
ein Schaden für das Land. 
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Ich will das nur einmal anhand der Behauptungen 
beschreiben: Es ist schön und gut, wenn Sie immer 
wieder die Legende des Kniefalls vor den Sparkas-
sen wiederholen wollen. Aber auch an der Stelle 
sollten Sie die Realität nicht einfach ausblenden. 
Wir werden in den nächsten Jahren hohe Beträge 
für die Garantien für Phoenix in den Haushalt ein-
stellen müssen. Das hängt nicht nur damit zusam-
men, dass die Vorsorge, die dafür im Sonderver-
mögen getroffen worden ist, zu klein war und Sie sie 
mit Verfassungsbeschwerden zerschossen haben, 
sondern das hängt auch damit zusammen, dass 
Garantien von 5 Milliarden € zu 4 Milliarden € vom 
Land und zu 1 Milliarde € von den Sparkassen 
übernommen worden sind, und zwar ganz bewusst, 
weil das Land mehr schultern wollte. 

Ich erinnere mich noch gut daran, dass mir Herr 
Lindner in einer der Sitzungen zum Haushalt gesagt 
hat: Weil wir so weit entgegengekommen sind, 
müssen Sie sich anders verhalten. – Das ist natür-
lich eine schöne Art und Weise, damit umzugehen, 
anschließend zu sagen: Die Sparkassen sind zu gut 
behandelt worden. 

In Bezug auf die Bankenunion werden wir es heute 
erneut ansprechen, und ich bleibe dabei: Wir brau-
chen die Drei-Säulen-Kreditwirtschaft in Deutsch-
land. Dabei sind die Sparkassen eine ganz wichtige 
Größe. Wir werden dafür zu sorgen haben, dass die 
Sparkassen ihren Anteil an den Lasten zu tragen 
haben, aber auch nicht überlastet werden. Sie spie-
len nämlich eine wichtige Rolle in der Kreditversor-
gung vor allen Dingen der mittelständischen Wirt-
schaft in diesem Land. 

(Beifall von der SPD) 

Ich will jetzt nicht noch einmal auf all das im Einzel-
nen eingehen, was wir in diesem Haus mittlerweile 
schon mehrfach diskutiert haben. Aber zumindest 
zu diesen platten Behauptungen mit der höchsten 
Verschuldung möchte ich sagen: Neun Länder ha-
ben im Augenblick eine Pro-Kopf-Verschuldung, die 
geringer als die von Nordrhein-Westfalen ist. Sechs 
Länder haben eine höhere Pro-Kopf-Verschuldung. 
15 der 16 Länder haben höhere Pro-Kopf-Ausgaben 
in ihren Haushalten. 

(Zuruf von Christian Möbius [CDU]) 

– Wie sieht es denn dann mit Bayern, Baden-
Württemberg und den anderen großen Ländern 
aus? Die gehören ganz genauso dazu. Im Übrigen 
gibt es eine ganze Menge von Untersuchungen, aus 
denen deutlich wird, dass der Skaleneffekt eben 
nicht in dem Maße zieht, wie Sie das behaupten. 

Ich rede aber nicht davon, dass wir unter den klei-
nen Bundesländern die niedrigsten Ausgaben ha-
ben, sondern wir haben sie unter allen Ländern. Es 
gibt auch noch das eine oder andere Bundesland, 
das annähernd die Größe von Nordrhein-Westfalen 
hat. 

(Widerspruch von Christian Möbius [CDU]) 

Sie wollen mir jetzt mit Sicherheit nicht erzählen, 
dass Bayern höhere Pro-Kopf-Ausgaben hat, weil 
es ein so kleines unbedeutendes Land ist? 

Sie sprechen aber auch davon, wie viele Länder 
ausgeglichene Haushalte haben. Vergegenwärtigen 
Sie sich doch bitte einmal, dass die Bundeskanzle-
rin Länder wie beispielsweise Sachsen für ihren 
ausgeglichenen Haushalt lobt, das aus dem Länder-
finanzausgleich mehr als 3 Milliarden € bekommt, 
während Nordrhein-Westfalen immer noch netto 2,2 
Milliarden € an andere abgibt. Dazu stehen wir. Wir 
gehören nicht zu denen, die deswegen vor das Ver-
fassungsgericht ziehen. Wir sagen nämlich: Verträ-
ge, die bis 2019 geschlossen sind, sind zu halten. 
Man muss sich dann aber auch anschauen, wie 
man Ungleichgewichte angeht. 

Würden wir an die anderen nicht 2 Milliarden € ab-
geben, hätten wir es mit einer ganz anderen Situati-
on zu tun und könnten in kürzester Zeit einen aus-
geglichenen Haushalt vorlegen. Das Problem ist 
nur: Die Decke ist insgesamt zu kurz. Im Moment 
ziehen die anderen sie sich über die Füße. Würden 
wir das so wie Bayern machen, hätten wir wieder 
warme Füße, aber andere Füße würden rausgu-
cken. Das ist das Problem. 

Damit kommen wir direkt zum Einnahmenproblem. 
Natürlich haben wir auch auf die Ausgaben zu 
schauen und zu überlegen, was wir überarbeiten 
müssen und wo wir effizienter handeln können. Das 
tun wir und haben es schon Schritt für Schritt in der 
mittelfristigen Finanzplanung angelegt. 

Aber es bleibt dabei: Es gibt auf der Einnahmen- 
und auf der Ausgabenseite Defizite, an denen wir 
arbeiten müssen. Wer den Menschen vorgaukelt, 
man könne einfach die Ausgaben herunterschrau-
ben und würde damit den Haushalt sanieren, der 
nährt das wirklich neoliberale Gefühl, dass der Staat 
eigentlich gar nichts machen muss, nichts auszuge-
ben braucht, weil er dann keine Schulden macht. 
Sie tun so, als würde das bei den kleinen Leuten 
und den Menschen insgesamt im Land nicht hän-
gen bleiben! 

(Beifall von der SPD und Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Wir haben einen Haushalt vorgelegt, der einschließ-
lich der Belastung in Höhe von 1 Milliarde € für die 
WestLB 4,6 Milliarden € neue Kredite ansetzt. Wir 
haben gesagt: Zieht man den Betrag von 1 Milliar-
de € ab, der keine strukturellen Auswirkungen hat, 
geht es um 3,6 Milliarden €. Wir sind auf dem Weg, 
von 5,9 Milliarden €, die uns die alte Landesregie-
rung im Jahr 2010 hinterlassen hat, auf 4,8 Milliar-
den € im Jahr 2011 über 3,6 Milliarden € plus 1 Mil-
liarde € im Jahr 2012. Wir haben in der bisherigen 
mit diesem Haushalt verbundenen mittelfristigen Fi-
nanzplanung einen Zielwert von ungefähr 2 Milliar-
den € im Jahr 2017. Im Jahr 2015 werden es 
2,6 Milliarden € sein, in denen allerdings ein hinter-
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lassener Betrag in Höhe von 900 Millionen € aus 
Phoenix enthalten ist, den wir abzuarbeiten haben, 
weil im Nachtragshaushalt 2010 die Vorsorge dafür 
nicht geschaffen werden durfte. 

Das heißt, wir haben die bessere Einnahmensituati-
on dafür genutzt, die Schulden Stück für Stück her-
unterzufahren. Da hier immer wieder gesagt wird, 
das sei doch kein Sparhaushalt, betone ich noch 
einmal: Es geht nicht um einen Sparhaushalt, son-
dern es geht um einen ausgeglichenen Leistungs-
haushalt. Schließlich hat das Land Leistungen zu 
erbringen, und das Sparen ist nicht die alleinige De-
vise. Vielmehr geht es darum, einen Haushalt aus-
zugleichen, der die Aufgaben enthält, die das Land 
zu erfüllen hat und die für die Sicherung der Zukunft 
der Menschen in diesem Land wichtig sind. Genau 
so gehen wir vor, genau das machen wir, und ge-
nau das spiegelt dieser Haushalt wider. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich will jetzt nicht in aller Breite darauf eingehen, wie 
ein Wort von der schwarz-gelben Bundeskoalition in 
Misskredit gebracht worden ist. Ich meine das Wort 
„strukturell“. Sie behaupten, sie wollen 2014 einen 
strukturell ausgeglichenen Haushalt vorweisen. Das 
ist eine Mogelpackung. Denn sie ergreifen keinerlei 
Sparmaßnahmen, sondern greifen lediglich den 
Töchtern des Bundes, wie beispielsweise der KfW, 
dem Gesundheitsfonds und anderen, in die Tasche 
und rechnen sich so reich. Gleichzeitig ignorieren 
sie die Dinge, die sie zugunsten Europas leisten 
müssten, und kehren sie unter den Teppich. Und 
dann sagen sie: Schaut mal her! Wir haben den 
Haushalt ausgeglichen.  

So will ich einen Haushalt nicht vorlegen. So wer-
den wir den Haushalt nicht vorlegen. Wir werden ihn 
ehrlich konsolidieren, meine Damen und Herren. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Ich möchte darauf hinweisen, dass 
die Landesregierung ihre Redezeit um 33 Sekunden 
überzogen hat. 

(Zurufe: Oh!) 

Insofern steht diese Redezeit auch den anderen 
Fraktionen zu. 

Mir liegt nun eine Wortmeldung des Kollegen Op-
tendrenk von der CDU-Fraktion vor. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Jetzt kommt das Sah-
nehäubchen!) 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Da der Minister in den letzten Minu-
ten seiner Rede durchaus wieder eine sehr bemer-
kenswerte Mattenflucht in die Bundespolitik hinge-

legt und nicht über den Haushalt des Landes Nord-
rhein-Westfalen gesprochen hat, 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

möchte ich noch eine Bemerkung zu dem Aspekt 
„Phoenix“ und den Hinterlassenschaften – Herr 
Börschel und der Minister haben es angespro-
chen – machen. 

Sie sind auf die Hinterlassenschaften eingegangen. 
Diese Hinterlassenschaften resultieren aber nicht 
aus der Garantie des Phoenix-Portfolios oder aus 
der EAA. Vielmehr sind diese Hinterlassenschaften 
mit der WestLB, den Namen Neuber, Schleußer 
und Rau und einer Staatswirtschaftspolitik der 80er- 
und 90er-Jahre verknüpft. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Wider-
spruch von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler dieses 
Landes bezahlen jetzt für die verfehlte Industriepoli-
tik einer SPD-geführten Landesregierung, die mein-
te, das Land Nordrhein-Westfalen sei am besten 
versorgt, wenn es der SPD gehöre. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Insofern, Herr Minister, bitte ich doch herzlich da-
rum, dass wir Geschichtsklitterung vermeiden. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Wider-
spruch von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Abwicklung der WestLB ist beispielsweise die 
Folge eines Verfahrens in Brüssel, das mit der nicht 
auskömmlichen Verzinsung der Integration des 
Wfa-Vermögens in die WestLB im Jahre 1991 ihren 
wesentlichen Ausgang gefunden hat. Da haben 
Sie – Sie waren damals durchaus an verantwortli-
cher Stelle mit dabei, zumindest was die Informati-
onspolitik anbelangt – eine Verzinsung von 0,6 % 
angesetzt, die nicht marktkonform war. Das ist 
nachher korrigiert worden. Das ganze Desaster, das 
wir heute haben und das der Steuerzahler ausba-
det, ist die Folge der Politik – ich wiederhole die 
Namen – von Neuber, Schleußer und Rau in den 
80er- und 90er-Jahren. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Martin 
Börschel [SPD]: Sagen sie doch was zu 
Schwarz-Gelb!) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Optendrenk. – Für die FDP-Fraktion 
hat sich der Abgeordnete Witzel gemeldet. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich kann nahtlos an 
meinen Vorredner anknüpfen. 
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Erstens. Hier ist die Frage aufgeworfen worden: Wie 
sieht es mit der Sinnhaftigkeit von Änderungsanträ-
gen zu diesem Haushalt aus? Wenn dieser Haus-
halt vollzogen werden kann, weil er im Gesetzes-
blatt der Landesregierung steht, dann sind bereits 
elf Zwölftel der Ausgaben erfolgt. Wenn wir Ihnen 
hier all unsere Vorschläge und Anträge vorlegen 
würden, wo wir sparen können – wir haben über 
Kita-Gebühren gesprochen, wir haben über Stu-
dienbeiträge gesprochen –, dann würden Sie als 
Erste hier stehen und sagen: Das ist unseriös, weil 
elf Zwölftel des Geldes schon weg sind. – Das wäre 
dann Ihre Argumentation. Aber diese Debatte füh-
ren wir in all ihren Details 2013. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Ein Zweites fand ich auch sehr bemerkenswert. 
Herr Finanzminister, dass Ihnen das ganze Thema 
„WestLB“ unangenehm ist, sehe ich schon so. Aber 
wir als Opposition haben hier in diesem Haus einen 
Verfassungsauftrag zu erfüllen und Oppositionspoli-
tik zu machen, die berechtigt ist. Es geht hier um 
Milliardenverluste, die eingetreten sind. Sie selber 
haben den Schaden für den Steuerzahler auf 
18 Milliarden € beziffert. Es gibt jedoch gute An-
haltspunkte dafür, dass es noch einiges mehr sein 
könnte. 

Wenn die Opposition ihrem Verfassungsauftrag hier 
nachkommt, kritische Nachfragen zu stellen, die ei-
ne Regierung vielleicht nicht gerne hört, und die 
auch diejenigen, die Entscheidungen zu treffen ha-
ben, nicht als Bereicherung empfinden, die aber an-
gesichts der Milliardensummen, um die es für unser 
Land geht, nicht unter den Tisch gekehrt werden 
dürfen und thematisiert werden, wenn hier also Ent-
scheidungen beleuchtet werden, die ganz originär 
Auswirkungen in Milliardenhöhe auf den Landes-
haushalt haben, dann ist das urparlamentarisch. 

Schaden richten nicht die Parlamentarier an, die 
sich für die Aufgabenwahrnehmung von Landesbe-
teiligungen interessieren. Geschadet haben der 
WestLB die letzten zehn Jahre all die Barone, die 
Ihnen Herr Dr. Optendrenk gerade genannt hat. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Witzel. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Kollege Mostofiza-
deh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vielleicht zunächst 
zum Kollegen Optendrenk. Was Hinterlassenschaf-
ten anbetrifft, so haben Sie eine ganz große Hinter-
lassenschaft aus der jüngsten Vergangenheit, näm-
lich den Landtagswahlkampf 2012. 

(Henning Höne [FDP]: Lenken Sie doch nicht 
ab! – Lachen von der SPD) 

Der Kollege Laumann – ich komme gleich zu Ihnen, 
keine Angst – wird zum U3-Ausbau mit den Worten 
zitiert: 

„Ehrlicherweise merkt der CDU-Sozialpolitiker 
an: ‚Wir hätten es wohl auch nicht schaffen kön-
nen.‘“ 

Zuvor hatte er sich lange darüber ausgelassen, wie 
schlecht die Landesregierung beim U3-Ausbau ist.  

Jetzt zur anderen Hinterlassenschaft, Herr Kollege: 
Die Studiengebühren würde Herr Kollege Laumann 
sofort wieder abschaffen. Es ist ja sehr interessant, 
dass er das vorträgt. Aber der ehemalige Minister-
präsident Rüttgers, dem sich ja viele von der CDU 
immer angeschlossen haben, hat Herrn Rau mit fol-
genden Worten zitiert:  

„Sagen, was man tut, und tun, was man sagt.“ 

Das gilt zumindest nicht für die CDU in Nordrhein-
Westfalen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Herr Witzel kann es ja mit den Zahlen und Zeiten 
nicht so ganz. Ein anderer Punkt ist aber viel wichti-
ger: Diese schwarz-gelbe Landesregierung hat den 
BLB-Skandal von 2005 bis 2010 von vorne bis hin-
ten zu verantworten. Es ist sogar so – wir werden 
das im Untersuchungsausschuss nachweisen –, 
dass die Landesregierung im Kabinett – das haben 
wir bereits im Unterausschuss „Landesbetriebe und 
Sondervermögen“ besprochen – trotz des Hinwei-
ses der Juristen aus dem BLB, dass die Kosten ext-
rem nach oben gehen werden, entschieden hat, 
weiter zu bauen und die Mittel dafür bereitzustellen. 
Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, liegt nicht sehr 
lange zurück. Dies ist ein Riesenskandal, der Ihnen 
an der Backe hängt. Hierfür müssen Sie sich ver-
antworten, und Sie sollten das nicht mittels einer 
Umetikettierung Rot-Grün vor die Füße werfen. Im 
Untersuchungsausschuss werden wir wahrschein-
lich noch ganz andere Vorgänge feststellen. 

(Zuruf von Christian Möbius [CDU]) 

Herr Kollege Möbius, warum regen Sie sich so auf? 
Haben Sie auch etwas mit der Sache zu tun? Auch 
das werden wir vielleicht feststellen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Dr. Walter-Borjans. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Optendrenk und Herr Möbius, zum Thema „Ge-
schichtsklitterung“ nur zwei Punkte. Das eine ist: 
Wann sind die Papiere, die heute in Phoenix abzu-
arbeiten sind, gekauft worden? Da hat sich die 
WestLB vollgesaugt, als es darum ging, die Braut 
aufzuhübschen, um sie anschließend teuer verkau-
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fen zu können, was ihnen anschließend auch noch 
misslungen ist.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn Sie sich ansehen, in welcher Zeit der CDS-
Bestand bei der NRW.BANK aufgewachsen ist, 
dann werden Sie eine gewisse Parallelität feststel-
len.  

Herr Möbius, Sie sagen, das Desaster beim Lan-
desarchiv in Duisburg sei aufgrund der falschen 
Strukturen des BLB in der Vergangenheit gemacht 
worden. Hierzu muss ich sagen: Das ist so ähnlich, 
als wenn der Dieb, der tief in die Kasse greift, sich 
darüber beschwert, dass sie jemand offenstehen 
gelassen hat. Hierzu kann ich nur sagen: Das ha-
ben Sie vergeigt, und dabei müssen Sie auch blei-
ben. 

Das Thema „WestLB“, Herr Witzel – da muss ich 
Sie korrigieren –, ist für mich nicht unangenehm. Ich 
glaube, dass wir für manche Landesbank, die in der 
Zukunft noch Probleme haben wird und diese lösen 
muss, eine Blaupause geliefert haben. Wenn Sie 
aber in dieser Weise in der Öffentlichkeit Spekulati-
onen verbreiten und sich dahinter verstecken, das 
seien Sie den Steuerzahlern und den Wählern 
schuldig, dann muss ich sagen, dass Sie Ihren Auf-
trag schlicht und ergreifend nicht begriffen haben, 
denn Sie verursachen Schaden für die Bank, für 
den Steuerzahler und das Land. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Ich schließe damit die Beratung zu den 
Einzelplänen 12 und 20. 

Wir kommen zur Abstimmung. Erstens stimmen wir 
ab über den Einzelplan 12. Der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss empfiehlt in Beschlussempfeh-
lung Drucksache 16/1212, den Einzelplan 12 un-
verändert anzunehmen. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer kann dem nicht seine Zustimmung ge-
ben? – Damit ist die Beschlussempfehlung ange-
nommen und der Einzelplan 12 in zweiter Lesung 
verabschiedet mit den Stimmen der Fraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stim-
men der CDU-Fraktion, der FDP-Fraktion und der 
Piratenfraktion  

(Zurufe: Enthaltungen!) 

bei einigen Enthaltungen. 

Zweitens lasse ich abstimmen über den Ände-
rungsantrag Drucksache 16/1318 zum Einzelplan 
20. Wer dem seine Zustimmung geben kann, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Wer kann dem 
nicht zustimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
der Änderungsantrag angenommen mit den Stim-
men von SPD, Bündnis 90/Die Grünen bei unter-

schiedlichem Abstimmungsverhalten der CDU-
Fraktion, der Piraten und bei Enthaltung der FDP-
Fraktion.  

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Wir stimmen nun über den Änderungsantrag 
Drucksache 16/1319 ab. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Damit ist der Änderungsantrag angenom-
men mit den Stimmen von SPD, CDU, Bündnis 
90/Die Grünen und FDP bei zum großen Teil Nicht-
beteiligung der Fraktion der Piraten.  

Die Gesamtabstimmung über den Einzelplan 20 
und das Haushaltsgesetz werden wir wie üblich 
und mehrfach angekündigt erst morgen nach Ab-
schluss der Beratung über alle Einzelpläne vorneh-
men.  

Ich rufe nun auf: 

 Einzelplan 03 
Ministerium für Inneres und Kommunales 

Ich gebe einen Hinweis auf die Beschlussempfeh-
lung und den Bericht des Haushalts- und Finanz-
ausschusses Drucksache 16/1203.  

Ich eröffne die Beratung und erteile für die CDU-
Fraktion dem Herrn Abgeordneten Kruse das Wort.  

Theo Kruse (CDU): Herr Präsident! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Wahrscheinlich werden die 
Beratungen zum Einzelplan 03 heute nicht die Wir-
kungen haben wie die am 14. März dieses Jahres, 
in deren Verlauf der Landtag aufgelöst wurde.  

Ja, Rot-Grün hat eine satte und stabile Mehrheit, die 
vieles ermöglicht.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Doch diese Landesregierung sowie die Fraktionen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen werden weder 
ihren Gestaltungsmöglichkeiten noch ihrem Gestal-
tungsauftrag gerecht. Sozusagen alle öffentlichen 
Haushalte in Nordrhein-Westfalen sind überschul-
det. Wir müssen in der Tat von einer Überschul-
dungskrise sprechen. Es brennt lichterloh. Jeder 
weiß das eigentlich. Wir stehen vor erheblichen 
Veränderungsnotwendigkeiten. Und bis heute – das 
muss ich so feststellen, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen von Rot-Grün – haben Sie keinen einzigen 
strukturellen Sparvorschlag unterbreitet.  

Ganz ohne Frage haben Sie, Herr Minister Jäger, in 
den letzten Monaten auch bundesweit durch unter-
schiedliche Maßnahmen und Aktionen an Populari-
tät gewonnen. Ich sage Ihnen, Herr Minister Jäger, 
wir stehen an Ihrer Seite, wenn es um die Stabilität 
unserer Demokratie, wenn es um die Bekämpfung 
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des Naziterrors, wenn es um die Bekämpfung des 
Rechts- und des Linksextremismus geht und wenn 
es heißt: Null Toleranz gegenüber Gewalt. – Bei all 
dem haben Sie uneingeschränkt unsere Unterstüt-
zung. 

Aber Sie tragen als zuständiger Fachminister seit 
nunmehr zweieinhalb Jahren auch eine besondere 
Verantwortung für die innere Ordnung und für den 
inneren Zusammenhalt unserer Gesellschaft insge-
samt.  

Nordrhein-Westfalen ist, was die Zahl der Straftaten 
und die Aufklärungsquote betrifft, das Flächenland 
mit den schlechtesten Werten in Deutschland: Mit 
ca. 1,5 Millionen registrierten Straftaten und einer 
Aufklärungsquote von deutlich unter 50 % befindet 
sich die Kriminalität weiterhin auf einem unerträglich 
hohen Niveau.  

Sie, Herr Minister, reagieren auf bestimmte Krimina-
litätsentwicklungen öffentlichkeitswirksam mit Akti-
onsprogrammen. Das kann man so machen. Not-
wendig wäre aus unserer Sicht aber ein schlüssiges 
Gesamtkonzept, mit welchen langfristig ausgerichte-
ten Maßnahmen Sie eine deutliche Verringerung 
der Zahl der Straftaten und eine deutliche Verbes-
serung der Aufklärungsquote erreichen wollen. Bis 
heute fehlt hier jede Perspektive. Das gilt auch für 
den Bürokratieabbau. Hier registrieren wir im Ver-
lauf der letzten zwei Jahre eher einen Aufbau als 
die notwendige Verschlankung des Staates.  

Unsere Polizei hat die uneingeschränkte Rücken-
deckung durch die Politik verdient. Wir wissen, dass 
die Belastungsgrenze im täglichen Einsatz häufig 
überschritten wird. Auch deswegen brauchen wir 
eine neue Bewertung aller seitens der Polizei zu er-
füllenden Aufgaben. Bis heute – nach zweieinhalb 
Jahren – Fehlanzeige! 

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, am 
31. Dezember 2011 gab es in Nordrhein-Westfalen 
mehr als 441.000 Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst des Landes bei einer Personalkostenquote 
von mehr als 44 % und einer Personalsteuerquote 
von mehr als 63 % bei stetig steigenden Pensions-
lasten.  

Auch vor dem Hintergrund dieser dramatischen 
Entwicklung hält die CDU-Fraktion es für unverant-
wortlich, die dringend erforderliche große Reform 
des öffentlichen Dienstrechts auf die sogenannte 
lange Bank zu schieben und nur einige wenige An-
passungen vorzunehmen. 

In knapp fünf Minuten Redezeit kann man nur wenig 
ansprechen und wenig diskutieren. Deswegen ab-
schließend, verehrte Kolleginnen und Kollegen: Die 
rot-grüne Landesregierung und die sie tragenden 
Fraktionen leisten aus Sicht der CDU-Fraktion kei-
nen Beitrag zur Verringerung der Staatsschulden 
und zur dringend notwendigen Konzentration auf 

die Kernaufgaben des Staates. Deswegen lehnt die 
CDU-Fraktion den Einzelplan 03 ab. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herzlichen Dank, 
Herr Kollege Kruse. – Für die SPD-Fraktion spricht 
nun Kollege Stotko.  

Thomas Stotko (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege 
Kruse hat es kurz angesprochen: Vor genau 34 
Wochen stand ich genau an diesem Platz und 
kämpfte für den ersten zu behandelnden Einzelplan. 
Ich schöpfte meine damaligen zehn Minuten Rede-
zeit fast vollständig aus, weil ich die Hoffnung hatte, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU und FDP, 
Sie überzeugen zu können, dem Haushalt zuzu-
stimmen.  

(Zurufe von der FDP: Oh, oh!) 

Die Piraten hätten, wenn sie schon dagewesen wä-
ren, vermutlich zustimmt. Aber die konnten der Re-
de ja nicht lauschen.  

Die Konsequenzen kennen wir alle. Mich haben 
zahlreiche Kolleginnen und Kollegen und auch Mit-
arbeiter in diesem Haus angesprochen und gesagt: 
Bitte, Herr Stotko, geben Sie sich diesmal ein biss-
chen mehr Mühe, damit der Haushalt funktioniert! – 
Ich sage es mal so: Wenn die Beteiligung in den 
anderen Fraktionen weiter so gering bleibt, wird das 
sowieso kein Problem sein. Da wir nach der Land-
tagswahl jetzt aber dankbarerweise über ausrei-
chende Mehrheiten verfügen, wird es diesmal wohl 
auf jeden Fall gelingen.  

Bereits im März 2012 habe ich den damaligen Ent-
wurf des Einzelplans 03 gelobt. Er hat in der neuen 
Form kaum Veränderungen erfahren. Wie es sich 
für gutes Haushalten gehört, sind nunmehr die Kos-
ten der Landtagswahl in Höhe von 15,5 Millionen € 
enthalten, die nicht angefallen wären, hätten Sie 
sich damals von mir überzeugen lassen.  

Richtigerweise werden den Bezirksregierungen 
800.000 € aus den Stärkungspakt-Mitteln zugewie-
sen, um damit Personal zu beschäftigen und den 
Kommunen in der wichtigen Frage der Konsolidie-
rung und des Stärkungspaktes zu helfen.  

Schließlich will ich erwähnen, auch wenn ich nicht 
der kommunalpolitische Sprecher bin – so ist diese 
kommunalfreundliche Regierung nun mal –: 
2 Millionen € gibt es für die Anbindung der kommu-
nalen Leitstellen an den Digitalfunk. Das ist eine 
wichtige Veränderung. Die Kommunen und die 
Kreise sind uns sehr dankbar für diese Hilfe.  

Ich könnte jetzt auf die Investitionen in neu gekaufte 
Streifenwagen, auf die knapp 100 Millionen € für 
den allgemeinen Digitalfunk oder auf das Projekt 
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„Kurve kriegen“ mit 9 Millionen € verweisen, wel-
ches unsere Politik der Prävention weiterhin stärkt. 
Aber ich möchte hier noch auf einen anderen Punkt 
eingehen, nämlich auf 10.000 unbearbeitete DNA-
Proben. 

Herr Kollege Kruse, ich habe bereits im Ausschuss 
darauf hingewiesen. In Ihrer Zeit ist es Ihnen gelun-
gen, über 10.000 DNA-Proben nicht untersuchen zu 
lassen, sodass Strafverfahren nicht vorankommen. 
Wir erhöhen diesen Ansatz nun auf 8,2 Millionen € 
und werden den größten Teil davon abbauen.  

Lieber Kollege Schulz und lieber Kollege Schatz, 
Sie können ja noch darauf eingehen: Von den Pira-
ten gibt es den Antrag, genau diese Mittel nicht zur 
Verfügung zu stellen. Das erstaunt mich durchaus. 
Sie wollen, dass letztlich über 4.000 DNA-Proben 
nicht untersucht werden und damit Strafverfahren 
hier in Nordrhein-Westfalen nicht vorankommen 
können. Mich interessiert, wie Sie das begründen 
wollen.  

Sie fordern auch weiterhin die Aufstockung auf 
1.700 Einstellungen, also 6 Millionen € mehr für die 
Polizei. Dass ich Ihnen da Nachhilfe geben muss, 
erstaunt mich jedes Mal aufs Neue. Dies ist der 
Haushalt 2012, Herr Kollege Schatz. Darin sind be-
reits 1.400 Einstellungen enthalten. Das Geld, das 
Sie in den Haushalt einstellen wollen, wird im Jahr 
2012 mit keinem Cent mehr helfen. Hätten Sie ein 
bisschen mehr Ahnung von dieser Materie, hätten 
Sie diesen Antrag erst gar nicht gestellt.  

Kollege Kruse, Sie erlauben mir, dass ich einmal auf 
die Kriminalität eingehe. Sie fordern in dieser Frage 
ein schlüssiges Konzept des Innenministers und 
sagen: Publikumswirksame Sachen reichen mir 
nicht aus. – Ich will daran erinnern, was Ihr Innen-
minister seinerzeit gemacht hat – ja, das tut Ihnen 
weh, dass wir auf die Vergangenheit hinweisen –: 
Er hat die Zahlen der Kriminalitätsstatistik geschönt, 
hat manches nicht mehr aufgenommen und damit 
die Statistik verfälscht und reduziert. Ich erwarte von 
einem Innenminister etwas anderes. Das war Ihr 
schlüssiges Konzept gegen Kriminalität.  

Da ich nur fünf Minuten Redezeit habe und die Zeit 
schnell vergeht, möchte ich jetzt noch zwei Punkte 
betonen, die mir enorm wichtig sind. 

Erstens: die Flüchtlingslage in der Welt. Die stei-
gende Zahl von Menschen, die nicht nur in Nord-
rhein-Westfalen Hilfe suchen, stellt nicht nur unser 
Land, sondern auch die Kommunen vor große Her-
ausforderungen. Ich möchte an dieser Stelle aus-
drücklich den Kommunen, die größtenteils große 
Bereitschaft zur Mithilfe gezeigt haben, und den 
Hilfsorganisationen, vorneweg dem Technischen 
Hilfswerk und dem Roten Kreuz, für ihre tolle eh-
renamtliche Arbeit, mit der sie Menschen ohne Ob-
dach, ohne Speisen und mit viel Angst helfen, dan-
ken.  

(Beifall) 

– Danke! Das ist, glaube ich, ein Applaus aller Frak-
tionen in diesem Saal; aber damit will ich nicht ko-
kettieren.  

„Mein“ Rotes Kreuz war selber nach zahlreichen 
Tagen zurückgekehrt und freute sich gerade auf die 
Familien, als erneut ein Einsatz kam. Alle sind mit 
dem gleichen Engagement und dem gleichen Ehr-
geiz wieder nach Unna-Massen gefahren und be-
treuen dort die Flüchtlinge. Das ist ein wichtiger 
Punkt. Denn nicht nur das Ehrenamt wird dadurch 
Belastungsproben ausgesetzt, sondern auch die 
Menschen, die den Flüchtlingen helfen. Umso wich-
tiger ist es, dass wir die Mittel auch in 2012 wieder 
zur Verfügung stellen.  

Zweitens – hiermit komme ich auf meinen Redean-
fang zurück –: Ich finde es genauso unerträglich wie 
wohl alle Parlamentarier in Deutschland, dass es 
selten gelingt, einen Haushalt rechtzeitig im jeweili-
gen Vorjahr zu verabschieden. Doch die Verantwor-
tung für diesen Haushalt – das habe ich Ihnen ge-
rade erklärt – tragen CDU und FDP; denn sie haben 
im März diesem Haushalt nicht zugestimmt und 
somit dafür gesorgt, dass viele Menschen ohne 
Perspektive bleiben. 

(Zuruf von Christof Rasche [FDP]) 

Als Letztes gebe ich Ihnen daher freundlich mit – 
darüber können Sie fröhlich lächeln –: Über 2.200 
Beschäftigte des Landes Nordrhein-Westfalen war-
ten in diesem Jahr, 2012, auf ihre Beförderung. Sie 
haben dafür gesorgt, dass die Beförderungen nicht 
möglich waren und sich das für diese Menschen 
auch versorgungstechnisch auszahlt, nämlich nega-
tiv.  

(Beifall von der SPD) 

2.200 haben Ihnen bei der Wahl im Mai bereits die 
Quittung dafür erteilt. Wir werden mit diesem Haus-
halt dafür sorgen, dass den Kolleginnen und Kolle-
gen nicht das gleiche Unrecht erneut widerfährt. 
Deshalb werden wir dem Einzelplan 03 zustimmen. – 
Danke schön.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Stotko. – Für die FDP-Fraktion spricht nun Herr Kol-
lege Dr. Orth. 

Dr. Robert Orth (FDP): Herzlichen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber 
Herr Kollege Stotko, wenn Sie sagen, Sie haben 
nichts geändert, und auch noch stolz darauf sind, 
dann kann ich nur sagen: Dann haben Sie echt 
nichts gelernt, lieber Kollege.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Ich hätte mir gewünscht, dass Sie die Monate ge-
nutzt und sich wenigstens bemüht hätten, schlauer 
zu werden.  
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Wenn Sie uns dann auch noch zuwerfen, es sei 
verantwortungslos gewesen, dass wir unser demo-
kratisches Recht wahrgenommen haben, diesen 
Schrotthaushalt abzulehnen, dann zeigen Sie, dass 
Sie keinerlei Demokratieverständnis haben. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Insofern sollten Sie sich mal fragen, wer denn 
schuld ist, dass viele Beamtinnen und Beamte nicht 
befördert werden konnten.  

(Zuruf von der SPD: Sie!)  

Sie sollten sich auch fragen, warum im Land in den 
letzten Monaten eigentlich nichts vorangekommen 
ist, obwohl Sie die Haushaltsmittel bereits fast ganz 
ausgegeben haben. Auch dazu hätte ich gerne ein 
Wort gehört. An Ihrer Stelle hätte ich als Demokrat 
gesagt: Lieber Minister, es ist ein Skandal, dass du 
mein ganzes Geld schon ausgegeben hast, obwohl 
ich hier noch gar nicht meine Hand gehoben habe.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf 
von Minister Ralf Jäger) 

Wenn ich mir anschaue, was denn vorangekommen 
ist, kann ich nur darauf verweisen: rot-grüne Rekord-
unfallbilanz, rot-grüne Rekordkriminalitätsbilanz – 
obwohl alles Geld ausgegeben ist. Und obwohl die 
Kriminalität hoch ist und viele Unfälle im Land passie-
ren, haben wir hier eine Debatte darüber, dass man 
wegen der Demografie weniger Polizistinnen und Po-
lizisten brauche. Ich kann nur sagen: Der Kollege 
Mostofizadeh liegt falsch, wenn er meint, dass wir 
weniger Polizistinnen und Polizisten im Land brau-
chen. Das Land wird auch mit weniger Einwohnern 
nicht kleiner. Wir brauchen die Polizistinnen und Poli-
zisten weiterhin in der Fläche.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Dass wir zu wenige Neueinstellungen haben, das 
bescheinigt Ihnen sogar die Gewerkschaft der Poli-
zei, zu der Sie im Allgemeinen ja ein gutes Verhält-
nis haben. Und wie reagiert die Polizei darauf? Ver-
zweifelt! In der Altstadt von Düsseldorf wird auf der 
Bolkerstraße eine weitere Videokamera installiert, 
weil das Personal fehlt. Das ist nicht der Lösungs-
ansatz der Liberalen.  

(Beifall von den PIRATEN)  

Wir brauchen eine Polizei, die arbeitsfähig ist. Wenn 
man wie ich als neuer innenpolitischer Sprecher mit 
Kolleginnen und Kollegen der Polizei über eine Kir-
mes läuft, um mal zu sehen, wie Streifendienst ab-
läuft, wie alles funktioniert, und dann mitbekommt, 
dass der Digitalfunk aussetzt, weil man sich in der 
Menge nicht mehr unterhalten kann, fragt man sich, 
Kollege Stotko: Wofür haben Sie denn die 
100 Millionen ausgeben? Die Funkgeräte jedenfalls 
funktionieren noch nicht. 

(Beifall von der FDP und den PIRATEN) 

Dann bekommen wir vom Landesrechnungshof die 
Information: Die Polizei hat zu viele Fahrzeuge auf 
dem Hof stehen. – Die eine Lösung ist, sie zu ver-
kaufen. Die andere Lösung ist, das Personal so ein-
zusetzen, dass sie gefahren werden, um Straftaten 
im Land zu verhindern.  

Stattdessen bündelt der Minister die Polizei bei di-
versen Blitzmarathonaktionen, die in meinen Augen 
allenfalls dazu führen, dass der Minister in die Zei-
tung kommt. Das Land wird dadurch nicht sicherer. 
Insofern möchte ich dem Kollegen Kruse widerspre-
chen: Der Minister ist dadurch nicht populär, son-
dern einfach nur bekannt geworden. Ich glaube je-
denfalls, dass die Bevölkerung erkennen wird, dass 
all das nur Alibiaktionen sind.  

(Beifall von der FDP) 

Ich frage mich, da das ganze Geld ja ausgegeben 
ist und die Beamtinnen und Beamte im Innenminis-
terium gearbeitet haben, was dabei eigentlich ge-
setzgeberisch im letzten Jahr herausgekommen ist. 
Das Parlament hat ja nicht gestört. Da hätte man 
doch auch Gesetzentwürfe erarbeiten können, die 
uns im September dieses Jahres alle auf den Tisch 
gelegt worden wären. 

Beispielsweise eine Neuregelung zum Verfas-
sungsschutz fehlt bis heute. Frau Kollegin Düker, 
ich kann nur verwundert zur Kenntnis nehmen, dass 
Sie jetzt sogar auf dem linken Auge blind sein wol-
len. Um zu sparen, wollen Sie beim Verfassungs-
schutz aus ideologischen Gründen nur noch in eine 
Richtung gucken. Was für ein Signal an die Men-
schen draußen ist das denn? Für mich ist Extre-
mismus nicht teilbar. Der Verfassungsschutz muss 
auf beiden Seiten darauf achten, dass Extremismus 
nicht wieder hochkommt, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Auch beim Thema „Dienstrechtsreform“ ist seit dem 
Amtsantritt des Ministers gar nichts passiert. Man 
hätte das Jahr im Ministerium doch nutzen kön-
nen – die Beamtinnen und Beamten haben ja ihr 
Geld bekommen –, um für uns hier Vorschläge zu 
entwickeln. 

(Karl Schultheis [SPD]: Und was war 2005 
bis 2010?) 

Eine schlichte Nullleistung, meine Damen und Her-
ren! 

Bei der Neuregelung der Rettungsdienste gab es 
ebenfalls eine Nullleistung. 

Genauso sieht es beim Datenschutz aus. Der Minis-
ter hat in seiner Regierungserklärung nicht einmal 
das Wort „Datenschutz“ in den Mund genommen. 
Das zeigt: Da ist auch in den nächsten Monaten 
und Jahren nichts zu erwarten. 

Oder nehmen wir das Thema „Entfristungen“! Am 
laufenden Band entfristen wir Gesetze. Teilweise 
verlängern wir sie, teilweise werden die Befristun-
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gen mit rot-grünen Mehrheiten aber auch ganz ge-
strichen. Meine Damen und Herren, Befristungen 
sind ein gutes Mittel, um Bürokratie im Griff zu hal-
ten. Sie kapitulieren bereits nach kurzer Zeit in der 
Regierungsverantwortung davor, die Bürokratie ein-
zuschränken. Das kann ich nicht akzeptieren. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, kom-
men Sie zum Schluss? Ihre Redezeit ist abgelau-
fen. 

Dr. Robert Orth (FDP): Ja, ich komme zum 
Schluss. – Meine Damen und Herren, mein Fazit 
lautet, dass das Ministerium vor sich hinschnarcht 
und die Bürgerinnen und Bürger darunter leiden. 
Herr Minister, mein Wunsch ist, dass Sie endlich 
wach werden und Reformen voranbringen, statt das 
Geld einfach zu verbraten, sodass es im Land im 
Prinzip nicht besser wird. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Dr. Orth. – Für die grüne Fraktion spricht nun Frau 
Kollegin Schäffer. 

Verena Schäffer (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Wie Sie wissen, hat 
sich weder der Haushaltsentwurf insgesamt noch 
der Einzelplan 03 gegenüber dem ersten Haus-
haltsentwurf für das Jahr 2012 wesentlich verändert. 
In fünf Wochen wird schon der nächste Haushalts-
entwurf, der für das Jahr 2013, eingebracht. Ich hal-
te es für richtig, die Grundsatzdebatte da zu führen. 

Heute möchte ich vor allen Dingen einen Blick nach 
vorne richten und beschreiben, welche Fragestel-
lungen wir in der Innenpolitik eigentlich zu beant-
worten haben. Übrigens müssen nicht nur die Re-
gierungsfraktionen, sondern auch die Oppositions-
fraktionen diese Fragen beantworten können.  

(Beifall von den GRÜNEN und Hans-Willi 
Körfges [SPD]) 

Wir wissen alle, dass der Ton mit jedem Jahr, das 
wir voranschreiten und der Schuldenbremse im Jahr 
2020 näherkommen, schärfer werden wird. Ich fin-
de, da kann die Opposition nicht einfach sagen: „Auf 
der einen Seite wollen wir mehr Polizei; auf der an-
deren Seite wollen wir mehr sparen“, sondern sie 
muss sagen, was sie eigentlich will, sie muss hier 
auch mal richtige Vorschläge vorlegen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir wissen, dass die Diskussion wegen der Schul-
denbremse schwierig ist. Trotzdem haben wir als 
rot-grüne Koalition an unserer Absicht festgehalten, 
1.400 neue Polizistinnen und Polizisten einzustel-
len. Wir wollen weiterhin das von Schwarz-Gelb 
Versäumte aufholen. Schwarz-Gelb hat es nämlich 

versäumt, die Neueinstellungen entsprechend ein-
zuplanen. Das werden wir nun machen. Mit der er-
höhten Einstellungsermächtigung haben wir auch 
13 neue Stellen bei der Fachhochschule für öffentli-
che Verwaltung eingerichtet. 

Die Ausbildungskapazität der nordrhein-westfäli-
schen Polizei ist mit diesen 1.400 neuen Stellen be-
reits erschöpft. Trotzdem wird diese Zahl der Neuein-
stellungen nicht ausreichen, um den demografischen 
Wandel innerhalb der Polizei aufzufangen. Sie, die 
Opposition, haben jahrelang die Berichte unter Ver-
schluss gehalten und nicht offengelegt, wie es bei der 
Polizei eigentlich aussieht. Die Polizei wird natürlich 
älter. Wenn das Ganze 2016 kippen wird, wenn es 
mehr Pensionierungen als Einstellungen geben wird, 
dann haben wir ein Problem. Auf dieses Problem 
kann man nicht sehenden Auges zulaufen, finde ich. 
Vielmehr müssen wir überlegen: Wie gehen wir mit 
diesem hohen Altersdurchschnitt – den es jetzt schon 
gibt, insbesondere in vielen Kreispolizeibehörden, 
gerade im ländlichen Raum – eigentlich um? Wie 
machen wir Polizei effizienter? Wie können wir das 
Gesundheitsmanagement stärken? 

Für mich heißt das aber auch, dass wir darüber re-
den müssen, wie wir die Polizei entlasten können. 
Als Beispiel ist in der öffentlichen Diskussion die 
Begleitung von Schwertransporten genannt worden. 
Warum kann diese Aufgabe nicht von Privaten, von 
zertifizierten Dienstleistern, übernommen werden? 

Ein anderes Beispiel ist die Bereitschaftspolizei. Es 
ist doch total irre, dass andere Bundesländer ihre 
Bereitschaftspolizei abbauen und unsere Hundert-
schaften jedes Wochenende in andere Bundeslän-
der fahren müssen, anstatt hier eingesetzt zu wer-
den, und immer mehr Überstunden anhäufen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD und den PIRATEN) 

Wir haben diese Diskussion über die Aufgabenkritik 
gerade erst begonnen. Die Opposition täte gut da-
ran, diese Aufgabenkritik konstruktiv mit zu führen, 
damit es – da haben wir ja ein gemeinsames Ziel – 
eine bürgernahe Polizei in wahrsten Sinne des Wor-
tes gibt: bürgernah auf der Straße bei den Men-
schen, aber auch gut qualifiziert und professionell in 
den Bereichen, wo wir sie brauchen, wo es neue 
Herausforderungen gibt, zum Beispiel bei der Inter-
netkriminalität. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Heute Morgen ist über das Gemeindefinanzie-
rungsgesetz diskutiert worden. Ich glaube, dass vie-
le von denen, die hier sitzen, gar nicht wissen, wie 
viel das mit Sicherheitspolitik zu tun hat. Feuerwehr-
leute sind Kommunalbeamtinnen und -beamte, die 
unmittelbar von der finanziellen Lage in den Kom-
munen abhängig sind, und zwar dann, wenn es um 
die Beförderung geht, die bei der Feuerwehr viel zu 
häufig ausbleibt, weil das Geld dafür nicht vorhan-
den ist.  
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Da können wir noch so viel über Kinderfeuerwehren 
und über Imagekampagnen diskutieren; das hilft der 
Berufsfeuerwehr auch nicht, Nachwuchs zu finden, 
wenn wir es nicht schaffen, Perspektiven zu eröff-
nen, gerade auch im Wettbewerb um Fachkräfte. 
Schließlich arbeiten bei der Feuerwehr Personen, 
die mit einer Ausbildung dahin kommen. Wir müs-
sen dafür sorgen – und das ist ein sicherheitspoliti-
sches Anliegen –, dass es den Kommunen besser 
geht. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD und den PIRATEN) 

Ich möchte noch kurz auf den Datenschutz einge-
hen. Auch hier haben wir es geschafft, die Verände-
rungen aus dem Haushaltsgesetz 2011 fortzufüh-
ren. Wir wissen, dass wir starke Gesetze für den 
Datenschutz brauchen – wie die europäische Da-
tenschutzgrundverordnung, die momentan diskutiert 
wird. Wir brauchen aber auch starke Institutionen. 
Dafür sorgen wir. Wir haben das schwarz-gelbe 
Streichkonzert beim Datenschutz beendet. Wir ha-
ben größere Personalkapazitäten geschaffen. Da-
ran halten wir fest, um dem Datenschutz insgesamt 
einen höheren Stellenwert zukommen zu lassen. 

(Beifall von den GRÜNEN)  

Meine Redezeit läuft ab, aber ich möchte schon 
noch auf das Thema „Verfassungsschutz“ einge-
hen, weil es mich wirklich ärgert. Es geht nicht da-
rum, dass wir Einsparungen beim Verfassungs-
schutz wollen, sondern es geht darum, dass wir 
über die Folgen der NSU-Morde diskutieren: Was 
muss beim Verfassungsschutz anders, besser und 
neu gemacht werden? Es geht darum, wie man den 
Verfassungsschutz auf seine Kernbereiche zurück-
führen kann, damit er den gewalttätigen verfas-
sungsfeindlichen Rechtsextremismus und den ge-
walttätigen verfassungsfeindlichen Islamismus beo-
bachtet und nicht wie bisher … 

(Zuruf von Dr. Robert Orth [FDP]) 

– Ja, es geht aber darum, dass die Gefahr nicht von 
Links, sondern von Rechts und von den Salafisten 
und von den Islamisten ausgeht! Darauf müssen wir 
doch gucken! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es geht auch nicht darum, dass wir beim Verfas-
sungsschutz einsparen wollen. Ich würde mir wirk-
lich wünschen, dass auch die Opposition diese Dis-
kussion führen und aus den NSU-Morden lernen 
würde. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Schäffer. – Für die Fraktion der Piraten spricht nun 
Kollege Schatz. 

Dirk Schatz (PIRATEN): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Ich stehe jetzt hier – es 
ist Anfang November 2012 – und soll über den 
Haushalt des Jahres 2012 reden, Vorschläge ma-
chen, was wir Piraten uns für dieses Jahr vorstellen, 
wo wir Geld investieren oder eventuell auch sparen 
wollen. Das Problem ist, dass das schon vor gut ei-
nem Jahr hätte stattfinden sollen und wir jetzt über 
den Haushalt 2013 reden sollten. Das tun wir leider 
nicht. 

Aufgrund dieser Farce, die hier meiner Meinung 
nach stattfindet, und weil für dieses Jahr ohnehin 
keine Änderungen mehr möglich sind, möchte auch 
ich die Gelegenheit nutzen, einen kleinen Blick auf 
das kommende Haushaltsjahr zu werfen.  

Im Einzelplan 03 erkennt man sehr schnell, dass die 
Polizei mit knapp 55 % aller Ausgaben im Bereich 
des Innenministeriums den weitaus größten Posten 
einnimmt. Entsprechend wird deutlich, welchen Stel-
lenwert die Polizei in diesem Land hat. Folglich wird 
die Polizei zwangsläufig auch einen Schwerpunkt 
unserer Politik darstellen. 

Herr Stotko, um noch einmal auf Ihre Vorwürfe zu-
rückzukommen: Die Anträge, die Sie angesprochen 
haben, existieren nicht. Die haben wir nicht gestellt. 
Da sollten Sie vielleicht noch mal reinschauen. 

(Thomas Stotko [SPD]: Die sind doch auf Ih-
rer Homepage!) 

– Die haben wir hier im Plenum nicht gestellt. 
Schauen Sie hin! 

(Thomas Stotko [SPD]: Sie stehen auf Ihrer 
Homepage!) 

Wir begrüßen es, dass die Landesregierung die 
Zahl der Neueinstellungen der Kommissaranwärter 
auf 1.400 erhöht hat. Wir hoffen, dass das auch in 
den nächsten Jahren mindestens so bleiben wird. 
Wir sehen allerdings mit Sorge, dass das mit einer 
gewissen Wahrscheinlichkeit nicht ausreichen wird, 
um dem demografischen Wandel innerhalb der Po-
lizei in den nächsten Jahren entgegenzuwirken. 
Entsprechend wollen wir im nächsten Jahr zumin-
dest darauf hinarbeiten, die Einstellungszahlen, 
wenn nötig, weiter zu erhöhen. Und wir möchten 
versuchen, im nächsten Jahr die Grundlagen für 
Neueinstellungen zu schaffen. 

Einer dieser Grundlagen ist, zunächst einmal dafür 
Sorge zu tragen, dass wir überhaupt genügend Be-
werber haben. Das ist nämlich leider nicht der Fall. 
Die Antwort auf meine Kleine Anfrage hat offenge-
legt: Bei knapp 3.300 geeigneten Bewerbern im 
Jahr 2011 und 1.400 Einstellungen im Jahr 2012 
ergibt sich eine Quote von etwas mehr als 2:1. Wir 
haben also gerade einmal zwei Bewerber auf eine 
Stelle. Da müssen wir erheblich nachbessern – völ-
lig egal, ob wir neu einstellen oder nicht.  
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Aber nicht nur die Polizei, sondern der öffentliche 
Dienst insgesamt wird für viele, insbesondere die 
hochqualifizierten jungen Menschen immer unat-
traktiver. In vielen Bereichen kann er mit den Ange-
boten der freien Wirtschaft einfach nicht mehr mit-
halten. Die Zeiten, in denen das Argument der Un-
kündbarkeit gereicht hat, sind vorbei. Wir werden 
daher nicht darum herumkommen, in Zukunft mehr 
Geld in die Hand zu nehmen, wenn wir dort auch 
weiterhin nicht auf hochqualifizierte Bewerber ver-
zichten wollen. 

Ebenfalls begrüßen wir Piraten den Vorstoß der 
Koalition, den Bereich des Open Gouvernements 
voranbringen zu wollen. Das ist für uns selbstver-
ständlich. Dort zu investieren heißt, in die Demokra-
tie zu investieren. Wir sind gespannt, wie viel Ihnen 
diese Investition wirklich wert ist. 

Auch in der Flüchtlingspolitik werden wir schauen, 
inwieweit die Bemühungen der Landesregierung 
ausreichen, um der gestiegenen Anzahl von Flücht-
lingen gerecht zu werden. Wir schauen auf die ak-
tuellen Ereignisse, für die die Kommunen wirklich an 
allen Enden sparen und mehr Geld für Flüchtlinge 
bereitstellen müssen. 

Es darf aber nicht vergessen werden, auch dorthin 
zu schauen, wo gespart werden kann; es geht also 
nicht nur um die Ausgaben. Neben dem klassischen 
Sparen, bei dem man weniger Geld ausgibt oder 
einfach die Einnahmen erhöht, ist Sparen auch 
möglich, indem man die vorhandenen Ressourcen 
einfach effizienter nutzt. Dies gelingt – wie immer 
bei finanziellen Dingen – am besten beim Personal. 

Schaut man sich beispielsweise die Krankenstände 
im öffentlichen Dienst an, die in einigen Bereichen 
mit über 8 % zwei- bis dreimal so hoch ausfallen wie 
die in der freien Wirtschaft, dann wird deutlich, wie 
viel ungenutztes Potenzial für den öffentlichen 
Dienst abgerufen werden kann, was beispielsweise 
auch die Zahl der benötigten Neueinstellungen 
massiv reduzieren würde. 

Dies führt wiederum zu weiteren Einsparungen. Zu 
nennen sind Einsparungen bei der freien Heilfürsor-
ge, weniger Ausgaben für Beihilfen oder für die vor-
zeitigen Zur-Ruhe-Setzungen sowie insgesamt ein 
verbessertes Betriebsklima, was wiederum ein bes-
seres Arbeiten ermöglicht. Gerade dieser Punkt wird 
im Rahmen der Dienstrechtsreform eines der gro-
ßen Themen des nächsten Jahres sein, dessen wir 
uns selbstverständlich annehmen werden. 

Wir hoffen, dass wir bei dem einen oder anderen 
Punkt im nächsten Jahr bei den anderen Fraktionen 
auf offene Ohren stoßen und dass das eine oder 
andere Projekt auch gemeinsam umgesetzt werden 
kann. – Vielen lieben Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Kollege Schatz. – Für die Landesregierung hat nun 
der Innenminister, Herr Jäger, das Wort. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Herr Dr. Orth, ich hoffe, ich ha-
be Sie in einem Passus Ihrer Rede nicht missver-
standen. Ich habe es so wahrgenommen, dass Sie 
sagten: Mein Ministerium, ich selbst, diese Landes-
regierung hätte Gesetzentwürfe einbringen und zu 
einem Zeitpunkt beschließen können, als das Par-
lament nicht gestört hätte. 

(Zuruf von Dr. Robert Orth [FDP]) 

– Herr Orth, das ist so bei mir angekommen. Das 
würde ein sehr seltsames Verhältnis zur Demokratie 
widerspiegeln, das ich selbst, ich glaube, große Tei-
le dieses Parlamentes und ganz sicher auch diese 
Landesregierung nicht hat. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich möchte gerne auf einen weiteren Punkt Ihrer 
Rede eingehen. Sie sagen: Wir sind im November – 
in der Tat –, und beraten jetzt den Haushaltsentwurf 
2012. – Ich darf noch mal deutlich machen, dass 
nicht wir das zu verantworten haben. Sie in Person 
hätten die Möglichkeit gehabt, diesen Haushalt be-
reits im März dieses Jahres zu beschließen. 

(Thomas Stotko [SPD]: Genau mit einer Stimme!) 

Die Tatsache, dass wir im Rahmen der vorläufigen 
Haushaltsführung Geld ausgegeben haben, ist übri-
gens in der Verfassung verankert. Ich hoffe, Sie 
können zur Kenntnis nehmen, dass mein Ressort 
überwiegend Personalkosten zum Inhalt hat und 
dass wir in der Zwischenzeit Löhne und Gehälter 
gezahlt haben. Ich gehe nicht davon aus, Herr Dr. 
Orth, dass Sie dieser Landesregierung vorwerfen, 
dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Lan-
desverwaltung pünktlich ihren Lohn aufs Konto 
überwiesen bekommen haben.  

(Heiterkeit von Walburga Benninghaus [SPD]) 

Ich darf darauf hinweisen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, dass dieser Einzelplan im We-
sentlichen die Sicherheit in diesem Land finanziert. 
Für die Polizei gilt ganz besonders, dass man bei ihr 
nur das ernten kann, was man zuvor gesät hat. 
Deshalb setzen wir in diesem Einzelplan auf eine 
gut ausgebildete und eine qualitativ hochwertig 
ausgestattete Polizei.  

Ich will, weil die Zeit so knapp ist, nur einige wenige 
Punkte ansprechen. Beispielsweise hat Herr Kolle-
ge Stotko schon darauf hingewiesen, dass wir 
8,2 Millionen € zusätzlich in die Hand nehmen, um 
beim Landeskriminalamt DNA-Analysen durchzu-
führen. Diese Spuren liegen seit Jahren dort, und 
nie haben die Laborkapazitäten für ihre Auswertung 
ausgereicht. Diesen Bauch, denn das LKA jahre-
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lang vor sich hergeschoben hat, wollen wir endlich 
abbauen. Ich glaube, es war ein fataler Fehler und 
fahrlässig von der Vorgängerregierung, auch im 
Sinne der Opfer von Straftaten, dass DNA-Analysen 
zum Teil jahrelang aufgeschoben wurden und Er-
mittlungsverfahren nicht ordentlich beendet werden 
konnten.  

Dieser Einzelplan hat beispielsweise auch unseren 
präventiven Ansatz „Kurve kriegen“ zum Inhalt. Wir 
wollen nicht zuschauen, wie Kinder und Jugendliche 
schon früh auffällig werden. Denn diese Gesell-
schaft hat nicht die Instrumente entwickelt, um eine 
kriminelle Karriere zu verhindern, sodass diesen ju-
gendlichen Intensivtätern nur noch der Strafvollzug 
als Möglichkeit bleibt. Wir haben mit dem Projekt 
„Kurve kriegen“ Neuland betreten. Mir ist es sehr 
wichtig, dass die Erfolge evaluiert werden und wir 
nachweisen können, dass sich diese Investition in 
Prävention lohnt.  

Bei der Polizei lasse ich aber, Herr Dr. Orth, keine 
Legendenbildung durchgehen. Ich will deutlich ma-
chen, dass mein Vorvorgänger, der Kollege Fritz 
Behrens im Jahr 2004 einen Bericht über den Al-
tersaufbau der nordrhein-westfälischen Polizei in 
Auftrag gegeben hat. Sie haben im Jahr 2005 politi-
sche Verantwortung übernommen. Im Jahr 2006 lag 
dieser Altersbericht dem Ministerium vor. Da war er 
unter Verschluss, bis ich ihn veröffentlicht habe. Da-
rin steht nachweislich, welchen eigentlichen Einstel-
lungsbedarf die nordrhein-westfälische Polizei frü-
her gehabt hätte, um die zukünftigen und drohen-
den hohen Altersabgänge im Rahmen der demogra-
fischen Entwicklung abfedern zu können.  

Aber was haben Sie getan? Sie haben 2005 500 
Beamtinnen und Beamten eingestellt. 2006 waren 
es in Kenntnis dieser demografischen Veränderun-
gen wieder nur 500. 2007 lag der Bericht immer 
noch in der Schublade und verstaubte, und Sie ha-
ben wieder nur 500 eingestellt.  

(Thomas Stotko [SPD]: Genau!) 

Erst 2008 haben Sie damit begonnen, die Einstel-
lungszahl auf 1.100 zu erhöhen. Das war viel zu 
spät, denn allein diese drei Jahre unzureichender 
Ausbildung führen dazu, dass wir irgendwann 2.700 
Beamte zu wenig auf der Straße haben.  

(Theo Kruse [CDU]: Und in den 20 Jahren 
vorher?) 

Wir haben auf Grundlage dieses Altersberichts so-
fort gehandelt und die Einstellungszahlen auf 1.400 
erhöht. Das ist übrigens die maximale Ausbildungs-
kapazität, die bei der nordrhein-westfälischen Poli-
zei überhaupt zu leisten ist.  

Herr Dr. Orth, ich lasse Ihnen diese Legendenbil-
dung nicht durchgehen. Es ist Ihr Versäumnis, dass 
zu wenige Polizeibeamtinnen und -beamten in die-
sem Land ausgebildet wurden. Sie haben die Auf-
klärungsquote und die Quote der Straftaten in Nord-

rhein-Westfalen nicht dahin gehend zu bewerten. 
Das alles ist hausgemacht von der Vorgängerregie-
rung zwischen 2005 und 2010. Es ist Ihre Verant-
wortung – auch Ihre persönliche, Herr Dr. Orth.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN – Zuruf von Dr. Robert Orth 
[FDP]) 

Wenn es gestattet ist, Herr Präsident, würde ich 
gern noch auf einen weiteren Bereich eingehen, 
nämlich – Herr Kruse, Sie haben das thematisiert – 
die Verwaltungsstrukturreform. Wie modernisieren 
wir Landesverwaltung? Wie kommen wir aufgrund 
des demografischen Wandels dazu, Aufgaben tat-
sächlich infrage zu stellen oder möglicherweise zu 
optimieren, um zu einem geringeren Personalein-
satz zu kommen? Das haben wir uns auf die Fah-
nen geschrieben. Das können Sie in unserem Koali-
tionsvertrag nachlesen. Ich glaube, es ist nicht da-
mit getan, mal eben einen Schalter umzulegen, 
sondern das muss ein dauerhafter, fließender und 
immerwährender Prozess sein.  

Ich sage Ihnen, was Sie gemacht haben. Sie sind 
mit der Axt durch die Stellenpläne gegangen und 
haben das „Verwaltungsmodernisierung“ genannt.  

(Widerspruch von Theo Kruse [CDU]) 

Sie haben Aufgaben an die Kommunen nach unten 
geschoben, sozusagen bei den Behörden nur das 
Messingschild ausgewechselt, das als „Verwal-
tungsstrukturreform“ verkauft und den Kommunen 
viel zu wenig Geld als Kostenerstattung gegeben.  

Wir werden nach dem Urteil des Verfassungsge-
richtshofs für diese Art der Modernisierung, die Sie 
betrieben haben, 21 Millionen € zusätzlich in die 
Hand nehmen müssen, um die Kosten für das zu 
erstatten, was die Kommunen im Rahmen der Auf-
gabenwahrnehmung zu leisten hatten. Das war Ihr 
Verständnis von Verwaltungsstrukturreform; das ist 
nicht unser Verständnis von Verwaltungsstrukturre-
form, lieber Herr Kruse.  

(Beifall von der SPD) 

Ich will damit enden, dass wir natürlich versuchen 
werden, die Behörden in meinem Geschäftsbereich 
so mit Personal auszustatten, dass sie ihrer Aufga-
be, auch Beschlüsse dieses Landtags umzusetzen, 
qualitativ und quantitativ in ausreichendem Maße 
nachkommen können.  

Ich freue mich ganz besonders, dass der Einzel-
plan 03 vorsieht, in diesem Jahr 300 zusätzliche 
Auszubildende im Landesdienst in Nordrhein-
Westfalen einzustellen. Das ist auch ein Beitrag des 
Landes Nordrhein-Westfalen und dieser Landesre-
gierung, damit junge Menschen in diesem Land ei-
ne Perspektive bekommen. – Herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Wir sind am Ende der Beratungen zu 
Einzelplan 03.  

Da wir in die Zeitphase von 12:30 Uhr bis 14 Uhr 
eingetreten sind, findet die Abstimmung erst spä-
ter statt. (Siehe Abstimmung zu Einzelplan 6) Das 
ist auch der Grund, warum der Landesminister die 
Redezeit ein bisschen überziehen durfte.  

(Heiterkeit von den PIRATEN) 

Wenn jemand Bedarf hat, dazu noch etwas zu sa-
gen, dürfte er das tun. Wenn das aber keine Kolle-
gin und kein Kollege wünschen, fahren wir mit dem 
nächsten Einzelplan fort. – Niemand widerspricht.  

Dann rufe ich auf: 

 Einzelplan 05 
Ministerium für Schule und Weiterbildung 

Ich weise hin auf die Beschlussempfehlung und den 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1205. Ich eröffne die Beratung und 
erteile für die CDU-Fraktion Frau Kollegin Vogt das 
Wort. 

Petra Vogt (CDU): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Stolz präsentiert uns am heuti-
gen Tage die Landesregierung den Einzelplan 05 
„Schule und Weiterbildung“.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Mit Recht!) 

Dieser Plan weist keine wesentlichen Änderungen 
gegenüber dem im Januar 2012 eingebrachten 
Entwurf auf. Stolz ist man deshalb darauf, dass man 
nicht nur Einsparbemühungen unterlässt, sondern 
dass sogar die durch rückläufige Schülerzahlen frei 
werdenden Finanzmittel im System Schule verblei-
ben können.  

Natürlich freuen sich die Bildungspolitiker, wenn die 
sogenannten demografischen Gewinne im System 
Schule erhalten bleiben. Das ist eine tolle Leistung. 
Allerdings müssen wir uns im Klaren sein: Wenn der 
Haushalt saniert werden soll aufgrund der Schul-
denbremse und vor allen Dingen natürlich aufgrund 
der Generationengerechtigkeit, dann müssen Inves-
titionen in Bildung als Prioritätensetzung an anderer 
Stelle eingespart werden.  

Wäre der Gesamthaushalt 2012 ein Haushalt, der 
auch nur ansatzweise Konsolidierungsanstrengun-
gen erkennen ließe, könnte man als Bildungspoliti-
ker tatsächlich der zuständigen Ministerin gratulie-
ren. Es wäre ihr ja dann gelungen, im zähen Ringen 
mit den anderen Fachbereichen einen Schwerpunkt 
auf das wichtige Thema „Bildung“ zu legen.  

Aber nichts dergleichen ist der Fall. Rekordsteuer-
einnahmen werden mit Rekordschulden beantwor-
tet. Diese sogenannte präventive Politik dann auch 

noch auf dem Rücken unserer Kinder als Schulden-
politik, die sie ja nun einmal ist, in irgendeiner Weise 
verkaufen zu wollen, das ist ungerecht und vor allen 
Dingen auch unsozial. 

(Beifall von der CDU) 

Schulden, meine Damen und Herren, sind keine 
Bildungsgerechtigkeit. Schuldenmachen ist fahrläs-
sige Verweigerung von politischer Gestaltung und 
verspielt unsere Zukunft. 

(Beifall von der CDU) 

Der Einzelplan 05 ist nun kein unwichtiger. Er ist mit 
einem Anteil von 15 Milliarden €, 26 % an den Ge-
samtausgaben, der größte Einzeletat. Wir alle müs-
sen uns daher Gedanken machen, wie wir die Lan-
desfinanzen sanieren können. Das ist keine Aufga-
be, die nur einer Fraktion zukommt. Diese Aufgabe 
haben alle Fraktionen. 

Wichtig wäre es hierbei aus Sicht der CDU-Fraktion, 
Potenziale zu erschließen, die nicht zulasten der 
Unterrichtsversorgung und damit zulasten unserer 
Schülerinnen und Schüler gehen. Man kann es sich 
natürlich auch einfach machen wie die grün-rote 
Landesregierung in Baden-Württemberg und mas-
senweise Lehrerstellen streichen. Diesen Weg wol-
len Sie doch hoffentlich nicht irgendwann in diesem 
Hause gehen müssen, oder? 

Es kann natürlich sein, dass, wenn man sich kon-
sequent einem Sparen verweigert, vielleicht dann 
auch irgendwann – diese Frage geht natürlich an 
Grün und Rot – die eigenen Parteikollegen aus den 
anderen Bundesländern anfangen, unangenehme 
Fragen zu stellen, die gerade diesen doch wenig 
bildungsintensiven Weg betreffen.  

Unklar ist uns in diesem Einzelplan auch, warum 
Sie gerade im erfolgreichen berufsbildenden Sys-
tem, um das uns ganz viele Länder beneiden, bis 
2015 500 Lehrerstellen abbauen möchten, wo dort 
heute bereits zum Teil eklatanter Lehrermangel 
herrscht und wir uns eine Zukunft ohne eine gute 
Berufsausbildung in diesem Lande eigentlich nicht 
vorstellen können. 

Sie zeigen im vorgelegten Entwurf also nicht nur 
mangelnden Sparwillen, sondern Sie zeigen auch 
noch – und das ist vielleicht noch schlimmer – eine 
fehlende Prioritätensetzung.  

Besonders deutlich wird das im Bereich Inklusion. 
Es fehlt an Mitteln für qualifizierte Fortbildung der 
Lehrkräfte, und vor allem fehlt es an einer ausrei-
chenden Anzahl an Sonderpädagogen, um eine 
qualitativ hochwertige Umsetzung dieses ganz be-
sonders wichtigen Inklusionsprozesses in unserem 
Land zu gewährleisten, meine Damen und Herren. 

Ich glaube, dieses Thema ist so wichtig, dass es ei-
nigen vielleicht noch gar nicht klar ist, was da ei-
gentlich im nächsten Jahr in Nordrhein-Westfalen in 
den Schulen passieren wird, wie dramatisch dieser 



Landtag   07.11.2012 

Nordrhein-Westfalen 520 Plenarprotokoll 16/11 

 

Umbruch ist und dass dieser Umbruch auch wirklich 
nur dann für alle Jugendlichen, für alle Kinder, für 
alle Lehrer und Eltern gelingen kann, wenn er ver-
nünftig begleitet wird. Dazu, liebe Landesregierung, 
haben Sie in gar keiner Weise bisher Ihre Hausauf-
gaben gemacht.  

(Beifall von der CDU) 

Die vielfältigen Probleme, die sich daraus ergeben, 
werden wir leider im kommenden Schuljahr erleben 
müssen. Wie Sie so den Rechtsanspruch umsetzen 
wollen, ist schleierhaft. 

Wir werden Ihnen auf diesem Irrweg, den Sie mit 
diesem Haushalt einleiten und – wir befürchten es – 
wahrscheinlich auch mit dem nächsten Haushalt 
fortschreiben werden, auf gar keinen Fall folgen. 
Diesen Irrweg müssen Sie alleine beschreiten. 
Denn es geht ganz klar zulasten der Bildung in un-
serem Land. 

Aus diesen Gründen lehnen wir den Einzelplan 05 
Schule und Weiterbildung am heutigen Tage ab. – 
Herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Vogt. – Für die SPD-Fraktion spricht nun 
Frau Kollegin Hendricks. 

Renate Hendricks (SPD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin schon ein 
bisschen irritiert, Frau Vogt, über die Rede, die Sie 
gerade gehalten haben. Denn auf der einen Seite 
beschwören Sie die Investitionen in Bildung. Auf der 
anderen Seite sagen Sie, dass wir aber doch ei-
gentlich auch Prioritäten des Sparens setzen sollen. 
Sie lehnen den Einzelplan ab, aber möchten doch 
die Ressourcen sichern. Mir ist nicht ganz klar, was 
die Aussage Ihrer Rede nun eigentlich gewesen ist.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Aber darüber können wir vielleicht bei Gelegenheit 
einmal reden.  

Wir sind als Regierungskoalition mit der Maßgabe 
angetreten, dass wir die Demografiegewinne – Frau 
Vogt, darauf haben Sie eben noch einmal hingewie-
sen – im System lassen wollen. Das hat auch die 
Ministerpräsidentin in ihrer Regierungserklärung 
deutlich gemacht. Wir wollen frei werdende Res-
sourcen nicht streichen, sondern wir wollen sie für 
bessere Bildung und für Schulentwicklung in Nord-
rhein-Westfalen einsetzen. 

Dazu zählen kleinere Lerngruppen, die wir im 
Schulkonsens vereinbart haben. Dazu zählt die Er-
haltung von wohnortnahen und kleinen Grundschu-
len, wozu wir heute Nachmittag das Gesetz mitei-
nander verabschieden werden. Dazu zählen aber 
auch Ganztagsangebote, die nachgefragt sind, indi-

viduelle Förderung und der gemeinsame Unterricht 
oder die Inklusion. 

Dementsprechend weist der Einzelplan 05 dann 
auch 14,92 Milliarden € aus. Er ist der größte Ein-
zelplan. Auch darauf hat Frau Vogt hingewiesen. Er 
ist um 600 Millionen € höher als im Vorjahr. Meine 
Damen und Herren, ich möchte Ihnen einmal deut-
lich machen, was das eigentlich im Detail bedeutet. 
Ich darf maximal zehn Minuten reden. Es wären 
dann pro Minute knapp 1,5 Milliarden € oder, umge-
rechnet in Sekunden, 25 Millionen € pro Sekunde.  

Wenn wir uns die Lehrerstellen anschauen, ist das 
aber noch eine ganz andere Dimension, denn wir 
haben zurzeit 154.712 Lehrerstellen im Haushalt. 
Auch dieses will ich mit einem Vergleich darstellen: 
Es ist exakt so viel, wie die Stadt Neuss Einwohner 
hat. Das macht vielleicht deutlich, über welches 
Haushaltsvolumen wir an dieser Stelle eigentlich re-
den. Wir sind stolz, dass wir die Zahl der Lehrerstel-
len bei sinkenden Schülerzahlen in der Summe – 
die Schülerzahl ist gegenüber 2010 um 44.300 ge-
sunken – um 1.959 erhöhen können. 

Der Schulhaushalt ist im Wesentlichen ein Perso-
nalhaushalt. Gehälter, Beihilfen und Vorsorgeleis-
tungen machen in diesem Haushalt den größten 
Batzen aus. Auch die Steigerung von 607 Millio-
nen € ist darauf zurückzuführen. Für die Betroffenen 
ist das eine Selbstverständlichkeit, für den Schul-
haushalt sind das Steigerungen, die mit zusätzli-
chen Millionenbeträgen verbunden sind, für die 
Schulen aber keine Ressourcen schaffen. Auch 
darüber müssen wir uns im Klaren sein. 

Strukturelle Einsparungen im Bereich Schule lassen 
sich in nennenswertem Umfang nur dadurch errei-
chen, dass man auf Lehrer und Lehrerinnen ver-
zichtet, Frau Vogt. Dazu möchte ich Sie ganz gerne 
in der Diskussion fragen, ob das genau das ist, was 
Sie erreichen wollen. Auf Lehrer zu verzichten heißt 
aber auch, dass wir Rahmenbedingungen ver-
schlechtern, die Innovationskraft und die Qualität 
von Schulen verschlechtern. 

Ich möchte an dieser Stelle daran erinnern, dass die 
Rahmenbedingungen in Nordrhein-Westfalen – die 
Ländervergleiche sind heute Morgen von Ihnen 
mehrfach angeführt worden – nicht die besten im 
Ländervergleich sind. Wir sind uns alle darüber im 
Klaren – auch dies ist auf Bundesebene verab-
schiedet worden –, dass wir rein theoretisch deutlich 
mehr Geld in die Bildung stecken wollen. Neben 
den Personalkosten wird im Einzelplan 05 zusätz-
lich noch Geld für die Schulpauschale an die Kom-
munen in Höhe ca. von 600 Millionen € zur Verfü-
gung gestellt. 

Für uns ist wichtig, dass wir das Thema „Inklusion“ 
mit dem 9. Schulrechtsänderungsgesetz, das mitt-
lerweile als Referentenentwurf vorliegt und in der 
Verbändeanhörung ist, behutsam, sorgfältig, ohne 
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Eile und Hast sowie im Dialog mit den Beteiligten 
umsetzen. 

Bereits heute aber ist klar, dass die Nachfrage nach 
integrativen Lerngruppen in diesem Jahr gestiegen 
ist. Das macht zusätzliche Stellen im Haushalt für 
den gemeinsamen Unterricht erforderlich. Wir ha-
ben – in den Grundschulen weniger als in den Se-
kundarschulen – einen Aufwuchs bei den integrati-
ven Lerngruppen. Es ist uns aber wichtig, dass den 
Wünschen der Eltern vor Ort nach integrativen 
Lerngruppen entsprochen werden kann und wir 
damit regionale Inklusionsprozesse unterstützen 
und ermöglichen. 

Insgesamt sind im Haushalt für Integration und In-
klusion 3.836 Stellen ausgewiesen. Das sind 706 
mehr als im Vorjahreshaushalt. Ich glaube, Frau 
Vogt, damit lässt sich nicht belegen, dass wir in die-
sem Bereich nichts tun. Ganz im Gegenteil: Auch in 
diesem Bereich setzen wir Demografiegewinne da-
für ein, dass wir den Prozess der Inklusion auf den 
Weg bringen können. 

(Beifall von der SPD) 

So sind in diesem Jahr bereits 22.300 Schüler und 
Schülerinnen in Nordrhein-Westfalen in integrativen 
Lerngruppen, die dort unterrichtet und erfolgreich 
ihre Schullaufbahn in Nordrhein-Westfalen be-
schließen werden. Damit konnte zum Schuljahr 
2012/2013 ein weiterer Ausbau des integrativen 
Lernens erreicht werden. Es freut uns ganz beson-
ders, dass sich in der Zwischenzeit alle Schulfor-
men daran beteiligen, auch die Gymnasien. Das ist 
sehr bemerkenswert, dass auch die Gymnasien an-
fangen, sich für Inklusion zu öffnen. 

Frau Vogt, aber auch für die Aus- und Fortbildung 
stehen in Nordrhein-Westfalen fast 17,6 Millionen € 
zur Verfügung. Es gibt einen Aufwuchs von 
750.000 €. Es ist also nicht richtig, dass wir in die-
sem Bereich nichts tun. Auch die FDP hat ange-
mahnt, dass wir in diesem Bereich nichts tun. Das 
ist nicht richtig. Ein Blick in den Haushaltsplan be-
lehrt Sie eines Besseren. 

Wir haben uns gemeinsam vorgenommen – auch 
im Schulkonsens und in der Bildungskonferenz ist 
das vereinbart worden –, dass wir eine Erhöhung 
der Leitungszeit sowohl im Sekundarbereich als 
auch in den Grundschulen vornehmen. Die Erhö-
hung für die Grundschulen haben wir bereits 2011 
beschlossen. Aufgrund der Tatsache, dass der 
Landtag aufgelöst worden ist, haben wir es nicht 
vollziehen können. Für die Grundschulen würde das 
340 Stellen ausmachen, die jetzt in den Haushalt 
eingestellt werden. Auch für die Sekundarschulen 
bedeutet die Erhöhung der Leitungszeit 224 Stellen. 

Den Schulen stehen diese Stellen schon zur Verfü-
gung. Für die Grundschulen – auch das will ich 
noch einmal deutlich machen – entspricht dies einer 
Erhöhung von zwei um drei auf insgesamt fünf Ent-
lastungsstunden. Hier gibt es auch in der Communi-

ty zurzeit etwas Irritationen. An dieser Stelle sage 
ich noch einmal deutlich, dass die Grundschulen 
hier wirklich eine Entlastung bekommen. 

Beide Maßnahmen sind nach der Verabschiedung 
der Verordnung zu § 93 Schulgesetz durch den 
Schulausschuss nun möglich. Die erforderlichen 
Stellen stehen bereits im laufenden Schuljahr den 
Schulen zur Verfügung. 

Heute Nachmittag werden wir uns mit dem 
8. Schulrechtsänderungsgesetz beschäftigen. Die-
ses Gesetz ermöglicht jetzt zusätzlich, dass wir 
kleine Grundschulen in der Fläche erhalten können, 
wenn es ein gemeinsames pädagogisches Konzept 
gibt. Ich glaube, damit schaffen wir endlich Klarheit. 
Das macht aber auch erforderlich, dass wir im End-
ausbau – das betrifft die Frage der Absenkung des 
Klassenfrequenzwertes in der Grundschule – für die 
kleinen Grundschulen insgesamt noch einmal 1.700 
Stellen zur Verfügung stellen werden. 

Ich möchte noch einen weiteren Aspekt in die De-
batte einbringen. Der Ausbau der Ganztagsschulen 
ist uns nämlich enorm wichtig. Ganztag ist eine 
Möglichkeit, Bildungsbenachteiligung aufzuheben 
und Kinder zusätzlich zu unterstützen. Der Antrag 
der FDP, der in die Richtung geht, den Gymnasien 
mehr Ganztag zu geben, verkennt dabei, dass wir in 
Nordrhein-Westfalen bereits 155 Gymnasien haben, 
die Ganztag anbieten. 

Der Ausbau der Ganztagsschulen in diesem Jahr ist 
vorangeschritten. Wir haben 10.000 zusätzliche 
Plätze in der OGS geschaffen, und wir haben 
50 zusätzliche Stellen für den gebundenen Ganztag 
in der weiterführenden Schule geschaffen. Wir wer-
den auch den Ausbau der Ganztagsschule weiter 
fortsetzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie kön-
nen unschwer erkennen: Bildungspolitik ist das 
Schwerpunktthema der rot-grünen Landesregie-
rung, und so ist der Einzelplan 05 auch aufgestellt. 
Wir stehen zum Schulkonsens, in dem wir gemein-
same Maßnahmen bis 2023 verabredet haben. Die 
erforderlichen Mittel dazu werden im Haushalt be-
reitgestellt. Zugleich trägt der Haushalt die sehr 
deutliche Handschrift von Rot-Grün. Es ist die 
Handschrift der Minderheitsregierung, die sich fort-
setzt. Sie ist nicht durch den Koalitionsvertrag ge-
prägt worden, sondern wir sind kontinuierlich dabei, 
unsere Bildungspolitik fortzuschreiben. 

Sicher sind all die Ansätze dieses Haushaltskapitels 
nicht alternativlos. Sie stellen aber nach unserer 
Auffassung einen ausgewogenen Kompromiss zwi-
schen den dringend notwendigen Verbesserungen 
und den Restriktionen der verfügbaren Mittel dar. 
Wenn jemand meint, unsere Ansätze seien zu 
großzügig und es müsste mehr gespart werden, so 
soll er sagen, wo er Abstriche machen will. Wenn 
jemand meint, wir stellten nicht genügend Ressour-
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cen zur Verfügung, dann soll er uns aber auch sa-
gen, wo die Mittel herkommen.  

Die Landesregierung hat versprochen, dass wir mit 
diesem Haushalt einen Haushalt vorlegen, der In-
novationen in Nordrhein-Westfalen möglich macht. 
Bildung hat weiterhin erste Priorität. Wir setzen auf 
Präventionspolitik, weil wir uns über die Präventi-
onspolitik mittel- und langfristig Einsparungen für 
den Haushalt erhoffen. Damit wollen wir die Zukunft 
unseres Landes sichern und den jungen Menschen 
in diesem Land gute Ausgangsvoraussetzungen 
schaffen, damit sie nicht das Gefühl haben, dass wir 
auf Kosten der jungen Generation leben. – Ich be-
danke mich.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Hendricks. – Für die FDP-Fraktion spricht 
nun Frau Kollegin Gebauer.  

Yvonne Gebauer (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrte Damen und Herren! Die nordrhein-
westfälische Bildungs- und hier im Besonderen die 
Weiterbildungslandschaft spielt eine unersetzliche 
Rolle für das lebenslange Lernen. Daher begrüßen 
wir es ausdrücklich, dass es weitere Mittel – dieses 
Jahr in Höhe von rund 0,7 Millionen € – für die Wei-
terbildung gibt. Auch weitere positive Aspekte wie 
zum Beispiel die Absenkung des Klassenfrequenz-
richtwertes an Grundschulen oder die Verbesserun-
gen bei der Leitungszeit finden wir im Einzelplan 05. 

Aber gleichwohl zeigt dieser Haushalt für Schule 
und Weiterbildung insgesamt an vielen Stellen eine 
deutliche Schieflage. Letztendlich muss der Schul-
haushalt auch im Zusammenhang mit dem Ge-
samthaushalt gesehen und bewertet werden. 

Wer einen klaren Schwerpunkt, meine Damen und 
Herren, im Bereich der Bildungspolitik setzen möch-
te – das unterstützen wir –, der muss in anderen 
Bereichen auch Einsparungen vornehmen. Rot-
Grün plant – und das trotz der höchsten Steuerein-
nahmen der nordrhein-westfälischen Geschichte – 
mit einer Neuverschuldung von weit über 
4 Milliarden €. Mit Blick auf die Zukunft unserer Kin-
der, unserer heutigen Schülerinnen und Schüler ist 
dieser Haushalt somit unverantwortlich. 

Auch im Einzelplan 05 muss wie in anderen Einzel-
plänen sowohl auf Effizienz als auch auf Effektivität 
geachtet werden. Frau Ministerin, Sie haben mich 
im Ausschuss für Schule und Weiterbildung kriti-
siert, als ich bezüglich der 250 kw-Stellen den rheto-
rischen Einwurf gemacht habe, dass Rot-Grün die-
se Stellen hätte verlängern können. 

Vielleicht ist das ein kleines Missverständnis: Natür-
lich müssen angesichts der Verschuldung des Lan-
des im Interesse zukünftiger Generationen alle Per-
sonalmaßnahmen sorgfältig abgewogen werden. 

Sollten also diese 250 Stellen ihre temporäre Funk-
tion bereits erfüllt haben, liegen wir hier nicht ausei-
nander. Bei einigen der von Ihnen abgesetzten Stel-
len aber muss der Sinn deutlich hinterfragt werden. 

Auch wenn es Rot-Grün vielleicht nicht gefällt, lautet 
die Botschaft: Unter Schwarz-Gelb wurden Lehrer-
stellen aufgebaut, unter Rot-Grün werden Lehrer-
stellen abgebaut. Sie senken im zweiten Haushalts-
jahr die Zahl der Lehrerstellen. Im Schuljahr 
2012/2013 sollen 378 Lehrerstellen weniger als im 
laufenden Schuljahr zur Verfügung stehen. Die an-
geblich rot-grüne „Priorität für Bildung“ – wie es im-
mer so schön heißt – dient offensichtlich mehr dem 
„Window-Dressing“.  

Ich möchte Sie, Frau Ministerin Löhrmann, in die-
sem Zusammenhang um mehr Transparenz und 
auch Ehrlichkeit in der öffentlichen Kommunikation 
bitten; denn Sie haben als Grüne im Wahlkampf die 
Behauptung „Alle Demografiegewinne bleiben im 
Schulsystem“ wie eine Monstranz vor sich herge-
tragen. Jetzt aber müssen wir feststellen: Dieser 
Ankündigung folgen Sie nicht. Denn bereits im Jahr 
2015 wollen Sie neu über diese Demografiegewinne 
verhandeln. Die Aussagen von Minister Walter-
Borjans in diesem Zusammenhang sind ja nun sehr 
deutlich gewesen. 

Ich darf Sie daher bitten, in der Öffentlichkeit und 
auch im Schulausschuss nicht weiter zu verkünden, 
dass die Gewinne im Schulsystem verbleiben. In 
der Anhörung des Unterausschusses „Personal“ 
haben zum Beispiel die Lehrerverbände jedweder 
Couleur bereits verdeutlicht, dass sie sich durch 
solche Kommunikationstricks verschaukelt fühlen. 

Meine Damen und Herren von Rot-Grün, Ihre Bil-
dungspolitik fußt auf der vermeintlich wissenschaft-
lichen Strategie „Schulden für Prävention“. Sie kün-
digen nun an, dass als Folge Ihrer Präventionspoli-
tik bis zum Jahr 2015 500 Stellen an Berufskollegs 
im Schulhaushalt eingespart werden können. Sie 
streichen bereits heute 21 Stellen als angebliche 
Präventionsrendite. 

Die FDP hat die empirische Grundlage für diese 
Rendite nachgefragt, und die Antwort der Landes-
regierung lautet – ich darf zitieren –: „Die im Haus-
haltsentwurf ausgewiesene Stellenzahl von 21 ist 
eine Setzung der Landesregierung.“ Das heißt, die 
Landesregierung stellt schlicht und einfach eine 
Zahl in den Raum, von der sie dann behauptet, dies 
sei die Rendite Ihrer Arbeit. Meine Damen und Her-
ren, dieses Vorgehen ist unseriös. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wissenschaftsministerin Schulze – sie ist momen-
tan nicht anwesend – sollte sich 

(Ministerin Svenja Schulze – vom Abgeord-
netenplatz aus –: Doch, hier!) 

– ach, Entschuldigung –, statt in Zeitungen die Mär 
von einer angeblichen wissenschaftlichen Grundla-
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ge dieser Präventionspolitik zu verbreiten, lieber 
dem doppelten Abiturjahrgang widmen, um die Be-
dingungen an den Universitäten entsprechend zu 
verbessern.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Meine Damen und Herren, wo liegen die Schwer-
punkte in diesem Schulhaushalt? 

Ein Schwerpunkt – das ist bereits von meinen Vor-
rednerinnen gesagt worden – ist das Thema „Inklu-
sion“. Frau Ministerin Löhrmann, leider steuern Sie 
bei den sonderpädagogischen Fachkräften, bei der 
multiprofessionellen Unterstützung, bei zusätzlicher 
Lehrerfortbildung, bei der Sachmittelausstattung der 
Schulen und bei der wichtigen Frage der Konnexität 
sehenden Auges in einen massiven Qualitätsabbau 
bei der sonderpädagogischen Förderung hinein. 

Ich habe ja bereits im Ausschuss betont, dass Ihre 
Maßnahmen zur Inklusion nicht ausreichen werden. 
Sie haben daraufhin erwidert, Sie würden eine Liste 
führen, was so alles gefordert werde. 

Dazu sage ich Ihnen, Frau Ministerin Löhrmann: Es 
geht jetzt nicht darum, was wir hier fordern, sondern 
es geht um Ihre Versprechungen und Ihr Tempo, 
das Sie vorgegeben haben bzw. vorgeben. Wer 
kurzfristig einen grundsätzlichen Rechtsanspruch 
einführen will und hierfür die Qualitätsstandards der 
sonderpädagogischen Förderung herunterschraubt, 
der muss sich auch Kritik gefallen lassen.  

Der jetzige Umgang mit den Kommunen bzw. den 
Schulträgern in Fragen der Konnexität wird sich 
verheerend auswirken. Ich sagen Ihnen, meine 
Damen und Herren: Die Klagen sind in Vorberei-
tung. 

(Beifall von der FDP) 

Ich wundere mich doch sehr, dass es der SPD of-
fensichtlich nicht gelingt, den Anti-Kommunen-Kurs 
der Grünen zu stoppen,  

(Lachen von den GRÜNEN) 

die die Verantwortung für die Inklusion bei den 
Kommunen abladen wollen. 

Sie erklären die Kosten der Inklusion für nicht kon-
nexitätsrelevant und eröffnen gleichzeitig den 
Kommunen die Möglichkeit, umfangreich Förder-
schulen zu schließen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Gerhard Papke) 

Den Schulträgern wird zur Finanzierung der mit der 
Inklusion verbundenen Kosten letztlich gar nichts 
anderes übrig bleiben. Die Folge wird sein, dass El-
tern die Wahlmöglichkeit „Förderschule“ verwehrt 
wird. 

(Zurufe von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Bei der Umsetzung der Inklusion müssen aber so-
wohl die Elternrechte als auch die Qualität der För-
derung sichergestellt werden. Denn es muss hei-

ßen: Die Qualität bestimmt das Tempo und nicht 
umgekehrt. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, dieser Haushalt bedeu-
tet eine klare Ressourcenschwerpunktsetzung für 
eine Minderheit von Schülern zulasten einer großen 
Mehrheit. Von einer Chancengerechtigkeit für alle 
Schüler und Lehrer kann und darf man hier nicht 
sprechen.  

CDU, SPD und Grüne haben sich entschieden, Se-
kundarschulen mit umfänglichen Privilegien auszu-
statten: Grundsätzlicher Ganztag, Klassenfrequenz-
richtwert von 25, geringere Unterrichtsverpflichtung 
als Lehrer an Haupt- und Realschulen und ein Diffe-
renzierungszuschlag in Höhe von 0,5 Stunden je 
Klasse je Woche sind ohne Wenn und Aber Privile-
gien. Alleine für den Mehrbedarf an Sekundarschu-
len müssen Sie 90 Stellen in den Haushalt einstel-
len. 

Ich möchte hier für die FDP noch einmal betonen: 
Niemand in der FDP wünscht sich schlechte Bedin-
gungen für die Kinder an Sekundarschulen. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Wir wollen für alle Kinder bestmögliche Förderbe-
dingungen und bestmögliche Qualität an den Schu-
len.  

Uns geht es um die Ungleichgewichtung bei der 
Ressourcenzuteilung. Laut Aussagen des Ministeri-
ums sind 80 % der Kinder zum Schuljahr 2012/2013 
auf allgemeinbildende weiterführende Schulen 
übergegangen, die strukturell und organisatorisch 
zurzeit schlechter behandelt werden. 

Die FDP wird sehr genau beobachten, ob und wann 
Sie es zulassen, die sich bietenden Chancen an 
anderen Schulformen zu nutzen und umzusetzen. 

Meine Damen und Herren, CDU, SPD und Grüne 
haben auch die Gründungsbedingungen für Sekun-
darschulen und Gesamtschulen durch Absenkung 
auf 25 Schüler pro Klasse erleichtert.  

Mit dem 8. Schulrechtsänderungsgesetz wollen Sie 
die Gründungswelle für Gesamtschulen noch stär-
ker ausweiten.  

Trotzdem kann man bei diesen Lockmitteln nur von 
einem begrenzten Erfolg des Schulkonsenses spre-
chen. Denn: Auch die Einrichtung der einen oder 
anderen Sekundarschule und Gesamtschule ist in 
den vergangenen Wochen und Monaten an man-
gelndem Elterninteresse gescheitert. 

In Arnsberg sind im ersten Anlauf alle drei Sekun-
darschulen gescheitert. In Köln haben sich an einer 
stadtweiten Befragung 8.900 Eltern von Grund-
schulkindern beteiligt. Von diesen 8.900 haben ge-
rade einmal 78 Eltern von Viertklässlern und 90 El-
tern von Drittklässlern die Sekundarschule als ihre 
Wunschschulform benannt. 
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In Castrop-Rauxel – das wissen Sie – haben die 
Bürger mit nahezu 90 % die Schließung einer quali-
tativ hochwertigen Realschule abgeschmettert. 

Offenbar wird die von uns geäußerte Kritik an der 
inneren Ausgestaltung der Sekundarschule auch 
von Eltern in Nordrhein-Westfalen geteilt. 

Meine Damen und Herren, Grün und Rot haben auf 
ihrem Schulpolitikdampfer leider massiv Fahrt in 
Richtung Qualitätsabbau aufgenommen. Das kön-
nen und werden wir nicht unterstützen. Deshalb 
werden wir dem vorliegenden Einzelplan 05 auch so 
nicht zustimmen. – Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Gebauer. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen erteile ich nun der Kollegin Beer 
das Wort.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin der 
Kollegin Hendricks dankbar, dass sie schon einmal 
die Basisdaten vorgetragen hat. Denn ich würde 
mich jetzt lieber auf die Replik zu den Beiträgen von 
Frau Vogt und Frau Gebauer konzentrieren.  

Wir wissen, dass Demokratie manchmal schmerz-
haft sein kann, aber dass mit Neuwahlen dann auch 
Amnesie über fünf Jahre ausgelöst wird, ist mir 
doch eine neue Erkenntnis und muss hier konsta-
tiert werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist doch unglaublich! Haben Sie vergessen, 
dass Sie fünf Jahre in Raubmanier durch die Kom-
munen gezogen sind? Das ist doch heute Morgen 
bereits mehrfach angesprochen worden. Wollen Sie 
das nicht wahrhaben? Haben Sie das nicht wahrge-
nommen, als Sie noch nicht hier im Hause waren? 
Dann bitte ich, schauen Sie doch noch einmal in 
das Handeln der Landesregierung von 2005 bis 
2010 hinein. Das wäre erstens ganz wertvoll.  

Zweitens. Schauen Sie sich doch bitte auch die mit-
telfristige Finanzplanung des ehemaligen Finanzmi-
nisters Linssen an. Da werden Sie Demografieeffek-
te nach 2010 gar nicht mehr finden. Die waren näm-
lich alle einkassiert. Es ist Rot-Grün gewesen, die 
genau dafür gesorgt haben, dass diese Ressourcen 
wieder dem Bildungssystem in Nordrhein-Westfalen 
zur Verfügung stehen!  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von Angela Freimuth [FDP]) 

– Ja, wir kommen jetzt noch zu vielen anderen Din-
gen.  

Frau Gebauer, was beklagen Sie denn jetzt? – Be-
klagen Sie, dass wir in den Schulentwicklungspro-

zessen Beteiligungen für Eltern eingeräumt haben? 
Beklagen Sie, dass Eltern sagen können, ob sie ein 
Schulangebot akzeptieren werden, ja oder nein, ob 
das die Schule ihrer Wahl für Kinder ist? Ist das Ihre 
Kritik? Es ist doch klar, dass man dann auch aus-
halten muss, dass an bestimmten Standorten 
Schulangebote angenommen werden oder nicht.  

Sie haben aber über fünf Jahre versucht, den do-
kumentierten Elternwillen nach Gesamtschulen re-
striktiv zu beschränken, und haben versucht, den 
Gesamtschulen ihren Ganztag wegzunehmen und 
ihnen überall Knüppel zwischen die Beine zu wer-
fen. Versuchen Sie doch nicht, hier verkehrte Welt 
darzustellen!  

Den Vortrag von Ihrem Vorgänger und Ihrer Vor-
gängerin über die Privilegierung der Sekundarschu-
len kenne ich zu Genüge. – Wir haben nie von der 
Privilegierung der Hauptschulen gesprochen, die 
einen 30-prozentigen Ganztagszuschlag erhalten 
haben, weil wir das als gut investiert ansehen. Das 
soll bei den Kindern ankommen. Wir würden uns nie 
erlauben, über Privilegierung in dem Rahmen zu 
sprechen. Wir haben den bestehenden Hauptschu-
len diesen Ganztagszuschlag auch nicht wieder ge-
nommen. Schön, dass Sie dann entsprechend 
rechnen.  

(Zuruf von Dr. Joachim Stamp [FDP]) 

– Herr Stamp, Sie haben die Realität immer noch 
nicht akzeptiert: Die Eltern akzeptieren die Schul-
form Hauptschule nicht mehr! 

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: Weil Sie sie ka-
puttgemacht haben!) 

Das ist genau der Effekt. Sie haben über fünf Jahre 
versucht, das zu beatmen, zu beatmen und zu be-
atmen. All Ihre Versuche haben nicht gefruchtet. Sie 
haben den Kommunen zum Teil Bauruinen hinter-
lassen, weil da Gelder hineingeflossen sind. Wenn 
Sie uns erzählen, wir sollten die Mittel effizient ein-
setzen, dann frage ich, was Sie denn gemacht ha-
ben. Sie haben die Gelder an die Kommunen in 
Schulprojekte lanciert, die keinen Bestand haben. 
Solche Schulen mussten jetzt geschlossen werden. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Dort sind die Mittel nicht effizient eingesetzt worden.  

Sie sind gescheitert und abgewählt worden, weil Ih-
re Bildungspolitik verfehlt war. Arbeiten Sie Ihre 
Vergangenheit auf und schauen Sie in die Zukunft. 
Das tun wir mit diesem Entwurf für den Einzelplan 
05.  

Ich will mir die Zeit nehmen, um noch einige Sach-
verhalte zu klären.  

Wertgeschätzte Frau Kollegin Vogt, wir nehmen alle 
Kapazitäten im Rahmen der Berufskollegs in An-
spruch. Alle Lehrer sollen dort unterrichten. Sie ha-
ben zu Recht auf das Problem in Bezug auf die 
Rekrutierung gerade von Kolleginnen und Kollegen 
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für das Berufskolleg für die gewerblich-technischen 
Bereiche aufmerksam gemacht. Daran arbeiten wir 
seit Längerem. Diese Landesregierung – Schulmi-
nisterium und Wissenschaftsministerin zusammen – 
hat allerdings einen Fünf-Punkte-Plan vorgelegt, 
damit wir diesem Problem begegnen können.  

Wenn wir aber damit anfangen, die Jugendlichen 
besser auf den Beruf vorzubereiten, wenn wir früh 
mit der Berufsorientierung ansetzen und wenn wir 
diese Maßnahmen zusammenbinden, damit es für 
Jugendliche im Übergang von Schule zu Beruf nicht 
in Warteschleifen hineingeht, dann ist dies doch 
das, was wir damit meinen, einen Bildungsweg oh-
ne Brüche zu unterstützen, damit die Jugendlichen 
eine Lebensperspektive und eine Berufsperspektive 
bekommen.  

Wir sagen doch nicht, dass das von heute auf mor-
gen passiert. Deswegen ist auch nur ein geringer 
Ansatz für die Präventionsrendite im Haushalt ent-
halten. Natürlich muss das wachsen. Frau Vogt, wir 
werden uns das dann auch anschauen. Das ist in 
der Tat etwas, wo wir schauen müssen, wie das 
funktioniert, was in den Modellregionen passiert. 

Ich habe die Rückmeldung aus den Arbeitsagentu-
ren, dass sich da etwas tut, dass es in der Tat ge-
lingt, Jugendliche schneller in Ausbildung zu vermit-
teln. Das hat einerseits etwas mit Konjunktureffek-
ten zu tun, aber auf der anderen Seite auch mit ei-
ner konzentrierten Schulentwicklungsarbeit, die wir 
mit Stellen für den Ausbildungskonsens und mit 
Stellen für die Berufsorientierung in den Schulen un-
terstützen. – Auch davon haben Sie eine sehr ver-
zerrte Wahrnehmung. 

Ich will noch einmal die Frage an die CDU richten: 
Was wollen Sie eigentlich? – Wir setzen den Schul-
konsens konsequent um. Von daher hätte ich mir 
gewünscht, dass sie ein eigenständiges Votum zu 
diesem Schulhaushalt abgeben würden.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Man muss doch feststellen, dass der Schulkonsens 
in allen Punkten verlässlich umgesetzt wird: Wir 
senken die Klassenfrequenzrichtwerte bei den 
Grundschulen ab, wir gewähren das an Leitungs-
zeit, was von den Schulen im Rahmen der Sekun-
darstufe I gebraucht wird, und wir haben schon 
2011 mehr als 340 Stellen für die Grundschulen zur 
Verfügung gestellt, weil dort die Probleme am größ-
ten waren. 

Sie haben hier auch das Thema Inklusion aufgeru-
fen. – Okay, das ist ein wichtiges Thema, das im 
Land diskutiert wird. Sie müssten aber auch den Ab-
lauf von Gesetzgebungsverfahren kennen. Im Au-
genblick gibt es einen Referentenentwurf, der sich 
in der Verbändebeteiligung befindet, aber noch kei-
nen Gesetzentwurf, der in diesem Haus vorliegt und 
der mit einem Kostenblatt versehen ist. Eines kann 
ich Ihnen garantieren: Wie in unseren Gesprächen 
zum Schulkonsens vereinbart, rund 1.700 Stellen 

für die Absicherung der kleinen Grundschulstandor-
te vorzusehen, werden wir auch das Thema Inklusi-
on ausstatten.  

(Zuruf von Dr. Joachim Stamp [FDP]) 

– Herr Stamp, wenn wir uns auf Sie hätten verlas-
sen müssen: Sie haben jahrelang nichts dafür ge-
tan.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Seit dem Jahre 2010 hat die Schulministerin mit da-
für gesorgt, dass die Stellen für den gemeinsamen 
Unterricht verdoppelt worden sind, damit eine ent-
sprechende Ausgestaltung möglich ist. Das ist et-
was, was Sie jahrelang verschleppt haben. Ihre 
Fraktion hat die Konsensfindung zum Thema „Inklu-
sion“ verschleppt und uns Knüppel zwischen die 
Füße geworfen. Sie hätten viel früher in die Vorsor-
ge gehen müssen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das sind Ihre Versäumnisse, Herr Stamp. Das La-
mentieren hilft an der Ecke nicht. Rot-Grün fasst 
nämlich das Thema an. Wir haben es auf die 
Schiene gesetzt, und wir werden alles verlässlich 
umsetzen. 

Noch einmal zum Verfahren: Nach der Verbändebe-
teiligung und natürlich auch nach den anstehenden 
Konnexitätsgesprächen kommt das entsprechende 
Papier in dieses Haus. Dazu können Sie sich dann – 
hoffentlich qualifiziert – einlassen. Dann werden wir 
darüber reden. 

Jetzt bin ich froh, dass Rot-Grün die Schulen ver-
lässlich weiter begleitet und dass wir den Weg fort-
gesetzt haben. Ich sehe, dass wir noch eine Menge 
an gemeinsamer Aufarbeitung zu leisten haben, 
damit wir in der Bildungspolitik wirklich vielleicht 
einmal an einem Strang ziehen. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. – Für die Piratenfraktion erteile 
ich Frau Kollegin Pieper das Wort. 

Monika Pieper (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn 
ich diese Diskussion verfolge, muss ich feststellen: 
Wer dieses Thema nutzt, um sich gegenseitig zu 
bashen, hat überhaupt noch nicht verstanden, was 
in den Schulen los ist. Dieses Thema eignet sich 
null dafür, aufeinander loszugehen.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Wir alle wissen, dass es eigentlich keinen Sinn 
mehr macht, über die Ausgaben für Bildung im 
Haushalt 2012 zu diskutieren Das Jahr ist fast um, 
und das Geld ist längst weg. Ich möchte aber den-
noch ein paar grundsätzliche Überlegungen zur fi-
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nanziellen Lage im Bildungssektor und zu den an-
stehenden Baustellen anstellen.  

Wir haben hier über Zahlen geredet, wir haben Pro-
gramme aufgestellt, nur über die Kinder und Lehrer 
in den Schulen haben wir eigentlich ganz wenig ge-
redet.  

Ich stimme Ihnen ausdrücklich zu, Frau Löhrmann: 
Das Kooperationsverbot muss weg. Allein werden 
wir die drückenden Probleme in NRW nicht lösen 
können. Wir können aber nicht nur auf die Unter-
stützung durch Bundesmittel setzen, sondern wir 
müssen auch die Frage stellen, welche Prioritäten 
wir in Nordrhein-Westfalen setzen. Wo wollen und 
müssen wir mehr Geld einsetzen? 

Mir ist klar, dass es auch zwischen den Ministerien 
einen Kampf um das Geld gibt. Jedes Ministerium 
benötigt mehr Geld, jedes Ressort ist unglaublich 
wichtig. 

Warum haben wir jetzt unsere Änderungseinträge 
eingebracht? Wir wissen schon, dass sie im Grunde 
nicht umgesetzt werden können, weil das Geld aus-
gegeben ist. Aber wir wollen einfach ein Zeichen 
setzen.  

Wir wollen zum einen auf die immer mehr anstei-
gende Belastung der Kolleginnen und Kollegen in 
den Schulen aufmerksam machen. Gerade einmal 
die Hälfte aller Lehrer erreicht das reguläre Pensi-
onsalter. Der Krankenstand ist im Vergleich zu vie-
len anderen Berufen unverhältnismäßig hoch. Es ist 
eine oft gehörte und, wie ich finde, ausgesprochen 
zynische Aussage, dass wir nur die Hälfte der 
psychomotorischen Kliniken bräuchten, wenn man 
dort keine Lehrer mehr aufnähme.  

Die zunehmenden Anforderungen an die Lehrer 
führen zu Überforderung und Burn-out. Es sollen 
immer mehr Inhalte vermittelt, immer mehr Verwal-
tungsaufgaben übernommen werden; Beispiel: das 
Bildungs- und Teilhabegesetz, das im letzten Jahr 
einen enormen Verwaltungsaufwand in die Schulen 
getragen hat. Interessengruppen verlangen immer 
neue Inhalte im Unterricht, ohne dass jemand sagt, 
was dafür gekürzt werden soll. Diese Situation führt 
zu Überforderung und letztendlich zu Burn-Out und 
Depression, weil das niemand mehr leisten kann. Ist 
ein Kollege erkrankt, müssen die anderen einsprin-
gen und dessen Aufgabe auch noch übernehmen. 
So entsteht ein Domino-Effekt. 

Dem kann man mit einem größeren Pool an Vertre-
tungslehrern zumindest ansatzweise entgegenwir-
ken. Es muss dann aber auch möglich sein, sehr 
schnell und unbürokratisch eine Vertretung zu be-
kommen. Aktuell muss eine Langzeiterkrankung 
von mindestens zwei Monaten vorliegen, damit man 
überhaupt einen Anspruch auf Vertretung hat. Das 
aber passiert eigentlich eher selten. Kaum ein Arzt 
stellt einen solchen Krankenschein aus. Die Atteste 
erfolgen häufig Woche für Woche oder vierzehntä-

gig. Also gibt es keinen Anspruch auf Vertretung. 
Auch an der Stelle muss etwas passieren.  

Es ist unverantwortlich, dass wir unseren Lehrerin-
nen und Lehrern solche Arbeitsbedingungen zumu-
ten. Das Schlimmste daran ist allerdings, dass über-
lastete Lehrer schlechter unterrichten. Darunter 
wiederum leiden die Schüler. Am härtesten trifft es 
die sozial benachteiligten Kinder und Jugendlichen, 
denn die brauchen individuelle Förderung und die 
Aufmerksamkeit ihrer Lehrer am allermeisten. 

Bei Schülern mit Zuwanderungsgeschichte sind die 
Probleme besonders groß. Die unterschiedlichsten 
Studien zeigen das immer wieder. Es handelt sich 
um eine nicht kleine Gruppe. Im Schuljahr 
2011/2012 machte sie 26 % der Gesamtschüler-
schaft aus. Das sind mehr als eine halbe Million 
Kinder und Jugendliche. Dringend müssen mehr 
Ressourcen für die individuelle Förderung von 
Schülerinnen und Schülern mit Zuwanderungsge-
schichte in die Schulen kommen. 

Da ist auch der herkunftssprachliche Unterricht ein 
wichtiges Angebot. Wissenschaftliche Untersu-
chungen belegen: Gute Kenntnisse der Herkunfts-
sprache erleichtern es den Kindern, gutes Deutsch 
zu lernen. Deshalb ist es wichtig, Mehrsprachigkeit 
zu fördern. Es ist gut, wenn Kinder mehr über die 
Kultur des Herkunftslandes der Eltern erfahren. Das 
ist ein wichtiger Beitrag zur Integration. Wir wollen, 
dass mehr Kinder am herkunftssprachlichen Unter-
richt teilnehmen. Dafür ist das Angebot auszuweiten 
und offensiv dafür zu werben. 

In den drei Bereichen „Vertretungspools“, „Integrati-
onshilfen“ und „Herkunftssprachlicher Unterricht“ 
haben wir zusammen genommen rund 400 zusätzli-
che Lehrerstellen beantragt. Dieser Antrag wurde 
von allen anderen Fraktionen abgelehnt. 

Wir mischen hier nun seit einem halben Jahr mit. 
Das achte Schulrechtsänderungsgesetz und das 
anstehende Gesetz zur Umsetzung von Inklusion 
sind wichtige Themen und ganz sicher Schritte in 
die richtige Richtung.  

Nur über eines wird hier wenig geredet: Wie sieht es 
eigentlich in den Schulen aus? – Mit großer Bestür-
zung habe ich die Zahl psychisch kranker Schüler 
zur Kenntnis genommen. Ich glaube nicht, dass die 
Einführung neuer Schulformen und gemeinsamen 
Lernens ausreicht, um dieser Entwicklung entge-
genzuwirken. Die Zahlen betreffen alle Schulfor-
men. Es muss sich also auch in den Schulen eini-
ges ändern. Wir brauchen flächendeckend mehr 
Sozialpädagogen und Psychologen in den Schulen. 
Auch zu dem Zwecke brauchen wir mehr Geld.  

An dieser Stelle möchte ich sagen: Ich empfinde es 
fast als zynisch, wenn auf eine Kleine Anfrage zum 
Thema „Burn-Out bei Lehrern“ von der Landesre-
gierung darauf hingewiesen wird, dass sich die 
Schulpsychologen dem Problem der Lehrer anneh-
men und Hilfe leisten. Mir ist kein einziger solcher 
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Fall bekannt. Es gibt ja noch nicht einmal genug Hil-
fe für die Schüler. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Sozialarbeiter und Psychologen kommen außerdem 
oft erst dann zum Einsatz, wenn sich die Probleme 
eines Schülers bereits manifestiert haben. Was ist 
eigentlich mit den Schulen los, sodass offensichtlich 
immer mehr Schüler und Lehrer die Schule nicht 
mehr als sinnstiftend betrachten, weil sie ihre Reali-
tät nicht widerspiegelt, manchmal sogar noch nicht 
einmal mehr streift? 

Wir brauchen einen Unterricht, mit dem sich Schüler 
identifizieren, der ihnen im Alltag hilft und für sie 
nachvollziehbar sinnvoll ist. Dabei muss auch der 
Einsatz von neuen Medien eine größere Rolle spie-
len. Der Medienpass ist in dem Zusammenhang nur 
ein minimaler Ansatz. 

Wir müssen verhindern, dass Kinder aus den soge-
nannten bildungsfernen Elternhäusern Computer 
und Internet nur als Unterhaltungsmedien kennen-
lernen. Informationstechnologien sind aus dem Ar-
beitsleben nicht mehr wegzudenken. Wie man sie 
zum Arbeiten gebraucht, muss in den Schulen ein-
geübt werden.  

Dabei ist die Förderung von Lernmaterialien unter 
freier Lizenz ein wichtiger Schritt. Mittelfristig müs-
sen wir weg vom Monopol der Schulbuchverlage. 
Mit Information und Unterstützung beim Einsatz 
freier Lernmedien können wir sofort beginnen.  

Der Lizenzdschungel ist für einzelne unüberschau-
bar. Viele Lehrer können das gar nicht mehr hand-
len: Für einzelne Schüler müssen Lizenzen bean-
tragt werden. Der Arbeitsaufwand ist enorm. Macht 
man einen Fehler, ist man dafür auch noch rechtlich 
verantwortlich und gerät in Schwierigkeiten. Da ver-
zichtet mancher lieber ganz und holt die Arbeits-
mappe heraus. Das verstehe ich gut. 

Frau Löhrmann, Sie fordern die individuelle Förde-
rung aller Schüler. – Zu Recht! Software unter freier 
Lizenz ist dabei eine große Hilfe. Wenn man ganz 
unbürokratisch für jeden Schüler das angemessene 
Übungsprogramm nutzen kann, wird man es auch 
einsetzen. 

Die Schulen stehen vor großen Herausforderungen. 
Deshalb sind Schulentwicklungsprojekte so wichtig. 
An solchen Projekten sind die Kommunen als 
Schulträger der öffentlichen Schulen immer beteiligt. 
Es ist deshalb nicht nachvollziehbar, dass Kommu-
nen in diesem Bereich weniger Mittel aus dem Lan-
desetat bekommen sollen. Die Haushaltssituation in 
vielen Kommunen ist katastrophal. Die Kommunen 
müssen an allen Ecken und Enden sparen. Aus 
Köln war beispielsweise neulich zu hören, dass die 
Stadtverwaltung ihre Bediensteten deshalb in 
Zwangsurlaub schicken will. Ich denke, dass das 
eigentlich alles sagt. 

Auch die Kommunen brauchen mehr Geld für die 
Schulen – vor allem dann, wenn der Prozess der 
Inklusion gelingen soll. 

Wir sehen an den Schulen noch weitere Probleme 
und werden diese hier zur Sprache bringen. Wir 
müssen uns zum Beispiel auch dem Problem der 
ungleichen Bezahlung und unterschiedlichen Unter-
richtsverpflichtungen von Lehrern widmen. Diese 
führen zu Unzufriedenheit und Konflikten in den Kol-
legien. Die Entwicklung einer inklusiven Schule wird 
dieses Konfliktfeld vermutlich weiter verschärfen. 
Auch hier werden wir eher mehr als weniger Geld 
brauchen. 

Nicht zuletzt ist es nötig, über die vielen fehlenden 
Schulleiter zu sprechen. Besonders betroffen sind 
die Grundschulen. Es geht um einen Job mit hoher 
Arbeitsbelastung und Verantwortung. Diese stehen 
in keinem angemessenen Verhältnis zur Bezahlung. 
Es ist zu befürchten, dass sich auch diese Entwick-
lung verschärft. Die neuen Aufgaben auf dem Weg 
zur inklusiven Schule werden zu noch höherer Be-
lastung führen. Da ist der Schulleiterjob alles andere 
als ein Traumjob. 

Fazit: Wir brauchen mehr Geld im Bildungssystem 
von NRW. NRW steht im Bundesvergleich bei den 
Pro-Kopf-Ausgaben an hinterster Stelle. Die Klas-
senfrequenzen sind im Vergleich zu anderen Bun-
desländern immer noch viel zu hoch. Da wird auch 
der Demografiegewinn nicht ausreichen.  

Bildung ist eine Investition in unser aller Zukunft. Wir 
dürfen uns nicht über einen Mangel an Ingenieuren 
beschweren, wenn wir nicht genügend Schüler auf 
ein solches Studium vorbereiten. Und wir dürfen uns 
vor allem nicht über den Mangel an studierten 
Fachkräften beschweren, wenn es nicht genügend 
Studienplätze gibt. Wir brauchen eine Bildungsof-
fensive. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Pieper. – Für die Landesregie-
rung erteile ich nunmehr Frau Ministerin Löhrmann 
das Wort. 

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die Bildungskonferenz und 
der Schulkonsens zwischen Regierungsparteien 
und Opposition haben den Weg bereitet, die Schul-
landschaft in Nordrhein-Westfalen weiterzuentwi-
ckeln, und wir agieren systematisch angelegt, 
schrittweise und nachhaltig mit einer Gesamtkon-
zeption, in der die verschiedenen Gesetze und 
Haushaltsmaßnahmen ineinandergreifen. 

Die Bildungskonferenz, der Schulkonsens und die 
hieraus resultierenden und schon erfolgten Ände-
rungen des Schulgesetzes und der Landesverfas-
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sung sind eine große politische Gemeinschaftsleis-
tung und beleben die Schullandschaft in Nordrhein-
Westfalen, indem sie eine pragmatische, innovative 
Schulentwicklung vor Ort möglich machen. 

Es gibt einen Unterschied in den Debattenbeiträgen 
der CDU. Während Herr Kaiser diesen Haushalt, 
der im Wesentlichen der gleiche ist wie der in der 
15. Legislaturperiode eingebrachte, im Schulaus-
schuss als faire Umsetzung des Schulkonsenses 
bezeichnet hat – da war die CDU teilweise unser 
Partner, weil wir Minderheitsregierung waren –, ist 
diese positive Aussage jetzt von der CDU – jetzt will 
sie sich in der Opposition schließlich etwas deutli-
cher artikulieren – nicht mehr getätigt worden. Die 
Grundlagen im Einzelplan 05 sind aber nach wie vor 
die gleichen. 

(Zuruf von der CDU: Was?) 

Um die Entwicklung systematisch weiterzuführen, 
müssen wir den Schulkonsens auch haushaltspoli-
tisch mit Leben füllen. Wir werden die notwendigen 
Ressourcen sowohl mit dem vorliegenden Haus-
haltsentwurf 2012 als auch mit den Haushaltsent-
würfen für die Folgejahre bereitstellen. Damit schaf-
fen wir die Voraussetzung, um in dieser Legislatur-
periode neue Schulformen – Sekundarschulen, Ge-
samtschulen – einzurichten, in allen Schulformen – 
von der Grundschule über die Realschule bis hin 
zur Gesamtschule und Gymnasium – die Klassen-
größen Schritt für Schritt zu verringern und den 
Ganztag auszubauen. Das sind ganz konkrete An-
forderungen, die die Schulöffentlichkeit an die Lan-
desregierung und den Haushaltsgesetzgeber stellt. 

Wir – damit meine ich die den Schulkonsens tra-
genden Fraktionen – haben uns darauf verständigt, 
dass die Realisierung finanzrelevanter – das heißt: 
stellenrelevanter – Maßnahmen in dem Maße erfol-
gen kann, in dem Ressourcen durch zurückgehen-
de Schülerzahlen frei werden. Das sage ich an die 
Adresse derer, die meinen, alles gehe sofort und 
alles gehe auf einmal. Wir haben ausdrücklich fest-
gehalten, dass das nicht der Fall ist. 

Vielleicht muss man noch einmal an eines erinnern. 
Wir haben zu Beginn unserer letzten Regierungszeit 
mit unserem Haushalt erst einmal eine „Lehrerlü-
cke“ schließen müssen. Das waren 1.700 Stellen, 
die wir zusätzlich geschaffen haben, um eine hohe 
Ausgangslage zu gewährleisten. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Was die Schulentwicklung angeht, so will ich Fol-
gendes auch noch einmal sagen: Frau Gebauer, 
natürlich gibt es an der einen oder anderen Stelle 
Streit über die kommunale Schulentwicklung. Aber 
das hat nicht mit dem Schulkonsens angefangen. 
Das hat es schon immer gegeben. Es hat Bürger-
begehren für oder gegen bestimmte Schulformen 
gegeben, und dass es an der einen oder anderen 
Stelle Streit gibt, stellt doch nicht diese Erfolgsbilanz 
unserer Regierungsarbeit infrage. Mittlerweile sind 

nämlich über 70 neue Schulen des längeren ge-
meinsamen Lernens aufgrund großen Konsenses 
vor Ort geschaffen worden. Also, das setzen Sie 
damit nicht außer Kraft, und ich kann mir vorstellen, 
dass es Sie nach wie vor ein bisschen ärgert, dass 
Sie im Grunde nicht mit dabei sind. 

Im Haushaltsentwurf 2012 werden die demografi-
schen Effekte wie folgt eingesetzt: erstens für den 
Mehrbedarf der neu zu gründenden Sekundarschu-
len, zweitens für den ersten Schritt zur Absenkung 
des Klassenfrequenzrichtwerts an Grundschulen 
von 24 auf 23,75, drittens für 35 neue Ganztags-
schulen in der Sekundarstufe I – davon sind etliche 
Gymnasien; das betone ich in Richtung FDP –, vier-
tens für den Ausbau offener Ganztagsschulen im 
Primarbereich um 10.000 Plätze und fünftens für 
den Mehrbedarf beim Ausbau des gemeinsamen 
Unterrichts und die Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Frau Ministerin, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Stamp zulassen? 

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Wenn Sie die Uhr anhalten, gerne. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Ich interpretiere 
das als klares Ja. 

Dr. Joachim Stamp (FDP): Frau Ministerin, ich ha-
be folgende Nachfrage: Sie haben den Aufwuchs 
der Schulen des längeren gemeinsamen Lernens 
gerade noch einmal als Erfolg herausgestellt. Jetzt 
war im Zusammenhang mit der Abstimmung in Cas-
trop-Rauxel über Realschule und Sekundarschule 
klar erkennbar, dass die kommunalen Vertreter dort 
vor Ort argumentiert haben, dass der entscheiden-
de Vorteil die Ausstattung der entsprechenden 
Schulen sei. Wird das Ihrem pädagogischen An-
spruch als Schulministerin gerecht, wenn sich diese 
Schulen nur aufgrund der entsprechenden Ausstat-
tung durchsetzen? 

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Ich habe die Gründe, die einen Schulträ-
ger dazu bewegen, eine Schule welcher Art auch 
immer einzurichten, nicht zu bewerten. Wir haben 
eine klare verfassungsrechtlich vorgegebene Auf-
gabenteilung. Das Land gibt den gesetzlichen 
Rahmen für die Schulentwicklung vor, und dann 
entscheiden die kommunalen Schulträger in eigener 
Verantwortung. In Nordrhein-Westfalen gelten näm-
lich die kommunale Selbstverwaltung und das Sub-
sidiaritätsprinzip. Das bedeutet, dass vor Ort ent-
schieden werden soll, wenn vor Ort entschieden 
werden kann. Diesem Grundsatz folgen wir. 



Landtag   07.11.2012 

Nordrhein-Westfalen 529 Plenarprotokoll 16/11 

 

Wir haben einige Anforderungen formuliert, bei-
spielsweise dass der Elternwille zu erfragen ist. Wir 
könnten lange darüber streiten, warum Eltern ihr 
Kreuzchen genau an der Stelle machen, wo sie es 
machen.  

Also, das ist in Nordrhein-Westfalen rechtlich gut 
und vernünftig geregelt, und ich maße mir nicht an, 
weder die kommunale Entscheidung noch das El-
ternwahlverhalten zu beurteilen. 

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: Dann können Sie 
die Realschulen doch genauso ausstatten!) 

Die Kommunen, die Bezirksregierungen und das 
Ministerium entscheiden in Nordrhein-Westfalen 
nach Recht und Gesetz. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Dr. Joachim Stamp [FDP]: Dann können Sie 
die Realschulen doch genauso ausstatten!) 

Eines haben Sie vielleicht noch nicht verstanden, 
Herr Stamp. 

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: Ja?) 

Vielleicht wäre es schön gewesen, Sie hätten an 
den intensiven Gesprächen, die Herr Kaiser, Herr 
Link, der jetzt Oberbürgermeister von Duisburg ist, 
Herr Röttgen, Herr Laumann, Frau Kraft, Frau Beer 
und ich führten, teilgenommen. Es gibt einen Grund 
zum Beispiel für das verringerte Stundendeputat der 
Lehrerinnen und Lehrer an Gesamtschulen und 
auch an Sekundarschulen und auch für den Diffe-
renzierungszuschlag. Denn Schulformen, die alle 
Kinder annehmen und nicht differenzieren, um wel-
che Kategorie von Kind es sich handelt, haben ei-
nen erhöhten Vorbereitungs- und Differenzierungs-
bedarf, um der individuellen Förderung, die im 
Schulgesetz steht, gerecht werden zu können. Das 
ist der Grund.  

Die Kolleginnen und Kollegen arbeiten im Ergebnis 
nicht weniger, sie haben nur eine unterschiedliche 
Ausgangsberechnung zur Grundlage. Das können 
wir gerne vertiefen. Das ist der Hintergrund für diese 
Entscheidung. Ich finde es fahrlässig, wie Sie ver-
suchen, sozusagen einen Spalt in die im Großen 
und Ganzen breit akzeptierte Entwicklung zu trei-
ben, die wir Gott sei Dank in Nordrhein-Westfalen 
eingeleitet haben. 

Meine Damen und Herren, neben dem Schulkon-
sens und der Inklusion sind auch die Ergebnisse der 
Bildungskonferenz in den Haushaltsentwurf 2012 
eingeflossen. Ich möchte hier die Erhöhung der Lei-
tungszeit für die Schulleitungen, für die wir 224 Stel-
len einsetzen, und den Ausbildungskonsens, den 
wir mit 70 Stellen unterstützen, nennen. Auch hier 
die Prioritätensetzung: Wir investieren erst einmal in 
das neue Übergangssystem, nämlich 70 Stellen, 
und dann gehen wir davon aus, dass wir Jugendli-
che, was im Übrigen auch die FDP fordert, schneller 
in die duale Ausbildung bringen. Und wenn sie in 
der dualen Ausbildung sind, dann brauchen sie kei-

ne vollzeitschulische Ausbildung. Und dann kann 
man auch diese Stellen, ohne dass es irgendeinen 
Qualitätsverlust für die jungen Leute hätte, abset-
zen. 

Darüber hinaus erhöhen wir die Mittel für die 
Lehrerfortbildung um 750.000 €. Damit folgen wir 
ebenfalls einer Anregung der Bildungskonferenz.  

Das Integrations- und Teilhabegesetz sieht die 
Umwandlung und Ausweitung der regionalen Ar-
beitsstellen vor. Für den flächendeckenden Ausbau 
haben wir 50 Lehrerstellen vorgesehen.  

Wir erhöhen die Mittel für die privaten Ersatzschulen 
in Nordrhein-Westfalen um beinahe 43 Millionen €. 
Alle Maßnahmen des Schulkonsenses werden auch 
in der Finanzierung der privaten Ersatzschulen be-
rücksichtigt. 

Meine Damen und Herren, ich habe bei den Haus-
haltsberatungen im Ausschuss für Schule und Wei-
terbildung erneut mehr Zustimmung und wenig Kri-
tik erfahren. Prinzipiell sind alle Fraktionen mit dem 
Haushaltsentwurf 2012 für den Einzelplan 05 weit-
gehend zufrieden. Die Piratenfraktion hat Ände-
rungsanträge gestellt, die darauf abzielen, die Zahl 
der Lehrerstellen um 369 zu erhöhen. Frau Pieper, 
es ehrt Sie sehr, dass Sie selber hier im Grunde die 
Sinnhaftigkeit Ihrer Forderung ein bisschen infrage 
stellen, indem Sie sagen, Sie wollen im Grunde nur 
ein Signal geben, wissend, dass das eigentlich nicht 
mehr vernünftig verausgabt werden kann. 

Meine Damen und Herren, trotz der angespannten 
Finanzlage des Landes steigen die Ausgaben des 
Schuletats um knapp 600 Millionen €. Wir haben im 
Koalitionsvertrag verabredet, dass die sogenannte 
demografische Rendite im Schulsystem bleibt. Die 
Ministerpräsidentin hat in ihrer Regierungserklärung 
deutlich gemacht, dass wir freiwerdende Bildungs-
ressourcen nicht streichen, sondern für noch besse-
re Bildung einsetzen wollen. Ich bin sehr dankbar, 
dass uns dies trotz der schwierigen Haushaltslage 
gelungen ist.  

Damit ist für mich aber auch klar, dass es nicht 
mehr um mehr Lehrerstellen gehen kann. Es geht 
darum, in Zeiten schwieriger Haushaltslagen die 
vorhandenen Ressourcen gezielt einzusetzen. Ja, 
dafür müssen Prioritäten gesetzt werden. Diese sind 
in erster Linie durch die Vereinbarungen zum 
Schulkonsens und durch die Erfordernisse der In-
klusion vorgegeben. Ich sehe daher im Moment 
keine weitergehenden Spielräume, etwa um die 
Wünsche der Piraten zu erfüllen.  

Frau Vogt, wenn Sie beklagen, dass wir heute nicht 
genug Sonderpädagogen haben, dann frage ich 
Sie: Wann hätten dafür denn an den Universitäten 
Kapazitäten geschaffen werden müssen? Es war 
und es ist doch nicht möglich, ohne zusätzliche 
Ressourcen die sonderpädagogischen Kapazitäten 
auszubauen, weil ein Pinkwart’sches Hochschul-
freiheitsgesetz es verunmöglicht, dass wir hier steu-
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ernd eingreifen können. Da liegt doch die Problem-
lage. Und zusätzliches Geld haben Sie den Univer-
sitäten nicht gegeben.  

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Wir haben das im 2012er-Haushalt noch nicht drin. 
Aber Kollegin Schulze und ich haben im Kabinett 
durchgesetzt, dass wir für 2013 eine Ausweisung 
der sonderpädagogischen Kapazitäten vorsehen. 
Das kann ich an dieser Stelle vorgreifend sagen. 
Also bitte bei der Wahrheit bleiben, damit klar ist, 
wer zu verantworten hat, dass wir jetzt die Sonder-
pädagoginnen und Sonderpädagogen nicht haben!  

Meine Damen und Herren, Änderungsanträge von 
FDP und CDU zum Einzelplan 05 hat es nicht ge-
geben. Es sind gleichwohl noch Wünsche geäußert 
worden. Es ist gesagt worden: Eigentlich ist es gut, 
dass Bildung diese Priorität hat. – Also kann man 
doch jetzt erwarten, dass CDU und FDP bei den 
folgenden Reden zu den anderen Einzelplänen 
einmal Gegenfinanzierungsvorschläge machen, 
damit trotz der Priorität für Bildung die Neuverschul-
dung gesenkt werden kann. Ich habe bei den ersten 
Debatten gut zugehört, aber keinen einzigen Ein-
sparvorschlag vernommen.  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Studienbeiträge!) 

Es gab auch keine in den Bereichen Kommunen 
und Polizei. Überall habe ich nur den Wunsch nach 
mehr Geld gehört. Das werden wir schön weiterver-
folgen und am Ende der Debatte natürlich zusam-
menführen. Dann wird nämlich deutlich, dass Sie in 
Bezug auf die Gesamtverantwortung unredlich agie-
ren. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN – Dr. Stefan Berger [CDU]: Stu-
dienbeiträge!) 

– Da bin ich mal gespannt, wie Sie die Entschei-
dung in Bayern begleiten werden. 

Meine Damen und Herren, abschließend möchte 
ich – ich glaube, Frau Pieper hat es getan – das Ko-
operationsverbot ansprechen. Ich habe im Aus-
schuss für Schule und Weiterbildung um Unterstüt-
zung geworben, dass es nicht nur für die Hochschu-
len weiter gelockert, sondern auch für die Schulen 
gelockert werden muss. Wir brauchen für unsere 
Schulen eine gesamtstaatliche Verantwortung von 
Bund, Ländern und Gemeinden, mit denen wir die 
Herausforderungen, die vor uns liegen, bewältigen 
können. Wir haben ein durchaus konstruktives Ge-
spräch aufgrund der Bundesratsentscheidung, die 
auch auf Initiative von Nordrhein-Westfalen zustande 
gekommen ist, mit Bundesministerin Schavan ge-
führt. Für den Schulbereich haben wir die Themen 
„Inklusion“ und „Ganztag“ als zentrale Handlungsfel-
der identifiziert. Daran wird jetzt gearbeitet. Ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn Sie in Ihren Parteien um Unter-

stützung zur Aufhebung dieses Kooperationsverbots 
werben würden.  

Gute Schulpolitik ist immer auch Integrationspolitik, 
Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik. Es ist allemal 
wert, dass wir uns gemeinsam darum kümmern. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Löhrmann. – Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir sind damit am Schluss der 
Beratung des Einzelplans 05, Ministerium für Schule 
und Weiterbildung. Gemäß der interfraktionellen 
Vereinbarung wird die Abstimmung über diesen 
Einzelplan zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. 
(Siehe Abstimmung zu Einzelplan 06) 

Wir steigen damit ein in die Beratung über den  

 Einzelplan 06 
Ministerium für Innovation,  
Wissenschaft und Forschung  

Ich verweise auf die Beschlussempfehlung und den 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1206.  

Ich eröffne die Beratung und erteile als erstem Red-
ner für die CDU-Fraktion Herrn Kollegen Dr. Berger 
das Wort.  

Dr. Stefan Berger (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich zu Beginn der 
Rede zwei Feststellungen treffen.  

Erstens: Noch nie studierten so viele Menschen an 
nordrhein-westfälischen Hochschulen. Es sind über 
632.000 Studierende. Das ist ein historischer 
Höchststand. Das ist ein guter Erfolg für Nordrhein-
Westfalen, und das ist gut für dieses Land. 

(Beifall von der CDU) 

Zweitens: Demgegenüber, Frau Schulze, gab es 
jedoch noch nie eine Wissenschaftsministerin, die 
so spät und so unzureichend auf die Herausforde-
rungen, die jetzt vor uns liegen, reagiert hat, wie 
Sie.  

(Beifall von der CDU) 

Zum Haushalt. In der Tat – und das ist richtig – 
weist das Haushaltsvolumen im Einzelplan mit über 
6,6 Milliarden € einen historischen Höchststand auf. 
Das erscheint zunächst einmal erfreulich.  

Fakt ist jedoch: Wenn man den einzelnen Studie-
renden betrachtet, ergibt sich ein anderes Bild. Er-
mittelt man nämlich die Ausgaben pro Kopf für den 
Einzelnen, so stellt man fest, dass im Jahr 2011 bei 
einem Haushaltsvolumen von 6,2 Milliarden € eine 
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Ausgabe pro Studierendem von 10.524 € vorlag. 
Untersucht man jetzt das Jahr 2012, so stellen wir 
aufgrund der steigenden Studierendenzahlen fest, 
dass die Ausgaben pro Kopf lediglich 10.506 € be-
tragen. Man kommt zu folgendem Ergebnis: Die 
Ausgaben pro Studierenden sind in einem Jahr um 
18 € pro Kopf gesunken.  

Diese Aussage allein, Frau Schulze, belegt schon 
Ihr Scheitern in dem Bemühen, die Bedingungen für 
den Einzelnen zu verbessern. Weniger Geld für den 
Einzelnen heißt schlechtere Studienbedingungen 
für den Einzelnen, obwohl das Gesamthaushaltsvo-
lumen so hoch ist wie noch nie – für den Einzelnen 
noch weniger als im letzten Jahr. 

Nun rächt es sich, dass Ihre Landesregierung 
Wahlgeschenke gemacht hat, zum Beispiel in Form 
der Abschaffung der Studienbeiträge. 

(Zuruf von der SPD: Was wollen Sie denn?) 

Sie verzichten hier auf Hunderte von Millionen Euro, 
durch die die Studienbedingungen nachhaltig ver-
bessert würden. Sie werfen jetzt Nebelkerzen, Frau 
Schulze! 

(Zuruf von der SPD: Das sind Ihre eigenen!) 

Sie rufen nach dem Bund. Sie sagen, der Bund sol-
le die Mittel für den Hochschulpakt II erhöhen, damit 
Ihr Wahlgeschenk, die Abschaffung der Studienbei-
träge, durch den Bund mitfinanziert wird. Das ma-
chen wir an dieser Stelle in dieser Form so nicht mit. 
Man sieht ganz klar, Frau Schulze: Sobald Sie auf 
sich selbst gestellt sind, sobald Sie aus eigener 
nordrhein-westfälischer Kraft die Herausforderun-
gen bestreiten sollen, sind Sie klar überfordert. 

Dasselbe Bild ergibt sich bei der Schaffung von 
Wohnheimplätzen. Vorgestern, also keine zwölf 
Monate vor dem doppelten Abiturjahrgang, haben 
Sie ein Bauprogramm für 3.000 Wohnheimplätze 
vorgelegt. Das wäre eigentlich ein gutes Signal, 
wenn es vor einem Jahr oder vor zwei Jahren be-
gonnen hätte. Sie kommen hier an dieser Stelle – 
und das ist jedem klar – aber völlig zu spät. Deswe-
gen hat die gestrige Presse auch zu Recht von un-
nötiger Hast und sogar von Torschlusspanik in den 
Kommentaren gesprochen. 

Niemand nimmt Ihnen ab, dass Sie erst vorgestern 
gemerkt haben wollen, dass sich seit Jahren immer 
mehr Studierende einschreiben und dass jetzt ein 
doppelter Abiturjahrgang vor der Tür steht. 

Sie zitieren immer die Zahlen der Kultusministerkon-
ferenz und sagen, die Kultusministerkonferenz hätte 
die Zahlen früher anpassen müssen. Ja, nun gut, 
Sie selbst sind Mitglied in der Kultusministerkonfe-
renz. Frau Löhrmann sitzt im Präsidium der Kultus-
ministerkonferenz. Sie hätten der Kultusministerkon-
ferenz mitteilen können, dass in Nordrhein-
Westfalen mehr und mehr Studenten studieren. 
Dann hätte die Kultusministerkonferenz ihre Zahlen 
vielleicht einmal aktualisiert. Das ist Ihr Punkt.  

Andere Bundesländer sind wesentlich weiter. Das 
Deutsche Studentenwerk listet auf, dass sich in Ba-
den-Württemberg 3.100 Plätze, in Hessen 1.670 
Plätze, in Bayern 2.420 Plätze und nur in Nordrhein-
Westfalen bis vorgestern 593 Plätze im Bau oder in 
Planung befanden. Frau Schulze, auch hier spre-
chen die Zahlen eine klare Sprache: Andere Bun-
desländer haben längst gehandelt. Sie, Frau Schul-
ze, kommen zu spät und sind von den Ereignissen 
getrieben.  

(Beifall von der CDU) 

Dasselbe zieht sich im Bereich der BAföG-Bearbei-
tung durch. Die Arbeitsgemeinschaft der Studen-
tenwerke hatte im März Alarm geschlagen. Auf ei-
nen Sachbearbeiter in Nordrhein-Westfalen kom-
men 670 Fälle pro Jahr. In Bayern sind es nur 550 
Fälle. Die Anzahl der BAföG-Empfänger steigt hier 
auch. Nicht zu Unrecht sind deswegen diverse As-
ten empört über die Situation und sprachen in einer 
Pressemitteilung von September 2012 darüber, 
dass das Ministerium die Studentenwerke und Tau-
sende von Studierenden im Stich lassen würde. Ich 
weiß, dass Sie danach reagiert haben. Aber auch 
an dieser Stelle sind Sie wieder Getriebene der Er-
eignisse und nicht, wie es sich eigentlich für eine 
Ministerin gehört, Herrin des Verfahrens.  

Untätigkeit findet sich auch im Bereich der Qualität 
der Lehre. Nach Angaben Ihres Ministeriums kom-
men auf einen Professor in Nordrhein-Westfalen 
fast 70 Studierende. Im Schnitt sind es bundesweit 
56 Studierende. In Niedersachsen sind es nur 
47 Studierende. Nach Ihren eigenen Angaben hat 
Nordrhein-Westfalen das schlechteste Professoren-
Studierenden-Verhältnis pro Kopf in Deutschland. 

Nimmt man jetzt noch die eingangs erwähnte Tat-
sache hinzu, dass die Ausgaben pro Kopf pro Stu-
dierenden hier in Nordrhein-Westfalen sinken, ist 
das eine sehr ungute Entwicklung. Wir haben keine 
Idee, wie Sie dagegen steuern werden. Das muss 
sich dringend ändern. 

(Beifall von der CDU) 

Zusammenfassend sind es drei Punkte, die begrün-
den, warum wir diesen Haushalt ablehnen.  

Erstens: Wir steuern mit großen Schritten auf den 
doppelten Abiturjahrgang zu. Sie, Frau Schulze, ha-
ben weder einen Plan noch ein Konzept, wie mit 
den Herausforderungen dieses Studierendenauf-
wuchses umzugehen ist, oder aber sie kommen, 
wie beschrieben, viel zu spät. 

Ja, Frau Schulze, Sie stehen an der Spitze eines 
Ministeriums, das einen steigenden Haushalt hat. 
Das ist aber nicht nur Ihr Verdienst. Die Erhöhung 
geht zum einen auf rechtliche Verbindlichkeiten zu-
rück. Zum anderen sind es auch Maßnahmen der 
alten Landesregierung, wie zum Beispiel das FH-
Ausbauprogramm unter Prof. Dr. Pinkwart, von de-
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nen Sie jetzt profitieren. Das muss man der Voll-
ständigkeit halber erwähnen. 

Absolut betrachtet – ich wiederhole es –, ist der 
Haushalt so hoch wie noch nie. Pro Kopf gibt es 
aber weniger als im Vorjahr. 

Der zweite Punkt: Wir vermissen von Ihnen ein 
Konzept, das über den Tag hinausgeht. Sie geben 
keine Antworten, wie Sie mit dem Wissenschafts-
standort Nordrhein-Westfalen zukünftig umgehen 
wollen. Mit einem Gender-Forschungsprogramm 
wird es Ihnen ebenso wenig gelingen, Nordrhein-
Westfalen fit für die Zukunft zu machen, wie mit der 
Abschaffung der Studiengebühren. Beides ist nicht 
geeignet, die Wissenschaftslandschaft in Nordrhein-
Westfalen sicher in die nächsten zehn, 20 Jahre zu 
führen. Hier vermissen wir ein klares Konzept.  

Frau Schulze, Sie sind jetzt seit zweieinhalb Jahren 
Ministerin und sitzen auf diesem Posten. Dass die 
Schuhe Ihres Vorgängers Andreas Pinkwart sehr 
groß für jeden Nachfolger sein würden, wussten wir 
von Anfang an.  

(Beifall von der FDP – Zurufe von der SPD) 

Dass Sie aber so kleine Füße haben, das hätte ich 
nicht gedacht. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter. – Als nächstem Redner erteile 
ich für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen Schultheis 
das Wort. 

Karl Schultheis (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Dr. Berger, wenn die Schuhgröße eines ein-
zelnen Abgeordneten der Maßstab wäre, müssten 
Sie auch Spuren hinterlassen. Die sehe ich leider 
nicht.  

(Heiterkeit) 

Herr Dr. Berger, ich will zunächst auf die Anmer-
kungen eingehen, die Sie gemacht haben, weil es ja 
auch eine lebendige Debatte sein soll: 

Frau Ministerin Löhrmann hat eben darauf hinge-
wiesen, im Schulausschuss sind keine Anträge ge-
stellt worden. Auch im Ausschuss für Innovation, 
Wissenschaft und Forschung sind Ihrerseits keine 
Anträge gestellt worden.  

Ich will das Thema „Studiengebühren“ aufgreifen, 
das Sie leider – oder Gott sei Dank – nicht aufge-
ben. Denn das erinnert immer die Studierenden und 
ihre Eltern daran, welchen Mehrwert ihre Kinder ha-
ben, dass sie ohne zusätzliche Kostenbelastung ein 
Studium ergreifen und durchführen können. Das 
führt auch zu der von Ihnen gelobten hohen Anzahl 
von Studierenden an Nordrhein-Westfalens Hoch-
schulen. Da besteht ein Zusammenhang, dass wir 

in der Lage sind, hier in Nordrhein-Westfalen Bil-
dungspotenziale weiter auszubauen und weiter zu 
gewinnen – in dem Sinne, wie es Frau Ministerin 
Schulze und unsere Ministerpräsidentin deutlich 
machen: kein Kind zurücklassen, keinen jungen 
Menschen zurücklassen, Talente fördern, um damit 
auch die Zukunftschancen unseres Landes zu si-
chern. Denn mit gut ausgebildeten Fachkräften er-
reichen wir eine stärkere Wirtschafts- und Steuer-
kraft, um das zu finanzieren, was wir hier gemein-
sam verantworten. 

Zur Abschaffung der Studiengebühren, Herr 
Dr. Berger, sollten Sie auch mal mit Herrn Laumann 
sprechen. Sie wechseln sehr stark die Position. Im 
Landtagswahlkampf haben Sie sich schon einmal 
der Position der SPD angeschlossen. Dann haben 
Sie sie wieder aufgegeben. Ich bin gespannt, wie 
Ihre Position drei Monate vor der nächsten Land-
tagswahl aussehen wird. Entscheiden Sie sich end-
lich mal gegen Studiengebühren! Das würde die-
sem Hause und natürlich auch der CDU gut zu Ge-
sicht stehen.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

In Bayern scheint man weiter zu sein als in Nord-
rhein-Westfalen.  

Was die Wohnheimplätze und die Vorsorge für die 
jungen Studierenden angeht, muss ich Sie daran 
erinnern, dass von 2005 bis 2010 CDU und FDP 
hier im Landtag die Verantwortung getragen haben. 
Sie haben – das war eine Ihrer ersten Maßnahmen, 
die Sie gemeinsam ergriffen haben – die Zuschüsse 
für die Studentenwerke um 20 % gekürzt. 

Die jetzige Landesregierung hat die Bezuschussung 
der Studentenwerke Schritt für Schritt wieder ange-
hoben. Dazu gehören auch die Ausgaben für die 
BAföG-Ämter und die Wohnheimplätze. Sie haben 
nicht Vorsorge getroffen.  

(Zuruf von Dr. Stefan Berger [CDU]) 

– Ja, Sie haben sehenden Auges irgendwelche 
Stichwörter in die Welt gesetzt, ohne das dafür Er-
forderliche finanziell zu hinterlegen, nämlich den 
Ausbau der Studienplätze, den Ausbau der Fach-
hochschulen, der jetzt finanziert wird. Damit dicke 
Pressemitteilungen zu machen, ist eine Sache, es 
schlussendlich finanzieren zu müssen und durch-
ziehen, ist eine ganz andere. Deshalb bin ich dem 
Finanzminister und der Landesregierung dankbar, 
dass es zu dieser hohen Steigerung des Wissen-
schaftshaushalts 2012 kommt. Ich gehe davon aus, 
dass wir die entsprechende Steigerung auch im 
nächsten Jahr fortschreiben müssen, um der größe-
ren Zahl von Studierenden in Nordrhein-Westfalen 
ein erfolgreiches Studium zu ermöglichen.  

Die BAföG-Bearbeitung haben wir hier intensiv dis-
kutiert. Die Lage stellt sich nicht so dar, wie Sie sie 
darzulegen versuchen. Die BAföG-Anträge werden 
bearbeitet. Dass die Zahl derjenigen, die einen An-
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trag stellen können, größer wird, dafür stehen wir 
auch. Denn wir haben gefordert, dass das BAföG 
angepasst wird, was die Leistungen und den Kreis 
der Leistungsbezieher angeht. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Abgeord-
neter, entschuldigen Sie bitte. Lassen Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Busen von der FDP zu? 

Karl Schultheis (SPD): Selbstverständlich. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Bitte, Herr Kol-
lege. 

Karlheinz Busen (FDP): Herr Kollege, finden Sie 
es sozial gerecht, dass Studierende alles kostenlos 
bekommen und ein kleiner Handwerksgeselle, der 
seine Meisterprüfung machen will, bis zu 10.000 € 
aus eigener Tasche bezahlen muss? 

Karl Schultheis (SPD): Davon abgesehen, dass es 
sehr unterschiedliche Zuständigkeiten für die beruf-
liche Bildung gibt, haben Sie als schwarz-gelbe 
Bundesregierung vielfache Möglichkeiten, die finan-
ziellen Rahmenbedingungen zu verbessern. Gerade 
für den Handwerksbereich ist das Meister-BAföG in 
Gang gesetzt worden. Ich kann mir sehr gut vorstel-
len, dass jegliche Ausbildung für Fachkräfte nicht 
zulasten von Studierenden oder Auszubildenden 
geht. 

(Beifall von der SPD) 

Daran können wir gerne gemeinsam arbeiten – kei-
ne Frage. Aber Sie belasten durch die Studienge-
bühren gerade die Eltern, die im Handwerk arbeiten. 
Möglicherweise muss die Mutter an der Kasse im 
Supermarkt ihr Geld verdienen und soll zusätzlich 
Gebühren bezahlen. Diese Gruppe belasten Sie 
insbesondere, und dadurch behindern Sie die Bil-
dungsbeteiligung der Bevölkerungsschichten, die 
über niedrige und mittlere Einkommen verfügen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist Ihr sozialpolitischer und bildungspolitischer 
Ansatz, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

(Christian Lindner [FDP]: Das ist nicht so, und 
das wissen Sie auch besser! Die Obergrenze 
war immer die des BAföGs, das heißt, es gab 
keine Zusatzbelastung!) 

– Absoluter Unsinn. Bis zu 10.000 € Studiengebüh-
ren müssen bezahlt werden.  

(Christian Lindner [FDP]: Nein!) 

Herr Lindner, Sie haben immer versucht, dieses 
Märchen zu erzählen. Es ist ein Märchen. 

(Christian Lindner [FDP] schüttelt den Kopf.) 

Die Belastung traf all diejenigen, die hier Studien-
gebühren bezahlen mussten. Wir kennen genügend 
Leute, die uns berichten, insbesondere auch viele 
Eltern, nicht nur die Studierenden selbst. 

(Christian Lindner [FDP]: Es gab keine höhe-
re Belastung als BAföG!) 

– Es wird nicht richtiger, Herr Lindner, indem Sie 
dazwischenrufen. Es ist einfach falsch. Die Belas-
tung war da; wir haben sie weggenommen. Das ist 
gut so, und das soll auch so bleiben. 

(Beifall von der SPD – Christian Lindner 
[FDP]: Nein!)  

Das soll auch so bleiben. Dafür treten wir an. Wie 
gesagt: Vielleicht überlegt sich die CDU ja, wie sie 
in Zukunft damit umgehen will. 

Wir finden es gut, dass die Globalhaushalte für die 
Hochschulen um 8,6 % steigen. Bekanntlich können 
unsere Hochschulen mittlerweile auch Rücklagen 
für Maßnahmen bilden, die in den kommenden Se-
mestern erforderlich sind. Das ist ein gutes Signal. 
Es zeigt, dass die Hochschulen nicht so unterfinan-
ziert sind, wie Sie es hier darzustellen versuchen, 
sondern dass sie durchaus Handlungsmöglichkeiten 
im finanziellen Rahmen haben. 

Wir erwarten allerdings, dass die Aktivitäten der Mi-
nisterin in Richtung Bundesregierung in Bezug auf 
die Hochschulpakte dazu führen, dass der Bund 
sich bewegt, 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

dass die Bundesbildungsministerin den Deckel beim 
Hochschulpakt aufhebt und dass wir die Zahl der zu 
fördernden Studienplätze dem tatsächlichen Bedarf 
anpassen können. Darum geht es jetzt in nächster 
Zeit, damit wir im kommenden Jahr, in 2013, den 
doppelten Abiturjahrgang hier auch bewältigen kön-
nen und den Hochschulen dabei helfen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Haushalt setzt 
aber auch deutliche Akzente im Bereich der Förde-
rung des Forschungs- und Technologiestandorts. 
Es ist uns gelungen, in Mülheim ein weiteres Max-
Planck-Institut zur Energiekonversion auf den Weg 
zu bringen. Daran wird sich das Land mit 45 Millio-
nen € beteiligen. Das passt zum Thema „Energie-
wende“. Herr Altmaier wird uns sicherlich dafür 
dankbar sein, dass Nordrhein-Westfalen als Ener-
gieland Nummer eins mit dieser Maßnahme einen 
wichtigen forschungspolitischen Akzent setzt. 

Darüber hinaus wird das Land Nordrhein-Westfalen 
bezüglich der Infrastruktur für Höchstleistungsrech-
ner mit dem Ausbau des Petaflop-Computers in Jü-
lich einen Akzent setzen. 

An dieser Stelle ist auch die Zusammenlegung von 
zwei Biotechnologieinstituten, die bisher im Wesent-
lichen durch das Land Nordrhein-Westfalen finan-
ziert worden sind, am Forschungszentrum Jülich zu 
nennen. Da haben wir jetzt eine Bund-Länder-
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Finanzierung hinbekommen. Frau Ministerin, dafür 
ist auch Ihrem Haus zu danken; denn darüber ge-
winnen wir neue Spielräume, die erforderlich sind, 
um den Standort Nordrhein-Westfalen auch als In-
dustriestandort weiterzuentwickeln und die Wis-
sensbasis dafür zu schaffen. Dafür steht die SPD-
Landtagsfraktion; dafür steht die Regierung, die wir 
unterstützen. 

Meine Damen und Herren, uns ist vor dem jetzt vor 
uns stehenden Jahr nicht bange. Wir wissen, dass 
die Ärmel hochgekrempelt werden. Frau Ministerin, 
wir werden Sie dabei unterstützen. Ich gehe davon 
aus, dass Ihre Anstrengungen auch im Haushalt 
2013 ihren Widerhall finden werden. Wir werden 
dies jedenfalls unterstützen: den Ausbau der Stu-
dienplätze, die soziale Absicherung der Studieren-
den, den Bau von Wohnheimplätzen durch das 
neue Förderprogramm und natürlich auch die Ent-
wicklung des Forschungsstandorts Nordrhein-
Westfalen. 

Meine Damen und Herren, folgen Sie uns. Wir sind 
auf einem guten Wege. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schultheis. – Für die FDP-
Landtagsfraktion erteile ich nun Frau Kollegin Frei-
muth das Wort. 

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Zwar ist das heute schon mehr-
fach angesprochen worden; aber es ist wirklich eine 
groteske Situation, dass wir sieben Wochen vor 
Jahresende 2012 den Etatentwurf der rot-grünen 
Landesregierung für das Haushaltsjahr 2012 hier in 
zweiter Lesung beraten. 

(Karl Schultheis [SPD]: Haben Sie eine Alter-
native?) 

Bei der Verabschiedung wird er in der Tat zu elf 
Zwölfteln bereits vollzogen sein. Gestatten Sie mir 
deswegen den Hinweis, dass es an dieser Stelle 
obsolet ist, sich zum Beispiel mit den Änderungsan-
trägen der Piratenfraktion hier seriös auseinander-
setzen; denn wir können faktisch nichts mehr an 
diesem Haushalt ändern, weil durch den Haushalts-
vollzug bereits maßgeblich Fakten geschaffen wer-
den. 

Deswegen sollten wir uns eher den politischen Ent-
scheidungen bzw. den politischen Bewertungen 
zuwenden. Hier muss man sagen: „Fröhliche Kon-
zeptlosigkeit“ ist eine Beschreibung; „Fehlentschei-
dungen“ ist sicherlich als eine weitere zu nennen. 

(Beifall von Christof Rasche [FDP]) 

Statt zur Verlässlichkeit für Hochschulen, Lehrende 
und Studierende tragen die Debatten um die Be-

schneidung der Hochschulfreiheit und den fehlen-
den Versuch der Anpassung der W2- und W3-
Besoldung – um nur zwei Punkte zu nennen; wir 
kommen nachher sicherlich noch auf weitere zu 
sprechen – nur dazu bei, dass Unsicherheit und 
Planlosigkeit hier untermauert werden. Nachvoll-
ziehbare Konzepte in entscheidenden Fragen der 
Hochschul- und Wissenschaftspolitik fehlen. Zum 
Beispiel: Wie begegnet das Land Nordrhein-
Westfalen den steigenden Studierendenzahlen? 
Welche Maßnahmen werden zur Verbesserung der 
Lehr-, Lern- und Studienbedingungen und damit 
auch zur Senkung der Abbrecherquoten ergriffen? 
Welche Umsetzung und Weiterentwicklung des Bo-
logna-Prozesses werden hier angestoßen? – Nichts 
von alledem ist erkennbar. Absolute Fehlanzeige! 
Fröhliche Ideenlosigkeit! 

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Natürlich ist es löblich, wenn Herr Kollege 
Schultheis und wahrscheinlich auch gleich Frau Kol-
legin Dr. Seidl die Landesregierung von Amts we-
gen hier bejubeln. Liebe Kollegen, liebe Kollegin-
nen, schauen Sie sich aber einfach einmal die Rea-
lität an. Gehen Sie doch einmal in die Hochschulen. 
Hören Sie doch einfach einmal zu. Viele Universitä-
ten müssen den Rotstift ansetzen und haben alle 
Hände voll zu tun – das tun sie in der Tat auch mit 
einem bemerkenswerten Engagement –, um die 
120%ige Auslastung überhaupt irgendwie zu meis-
tern. Sachmittel werden eingefroren; Personalmittel 
werden gekürzt; Seminare, Tutorien, Mensen und 
Wohnheime platzen aus allen Nähten. Da gibt es 
leider nur wenig Grund zum Jubeln. 

Im Haushaltsentwurf 2012 findet sich auch kein 
Grund dafür. Die Eckdaten des Haushaltsentwurfs 
zeigen, dass sich die Mittelsteigerung für die Hoch-
schulen in Wahrheit, wenn man die unzureichenden 
sogenannten Kompensationsmittel einmal heraus-
rechnet, mit 130 Millionen € in überschaubarem 
Rahmen hält. Stellen wir dann noch die Relation zur 
Entwicklung der Studierendenzahlen her – mittler-
weile haben wir in Nordrhein-Westfalen erfreuli-
cherweise über 630.000 Studierende –, schwindet 
jegliche Anerkennung für die unzureichende Mittel-
steigerung. 

(Beifall von Dr. Joachim Stamp [FDP] und 
Dr. Stefan Berger [CDU]) 

Meine Damen und Herren, Bildung und Qualifikation 
sind die Schlüssel zur Innovationskraft und damit 
auch zur Grundlage des Wohlstandes unserer Ge-
sellschaft. Deshalb war und ist es auch ein Kernan-
liegen der FDP, dass wir durch eine seriöse Politik 
der Haushaltskonsolidierung, durch Vermeidung 
von Bürokratie und durch Beschränkung des Staa-
tes auf seine Kernaufgaben die notwendigen Spiel-
räume auch für Investitionen in Bildung und Hoch-
schule schaffen. Hierbei geht es entscheidend auch 
darum, die verfügbaren Mittel vernünftig einzuset-
zen und die Kreativität, welche zusätzlichen Mittel 
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wir darüber hinaus noch mobilisieren können, um 
die dringend notwendigen Aufgaben schultern zu 
können, zu nutzen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Daniel Düngel) 

Ich will an dieser Stelle noch einmal klar bekennen: 
Ich halte es nach wie vor für einen Fehler, dass Sie, 
Rot-Grün, den Hochschulen die Möglichkeit ge-
nommen haben, mit und von den Studierenden Bei-
träge zu erheben, um die Studienbedingungen an 
den Hochschulen zu verbessern. Ich halte es nach 
wie vor für vertretbar – auch im Vergleich zur 
Handwerksmeister- und zur Technikerausbildung, 
um zwei Beispiele zu nennen –, Studierende mit ei-
nem Beitrag auf Darlehensbasis an den Qualitäts-
verbesserungen ihrer Ausbildung, die ihnen im 
Durchschnitt mehr als ein existenzsicherndes Ein-
kommen ermöglicht, zu beteiligen. 

(Beifall von der FDP) 

Wenn dieses Darlehen nachgelagert einkommens-
abhängig nach Eintritt in den Beruf zurückgezahlt 
wird, vermag ich daran nichts Verwerfliches zu ent-
decken. Ein Studium ist eine Investition in unsere 
Gesellschaft, aber auch für jeden einzelnen Studie-
renden persönlich.  

Gestatten Sie mir noch einen Hinweis zum Thema 
„Studienmotivation“. Alle Studien hierzu haben ge-
zeigt, dass es eine sogenannte abschreckende Wir-
kung von Studienbeiträgen, und zwar in der Form, 
wie wir sie hier in Nordrhein-Westfalen unter CDU 
und FDP eingeführt haben, real nicht gibt. 

(Zuruf von der SPD: Stimmt nicht!) 

Der leichte Rückgang bei den Studierendenzahlen 
zum Wintersemester 2012/2013 bei gleichzeitigem 
Anstieg der Hochschulzugangsberechtigten lässt 
sich auch bei noch so viel Biegen und Brechen wohl 
kaum als eine empirische Begründung für Ihre The-
se anführen.  

Wenn ich mir dann noch anschaue, welchen Zulauf 
private Hochschulen in unserem Land haben – mit 
teilweise erheblich höheren Studienbeiträgen –, 
dann stellt sich mir in der Tat die Frage, welche 
Wertschätzung qualitativ hochwertige Studienbe-
dingungen letztlich erfahren. 

(Karl Schultheis [SPD]: Was sagen denn 
Studiengebühren über Qualität aus?) 

– Die Studienbeiträge durften und konnten aus-
schließlich dafür verwandt werden und sind auch 
dafür verwandt worden, die Studienbedingungen zu 
verbessern. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Es ist auch eine Frage der Chancengerechtigkeit, 
auch eine Frage der Durchlässigkeit des Bildungs-
systems, die uns als FDP sehr wichtig ist, dass wir 
mit der Qualität der Lehre und der Qualität des Stu-
diums die Grundlagen dafür schaffen, dass wir eine 

individuelle Förderung auch der akademischen Ta-
lente hinbekommen und ein leistungsstarkes Bil-
dungs- und Hochschulsystem haben. 

Macht es Sie nicht nachdenklich, dass es auch 
Ihnen mit der Abschaffung der Studienbeiträge – 
Sie haben sie ja nun mal abgeschafft – nicht gelun-
gen ist, mehr Kinder von Eltern ohne Hochschulab-
schluss oder mehr Kinder mit Migrationshintergrund 
für die Aufnahme eines Studiums zu motivieren? 

(Beifall von der FDP) 

Wo sind denn Ihre Konzepte, um tatsächlich zu ei-
ner qualitativen Verbesserung der Studienbedin-
gungen an unseren Hochschulen zu kommen? 

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

Im Etatentwurf 2012 findet sich dazu überhaupt 
nichts.  

Meine Damen und Herren, die individuelle Förde-
rung auch der akademischen Talente verlangt doch 
gerade, dass wir Fähigkeiten und Talente ausbilden, 
verlangt eine Verbesserung der Betreuungsrelation 
durch Tutorien, Personal und Beratungsangebote 
für die Studierenden. Die Studienbeiträge waren 
zweckgebunden, waren kapazitätsneutral genau für 
diese Bereiche zu verwenden. Und sie würden sich 
auch heute weiter positiv auswirken. 

Die von Ihnen vorgenommene Deckelung der soge-
nannten Kompensationsmittel trägt doch in keiner 
Weise dem tatsächlichen Anstieg der Studierenden 
und den Anforderungen der Realität Rechnung. Die 
Hochschulen haben heute für den Qualitätsausbau 
weniger als noch mit den Studienbeiträgen. Und 
das ist doch die Verlogenheit – das lasse ich Ihnen 
nach wie vor nicht durchgehen –: Sie nehmen mut-
willig eine Verschlechterung der Studienbedingun-
gen in unserem Land in Kauf. 

(Beifall von der FDP) 

Sie lassen damit die Studierenden im Stich.  

Jetzt könnte ich noch den fröhlichen Aktionismus 
mit Blick auf Anträge zu BAföG, Bearbeitungszeiten, 
Wohnraumnot und Mensen anführen. Alles ist zu-
treffend beschrieben. Aber wo sind denn die Ansät-
ze im Haushaltsentwurf 2012? Davon ist nichts drin. 
Das ist alles nur blinder Populismus und Aktionis-
mus, der hier gestartet wird. 

(Karl Schultheis [SPD]: 6,6 Milliarden – nichts?!) 

In den großen Punkten absolute Fehlanzeige!  

Ich will an dieser Stelle noch einen anderen Punkt 
ansprechen, der mir bei diesem Haushaltsentwurf 
und bei der Politik, die wir bisher in diesem Bereich 
zur Kenntnis nehmen müssen, fehlt. Es ist absolut 
bedauerlich, dass hier nicht erkennbar ist, dass man 
sich mit den Themenbereichen Innovation, For-
schung und Technologie irgendwie anfreunden will. 
Mehr als blumige Worte haben wir bisher nicht ver-
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nommen. Da hilft auch ein Projektname „Fortschritt 
Nordrhein-Westfalen“ nicht. 

Wo bleibt denn ein tatsächlicher Innovationsplan für 
das Land Nordrhein-Westfalen? Wo bleibt die Lob-
by für die Innovationskraft, die nicht nur an unseren 
Hochschulen, sondern insbesondere in der mittel-
ständischen Wirtschaft dringend gesucht wird? Wo 
bleibt ein vernetztes Vorgehen aller Innovationskräf-
te unseres Landes? Wäre es nicht die Aufgabe ei-
ner Innovationsministerin, hier wichtige Impulse zu 
setzen und die Kräfte zu vernetzen? Oder wartet sie 
etwa auf die Amtshilfe von Herrn Minister Duin, der 
jetzt aber nicht da ist? 

Bei aller Wertschätzung: Ihr Anspruch, Frau Ministe-
rin, sollte ein anderer sein. Innovation verdient in 
Nordrhein-Westfalen wesentlich mehr als nur eine 
eindimensionale Betrachtung.  

Deswegen appelliere ich abschließend – weil Frau 
Ministerin Löhrmann es gerade beim letzten Einzel-
plan noch einmal auf den Punkt gebracht hat –: 
Lassen Sie die Finger weg von der Beschränkung 
der Hochschulfreiheit! Sie ist existenziell notwendig, 
damit wir uns in Nordrhein-Westfalen tatsächlich zu 
einem Innovationsland entwickeln können. – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Freimuth. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, meine Damen 
und Herren, ich darf die Debatte aus aktuellem An-
lass kurz unterbrechen. Auf der Besuchertribüne 
haben in der Zwischenzeit Ehrengäste Platz ge-
nommen. Mit Freude begrüße ich den neuen Be-
fehlshaber der britischen Streitkräfte in Deutsch-
land, der vor wenigen Wochen dieses Amt über-
nommen hat und bei der Landtagspräsidentin heute 
seinen Antrittsbesuch macht. Herzlich willkommen, 
Herr Generalmajor John Henderson! 

(Allgemeiner Beifall) 

Herr Generalmajor, der Landtag Nordrhein-
Westfalen freut sich sehr über Ihren Besuch und 
wünscht Ihnen in Ihrem verantwortungsvollen Amt 
des Befehlshabers der britischen Streitkräfte in 
Deutschland mit Sitz in Herford viel Erfolg und alles 
Gute.  

Ihr Besuch führt die traditionell guten freundschaftli-
chen Beziehungen zwischen Großbritannien und 
Nordrhein-Westfalen weiter fort. In diese Freund-
schaft schließe ich ausdrücklich die Soldaten der 
britischen Streitkräfte und deren Familien ein, die in 
der nordrhein-westfälischen Bevölkerung höchstes 
Ansehen genießen. Die Hilfe britischer Soldaten 
beim Wiederaufbau unseres Landes nach seiner 
Gründung 1946 werden wir niemals vergessen.  

Ich danke Ihnen für Ihren Besuch und wünsche 
Ihnen eine erfolgreiche Amtszeit in Deutschland.  

(Allgemeiner Beifall) 

Damit kehren wir zur Tagesordnung zurück. Für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen darf ich das Wort 
an Frau Dr. Seidl geben. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist schon bemer-
kenswert, Herr Berger, wie resistent Sie gegenüber 
jeglicher Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit 
sind, wie Sie sich heute allen seriösen Zahlen ver-
schließen und stattdessen Populismen vor sich her-
tragen, dass es nur so trieft.  

(Lachen von Dr. Stefan Berger [CDU]) 

Wenn Sie heute zum wiederholten Male die Be-
hauptung aufstellen – Frau Freimuth hat das eben 
auch getan –, die Hochschulen hätten mit der Ab-
schaffung der Studiengebühren weniger Finanzmit-
tel zur Verfügung, dann ist das eine bewusste Irre-
führung der Öffentlichkeit.  

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN – 
Dr. Stefan Berger [CDU]: Pro Kopf, nicht ab-
solut!) 

Denn selbst ohne die 249 Millionen €, die wir den 
Hochschulen zur Verbesserung der Qualität zusätz-
lich zur Verfügung stellen, haben die Hochschulen 
pro Studierendem in 2012 gegenüber der Bezugs-
größe im Jahr 2009 mehr Geld in der Tasche als 
vorher. Das ist die Realität.  

(Dr. Stefan Berger [CDU] fasst sich an den 
Kopf, zeigt einen „Vogel“ und ruft: Gegenüber 
2009?) 

– Ich weiß nicht, welche Wahrnehmung Sie haben.  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Gegenüber 2009?) 

Aber vielleicht hilft es, in diesem Zusammenhang 
die Stimmen der Hochschulen zu hören. Der Rektor 
der Universität zu Köln, der größten Hochschule in 
Nordrhein-Westfalen, hat am 24. Januar bei seiner 
Rede zum Jahresempfang gesagt – Herr Berger, 
ich zitiere –:  

„Die Studienbeiträge wurden zwar abgeschafft; 
jedoch hat das Land sein Versprechen gehalten 
und sie durch sog. Qualitätsverbesserungsmittel 
ersetzt. Diese liegen für die Kölner Uni zwar et-
was unter dem, was durch Studienbeiträge ein-
genommen wurde. Aber in der Gesamtschau 
kann man letztendlich doch feststellen: Im Ver-
gleich zu 2006, als es noch keine Studiengebüh-
ren und Qualitätsverbesserungsmittel gab, hat 
sich der Haushalt der Uni Köln um ca. 20 Mio. 
p.a. für die Verbesserung von Studium und Leh-
re erhöht. Dies ist in vielen Bereichen deutlich 
spürbar und trägt erheblich zur Verbesserung 
der Situation in Studium und Lehre bei.“ 
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(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Dr. Stefan Berger [CDU]: Pro Kopf!) 

– Herr Berger, das war von Herrn Freimuth! 

Also: Was ist an Ihren Behauptungen zur Schlech-
terstellung der Hochschulen durch die Abschaffung 
der Studiengebühren dran?  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Pro Kopf!) 

Ich glaube, alles, was Sie hier von sich geben, ist 
heiße Luft. Sie suchen doch nur einen Grund, die 
Studiengebühren zu legitimieren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von Schwarz-Gelb. Das ist der Punkt. 
Das haben Sie beide heute wieder deutlich ge-
macht.  

Gerade vor dem Hintergrund der aktuellen bundes-
weiten Entwicklung ist das doch lächerlich. Denn 
fast alle Länder, die jemals Studiengebühren einge-
führt haben, treten gerade den Rückzug an bzw. 
sind den Rückzug schon angetreten, darunter min-
destens zwei Länder mit CDU-Ministerpräsidenten. 
Ich bin mir sicher, Herr Berger: Die haben über-
haupt nicht die Absicht, das Bezahlstudium wieder 
einzuführen.  

Studiengebühren sind in Deutschland auf dem 
Rückzug. Das hat, wie wir kürzlich hören konnten, 
inzwischen auch Herr Seehofer verstanden.  

Bemerkenswert ist auch, Frau Freimuth, wenn ich 
das noch anmerken darf, die Kehrtwende der FDP 
in Bayern. Ich zitiere:  

„‚Studiengebühren abschaffen‘, forderte der 
stellvertretende FDP-Landesvorsitzende Andre-
as Fischer in der ‚Mittelbayerischen Zeitung‘ 
(Online-Ausgabe): ‚Ich bin davon überzeugt, 
dass eine Mehrheit der Bürger gegen Studien-
gebühren stimmen wird.‘“ 

Das sagte er Ende Oktober in Bezug auf das Volks-
begehren, das gerade in Bayern läuft.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Christian Lindner [FDP]: Und Helmut Schmidt 
fordert Studiengebühren!) 

Eigentlich müsste das bei Ihnen auch schon ange-
kommen sein. Studiengebühren bauen zusätzliche 
soziale Hürden auf, Frau Freimuth, insbesondere für 
einkommensschwache Familien.  

Was Sie behaupten, stimmt so nicht. In 2006 – das 
haben wir sehr genau berechnet und deutlich ge-
macht – ist die Studierendenquote in Nordrhein-
Westfalen auf einen Tiefpunkt gesunken, und zwar 
bei Einführung der Studiengebühren durch Minister 
Pinkwart. Zurzeit haben wir einen Höhepunkt bei 
der Entwicklung der Studierendenzahlen. Im Ver-
gleich zu allen anderen Bundesländern liegen wir 
über dem Durchschnitt. Deshalb ist die Wiederein-
führung der Bildungsungerechtigkeit in Nordrhein-
Westfalen für uns kein akzeptabler Weg der Haus-
haltssanierung.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Frau Dr. Seidl, wür-
den Sie Zwischenfragen von Frau Freimuth und 
Herrn Hafke zulassen? 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Nein. – Dass wir mittel-
fristig weitere Investitionen tätigen müssen, um die 
steigenden Studienanfängerzahlen aufzufangen, die 
uns die neue KMK-Prognose vorrechnet, ist durch-
aus richtig.  

Allerdings steht hier auch der Bund mit in der 
Pflicht. Der hat nicht nur seinen Teil zum Auffangen 
der Kosten für die zusätzlichen Studierenden beizu-
steuern, sondern endlich auch eine angemessene 
Masterkomponente im Hochschulpakt zu berück-
sichtigen. Ihre Fraktionen in Berlin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von CDU und FDP, weigern sich 
bisher aber, ihre Mitverantwortung wahrzunehmen 
und bürden die Deckung der zusätzlichen Kosten 
allein den Ländern auf.  

Da Sie diese Linie offensichtlich mittragen, Herr 
Berger, muss man sich wirklich fragen, welches 
Sparkonzept die CDU-Landtagsfraktion eigentlich 
verfolgt. Anstatt Frau Schavan endlich mit in die 
Pflicht zu nehmen, vernünftige Grundlagen beim 
Hochschulpakt zu schaffen, bewegen Sie sich hier 
auf hochschulpolitischem Glatteis.  

(Lachen von Dr. Stefan Berger [CDU]) 

Frau Ministerin Schulze hat, wie Sie wissen, im ver-
gangenen Jahr eine Initiative gestartet, um den 
Bund dazu zu bewegen, die erforderlichen zusätzli-
chen Finanzmittel im Hochschulpakt bereitzustellen. 
Die Verhandlungen wurden im April dieses Jahres 
im Rahmen einer GWK-Sitzung aufgenommen und 
werden hoffentlich spätestens bei der nächsten 
GWK-Sitzung am 16. November mit dem Ergebnis 
abgeschlossen, dass das Geld Anfang des kom-
menden Jahres fließen kann.  

Ich kann Ihnen nur empfehlen: Tragen Sie dazu bei, 
dass es zu einer fairen und gemeinsamen Lösung 
kommen wird.  

Herr Berger, Sie sprachen die Wohnsituation der 
Studierenden an. Erfreulich ist doch, dass nach Jah-
ren der Kürzungen durch die schwarz-gelbe Vor-
gängerregierung die Studentenwerke nun endlich 
mehr Geld erhalten, um ihre gesetzlichen Aufgaben 
zu erfüllen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir haben doch aufgestockt, was Sie in den ver-
gangenen Jahren unter Pinkwart abgebaut haben. 
Das ist doch die Realität beim Wohnungsbau. 

Auch der Bearbeitungsstau beim BAföG an einzel-
nen Hochschulstandorten muss dabei selbstver-
ständlich in den Blick genommen werden.  
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Mehr als abenteuerlich, geradezu anachronistisch 
ist der bereits zum zweiten Mal eingebrachte Vor-
schlag von der CDU, hier die zusätzlichen Mittel aus 
der Frauenförderung zu verwenden. Das zeigt auch 
noch einmal, was für ein überkommenes Frauenbild 
die CDU hat. Die gesamte Wissenschaftscommuni-
ty redet über die unzureichende Repräsentanz von 
Frauen in Führungspositionen an Hochschulen und 
in Forschungseinrichtungen. Nur Sie, Sie scheinen 
dies komplett auszublenden.  

Gleichstellung ist eine Frage der Qualität. Wir inves-
tieren deshalb in den kommenden drei Jahren 
5,4 Millionen € jährlich, um hier endlich einen ent-
scheidenden Schritt in Nordrhein-Westfalen voran-
zukommen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Sicherung aus-
reichender Finanzmittel für unsere Hochschulen ist 
ein Schwerpunkt der Landespolitik. Hochschulbil-
dung ist und bleibt ein elementarer Bestandteil der 
Bildungskette. Jeder zusätzliche Studienabschluss 
hat positive Wirkungen für den Arbeitsmarkt, redu-
ziert damit Kosten für den Staat und bringt die ge-
samte Wirtschaftsleistung voran. 

Das Land steht hier in der Tat in der Verantwortung. 
Aber auch der Bund muss sich angemessen beteili-
gen. Daher ist es erfreulich, dass die Debatte um 
das Kooperationsverbot nun an Fahrt gewonnen hat 
und wir nicht mehr alleine über Finanzspritzen für 
Eliteuniversitäten, sondern dass Bund und Länder 
endlich auch über eine gemeinsame Verantwortung 
und Finanzierung der Bildung und der Hochschulen 
in der Breite reden.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vor diesem Hintergrund sollten Sie Ihre politische 
Strategie noch einmal überdenken, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von Schwarz-Gelb. Die „Privat vor 
Staat“-Politik hat in der Gesellschaft nämlich deut-
lich an Akzeptanz verloren. Das zeigen alle relevan-
ten Umfragen der letzten Monate. Insofern bewegen 
Sie sich mit Ihren Sparvorschlägen, die zulasten der 
jungen Menschen und der Zukunftsfähigkeit unserer 
Gesellschaft gehen, auf ganz, ganz dünnem Eis. – 
Herzlichen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Dr. Seidl. – Für die Piratenfraktion spricht nun Herr 
Dr. Paul.  

Dr. Joachim Paul (PIRATEN): Verehrter Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen 
und Bürger auf der Tribüne! Liebe Menschen im 
Stream! Frau Ministerin Schulze, Sie haben bei Ih-
ren Ausführungen zum Einzelplan 06 im Ausschuss 
deutlich darauf hingewiesen, dass die Gesamtmittel 
mit 6,65 Milliarden € die höchsten aller Zeiten sind. 

Das ist in absoluten Zahlen betrachtet natürlich rich-
tig. Der entscheidende Punkt ist aber: Die Finanzie-
rung der Hochschulen bleibt weit hinter dem Nöti-
gen zurück.  

Schauen wir uns mal die Auslastungsquoten einiger 
Hochschulen aus dem Jahr 2010 an: Die Rheinisch-
Westfälische Technische Hochschule Aachen ver-
meldet 114 %, die Ruhr-Uni Bochum 116 %, die TU 
Dortmund 110 %, die Fachhochschule Aachen 
146 %, die Fachhochschule Köln 125 %. Man kann 
das so fortsetzen.  

Die Studierendenzahlen für 2011 und 2012 werden 
wegen der doppelten Abiturjahrgänge, von denen 
Sie ja alle gewusst haben, natürlich noch höher 
sein. 

Die Unterfinanzierung hat daher auch voraussehbar 
klare Folgen: überfüllte Hörsäle, höhere Numeri 
clausi, steigende Belastungen für Lehrende und 
Lernende, Qualitätseinbußen an jeder Ecke, Streit 
um Seminarbelegungen usw. usf.  

Dennoch muss man die Hochschulen loben für ihre 
Bemühungen. Die tun wirklich alles, was sie kön-
nen. Für ihre Anstrengungen ist ihnen ausdrücklich 
zu danken. 

Die Landesregierung sagt: Wir wollen möglichst alle 
Bildungspotenziale erschließen und kein einziges 
Talent zurücklassen. – De facto werden aber Talen-
te zurückgelassen. Alle Anstrengungen sind bisher 
Investitionen in die Grundsubstanz unserer Hoch-
schulen und nicht On-Top-Ausgaben. Sie werden 
aber gerne so dargestellt. 

Die Landeshochschulrektorenkonferenz der Univer-
sitäten hat eine Forderung geäußert nach einem 
Mehrbedarf zur Schaffung einer auskömmlichen 
Kapazität von insgesamt 800 Millionen €. Für uns 
Piraten heißt das: Da hat jemand mit den Auslas-
tungszahlen wirklich mal gerechnet.  

Es gibt die Aussage, dass den Hochschulen noch 
nie so viele Mittel zur Verfügung gestellt wurden wie 
in diesem Jahr. Überprüfen wir das einfach mal. Bei 
den Maßnahmen wird von einer Steigerung der Mit-
tel um 433 Millionen € gesprochen. Davon sind 
148 Millionen € Mittel, die gemäß der Vereinbarung 
aus dem Hochschulpakt 2020 sowieso fällig wer-
den, sowie 124 Millionen € für die Kompensation 
der Studiengebühren.  

(Beifall von den PIRATEN)  

Apropos Studiengebühren: Die never ending Story 
in Nordrhein-Westfalen ist entschieden, liebe Kolle-
ginnen von Schwarz-Gelb. Wir Piraten werden die 
Abschaffung der Studiengebühren auch in Zukunft 
von unserer Seite her vehement verteidigen. 

(Beifall von den PIRATEN und der SPD) 

Im Übrigen ist an dieser Stelle mal der deutliche 
Hinweis angebracht, dass die Einführung der Stu-
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diengebühren in Deutschland von Anfang an völker-
rechtswidrig war. 

(Zurufe von der CDU und der FDP: Oh!) 

Die Bundesregierung hat den UN-Pakt über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte 1968 un-
terschrieben. Unter Willy Brandt wurde er im Parla-
ment 1973 ratifiziert. Darin haben die Vertragsstaa-
ten in Art. 13 Abs. 2 Buchstabe c die Verpflichtung 
übernommen, dass – ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis, 
Herr Präsident – „Hochschulunterricht auf jede ge-
eignete Weise, insbesondere durch allmähliche Ein-
führung der Unentgeltlichkeit“ – und nicht der Ge-
gentrend – „jedermann gleichermaßen entspre-
chend seinen Fähigkeiten zugänglich gemacht wer-
den muss“. 

Man kann die UNO natürlich als Papiertiger betrach-
ten. Man kann solche Verträge nicht ernst nehmen. 
Die FDP ist damals dabei gewesen. Ab und zu 
empfiehlt sich also ein Blick in die Geschichtsbü-
cher. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Was dieser Landesregierung allerdings zu Recht 
vorgeworfen werden muss: Das Wahlversprechen 
zur kompletten Gegenfinanzierung der Mittel ist 
nicht gehalten worden. Wir haben einen deutlichen 
Handlungsbedarf, die Qualität der Lehre weiter zu 
steigern. 

Ich muss das auch noch mal anerkennen. Frau Mi-
nisterin Schulze, Sie haben mit Sicherheit in Anbe-
tracht der Bewältigung des doppelten Abiturjahr-
gangs keine leichte Aufgabe. Wir fühlen da mit 
Ihnen. Aber viele Probleme scheinen hausgemacht. 
Vor allen Dingen verstehe ich nicht, warum im Aus-
schuss immer wieder über diese Frage gestritten 
wird, statt mal grundsätzlich über Hochschule und 
Wissenschaft nachzudenken. 

Ich finde, in diesem Kontext sollten auch Union und 
FDP einmal schlicht verbal abrüsten. Denn Rüttgers 
und Pinkwart waren an G8 ja nachweislich beteiligt.  

Das sprichwörtliche Kind ist nun im Brunnen. Was 
folgt, ist ein leider unverantwortlicher Umgang mit ei-
ner ganzen Generation Studierender. Junge Erwach-
sene, die sich wirklich engagieren und bilden wol-
len – das merkt man ja an den Zuwachszahlen –, 
werden aufgrund von sogenannten Sachzwängen in 
ihrem Lebensweg beeinträchtigt.  

Genau diese Sachzwänge haben sich auch im 
Haushaltsverfahren wieder gezeigt. Wir haben be-
antragt, die Mittel für die Studentenwerke um 
1,5 Millionen € zu erhöhen. Im Gegensatz zur FDP 
haben wir es für nötig befunden, doch noch mal ei-
nen Antrag zu stellen, sogar zwei. Ich denke, wir Pi-
raten zeigen mit diesem Beispiel einer konstruktiven 
Politik, dass wir unseren Vorstellungen dort folgen. 

Das Problem existiert schon seit Anfang des Jahres. 
Es wäre auch durchaus möglich gewesen, gemein-

sam mit den Studentenwerken etwas zu bewegen. 
Da kamen auch Vorschläge. Auf deren Bitten, doch 
mehr Mittel zur Einstellung von zusätzlichen Bear-
beiterinnen und Bearbeitern bereitzustellen, fand die 
Landesregierung aber nur die Antwort, dass sie für 
das nächste Jahr etwas plane. Das Problem ist aber 
sehr aktuell, und es wird ein Teil der Studenten er-
heblich darunter leiden. Stattdessen werden völlig 
unnötig Mittel für ein Online-Self-Assessment-
Verfahren bereitgestellt, das man schon heute mit 
drei Klicks im Internet erreichen kann. Ich verstehe 
nicht, warum die Landesregierung dort versucht, 
das Rad noch einmal zu erfinden. Die Dinge gibt es 
doch schon.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Die Folge wird sein, dass Studierende ein halbes 
oder ein ganzes Semester ohne finanzielle Unter-
stützung auskommen müssen. Dann springen na-
türlich die Eltern ein. Wir kennen das; es tut gut, ab 
und zu mal mit Studenten zu sprechen. 

Sie sind mit dem Anspruch angetreten, Hürden im 
Bildungssystem zu beseitigen. Sie finden dabei die 
Unterstützung der Piratenfraktion; das ist überhaupt 
keine Frage. Deswegen fordern wir Sie auf: Lassen 
Sie einmal Taten folgen!  

In dem Zusammenhang habe ich ein paar Vor-
schläge – lassen Sie uns mal gemeinsam über die 
Zukunft nachdenken –:  

Erstens: Bahnhofsdenken. Wenn ein Verkehrspla-
ner immer nur neue und vielleicht größere Bahnhöfe 
bauen und umbauen würde, statt die Frage nach 
einer reibungslosen Verkehrsregulierung zu stellen, 
würden wir sehr schnell die Leute in den weißen Kit-
teln rufen. Wir müssen, wenn wir die Forderungen 
nach lebenslangem Lernen nicht nur zum Bestand-
teil bildungspolitischer Sonntagsreden machen, 
sondern uns auch ernsthaft dem vernachlässigten 
Problem der altersbedingten Chancenungleichhei-
ten stellen wollen, den Hochschulbereich als offe-
nen Teil eines Postsekundarbereichs verstehen. 

Zweitens: Medienentwicklung. Sie macht es schon 
seit längerer Zeit für jeden Mann und jede Frau 
möglich, an jedem Ort an didaktisch aufbereitete In-
formationen zu kommen. Die Chance, das Lernen 
und Lehren in einem sozial gestützten ubiquitären 
Bildungssystem zu nutzen, ist bislang zugunsten 
desintegrierter Lösungen verhindert worden. Viele 
unserer Probleme – hier vor allem die Kapazitäts-
probleme – könnten gelöst werden, würde das Stu-
dium im Medienverbund in die Hochschulen inte-
griert, statt weiterhin ein relativ isoliertes Landes-
fernlehrinstitut zu betreiben. Die Kompetenz, die 
dort vorhanden ist, lässt sich auch anders verwen-
den. 

Drittens. Mit dualen Studiengängen sind vor allem in 
anderen Bundesländern auch gute Erfahrungen 
gemacht worden. Dieser Weg berufsqualifizierender 
Studienabschlüsse ist sinnvoller, als weiterhin nur 
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auf den Bachelor zu setzen, was sich als Potemkin-
sches Dorf in der Perversion des Hochschulstudi-
ums, als zunehmendes Bulimie-Lernen erweist. 

Viertens. Wer A sagt, muss auch nicht unbedingt B 
sagen. Der Bologna-Prozess hat nunmehr zehn 
Jahre lang seine Erwartungen nicht erfüllt. Bevor wir 
weitere Generationen verheizen, sollten wir das mal 
neu denken. In der Lebensphase der Menschen 
wird die Zeit der Berufstätigkeit immer kürzer wer-
den – erst recht, wenn wir lernen, den Produktivi-
tätsfortschritt zugunsten eines Menschenrechts auf 
menschenwürdige Arbeit und menschenwürdige 
Muße gerechter zu verteilen. Außerdem wird ein 
Persönlichkeitsmangel der Bachelor-Absolventen 
beklagt. Der Bologna-Prozess ist in seiner jetzigen 
Realisierung mit dem Menschenrecht auf offene 
Bildung nicht vereinbar. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Zum Abschluss noch eine grundsätzliche Anmer-
kung. Wissenschaft ist eine Tätigkeit, die Wissen 
schafft. 

(Zuruf) 

– Ja, der dauert etwas. – Ein Kernanliegen von 
Wissenschaft ist daher – und sei es auch noch so 
kompliziert – die Nachvollziehbarkeit, die Erkennt-
nis, das Weltverständnis, der Konsens und der Dis-
kurs als kulturelles Gemeingut von uns allen. Und 
was machen wir hier? Wir überlassen Hochschul-
bewertungen Institutionen wie dem Centrum für 
Hochschulentwicklung und anerkennen ihre Ran-
kings, zu denen weder Datensätze noch eine detail-
lierte wissenschaftliche Beschreibung der ange-
wandten Methodik veröffentlicht werden. Meine 
Damen und Herren, das nenne ich Esoterik. Wir 
überlassen die Bewertung unserer Hochschulen ei-
ner sich selbst als elitär verstehenden Sekte. 

(Beifall von den PIRATEN) 

International renommierte Wissenschaftler – ich 
meine, die können wir nicht einfach für blöd halten – 
haben davor gewarnt, im Bereich Wissenschaft al-
les zu ökonomisieren. Dazu gehören Chomsky, 
Dijkstra, Erwin Chargaff – er hat davor gewarnt, 
dass „l“ im Wort „Wissenschaftler“ nicht zum selben 
„l“ werden zu lassen wie im Wort „Gschaftlhuber“ – 
und Richard Sennett – als Pirat dachte ich mir, ich 
mache mal das mit dem Buch –, dessen Buch den 
einfachen Titel „Zusammenarbeit“ trägt. 

Die Dimension dessen, was wissenschaftliche Effi-
zienz und Effektivität ausmacht, erschließt sich nicht 
allein betriebswirtschaftlich kontaminiertem Vorstel-
lungsvermögen. Ich habe das schon mal gesagt. 
Das ist mein persönliches hochschulpolitisches 
Ceterum censeo. – Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Dr. Paul. – Für die Landesregierung spricht nun 
Frau Ministerin Schulze. 

Svenja Schulze, Ministerin für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Mit dem Haus-
haltsentwurf 2012 werden zwei zentrale Weichen 
gestellt, zwei zentrale Schwerpunkte gesetzt: einer 
für die gute Lehre und der andere für die exzellente 
Forschung in Nordrhein-Westfalen. Deshalb ist es 
gut, sich einfach noch mal die Fakten anzusehen. 
Was sind denn die Zahlen, die in diesem Haushalt 
stehen? 

Trotz strenger Ausgabendisziplin, die wir uns vor-
genommen haben, steigen die Ausgaben für Inno-
vation, Wissenschaft und Forschung auf 
6,6 Milliarden €. Das ist ein Rekordniveau. Sie kön-
nen das im Haushalt nachlesen. Wir geben rund 
7 % mehr aus als im Vorjahr.  

Schauen wir uns das im Einzelnen an:  

Erstens. Wir setzen die Öffnung der Hochschulen 
fort. 2011 gab es den ersten Schritt mit der Abschaf-
fung der Studiengebühren. Ich finde es sehr gut, 
dass wir das in fast jeder Plenarrunde und in fast 
jedem Ausschuss wieder diskutieren, denn es ist ein 
entscheidendes Merkmal, an denen man die großen 
Parteien unterscheiden kann. Ja, wir stehen zur Ab-
schaffung der Studiengebühren. Das war gut und 
richtig so. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Viele Bundesländer sind uns darin übrigens schon 
gefolgt. Niedersachsen und Bayern sind die letzten, 
die noch Studiengebühren erheben. Aber auch dort 
gibt es Diskussionen darüber. Und wenn die Mehr-
heiten stimmen, werden auch dort die Studienge-
bühren abgeschafft. 

Herr Berger, Sie sagen, dass über die Studienge-
bühren Studienplätze finanziert werden sollen. Ich 
freue mich auf die öffentliche Debatte dazu. Erklä-
ren Sie einem Mediziner, einer Medizinerin, dass sie 
bald 180.000 € oder 200.000 € zahlen müssen. Er-
klären Sie jemandem, der einen eher labororientier-
ten Studienplatz hat, über welche Summen wir da 
reden. Lassen Sie uns offen weiter darüber diskutie-
ren, ob wir uns dem britischen Niveau nähern und 
10.000 € an Studiengebühren nehmen wollen, da-
mit ein Studienplatz finanziert werden kann, oder ob 
wir bei der solidarischen Finanzierung bleiben, die 
wir im Hochschulpakt haben: Bund und Land finan-
zieren den doppelten Abiturjahrgang gemeinsam. 

Vizepräsident Daniel Düngel: Frau Ministerin, 
würden Sie eine Zwischenfrage zulassen? 
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Svenja Schulze, Ministerin für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung: Ja. 

Dr. Stefan Berger (CDU): Vielen Dank, Frau Minis-
terin. Erst einmal bin ich mir nicht sicher, ob Sie 
mich da richtig verstanden haben; ich habe diese 
Aussage nicht so getätigt. – Ich habe eine zweite 
Frage: Ist es richtig, dass die Finanzierung pro Kopf 
im Vergleich zum letzten Jahr gesunken ist oder 
nicht?  

Svenja Schulze, Ministerin für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung: Herr Berger, die Frage, die 
Sie eben aufgeworfen haben, ist, ob die Studienge-
bühren zur Schaffung von Studienplätzen genutzt 
werden. Mein Vorgänger Andreas Pinkwart hat hier 
immer wieder gesagt, sie seien zur Verbesserung 
der Qualität der Lehre. Was Sie neu eingebracht 
haben – das finde ich ein interessantes Modell –, 
ist, dass Sie Studiengebühren wollen, um darüber 
Studienplätze zu schaffen. Lassen Sie uns offen 
weiter darüber diskutieren. Das ist spannend.  

Mir geht es aber um die Öffnung der Hochschulen. 
Dafür ist es wichtig, dass wir jetzt ein Online-Self-
Assessment auf den Weg gebracht haben. Herr 
Paul, Sie sagen, man brauche es nicht. In den ers-
ten Tagen sind schon über 3.000 Interessierte auf 
dieser Seite gewesen. Es ist ein neues Angebot, 
weil man dort genau nachsehen kann: Passt dieser 
Fachbereich zu mir? Habe ich die entsprechenden 
Fähigkeiten? – Es ist gemeinsam von Lehrerinnen 
und Lehrern und von Professorinnen und Professo-
ren entwickelt worden. Ich glaube, es ist ein gutes 
Instrument.  

Wir haben die Hochschulen geöffnet durch ein 
Diversity-Management, das Chancengerechtigkeit 
schafft und die Vielfalt der Gesellschaft auch auf-
nimmt. Wir haben zum Zweiten die Lehr- und die 
Studienqualität durch die Qualitätsverbesserungs-
mittel erhöht. Es ist gut, dass die Hochschulen 2012 
an der Stelle 124 Millionen € mehr haben. Das ist 
Geld, das unmittelbar zur Verbesserung der Lehre 
eingesetzt wird. Dass die Hochschulen das behal-
ten können, ist nicht selbstverständlich. In Hessen 
hat eine Koalition ihnen das Geld auf anderem We-
ge wieder abgenommen. Es ist gut, dass es unse-
ren Hochschulen zusätzlich zur Verfügung steht.  

Unser Ziel ist vollkommen klar: Wir wollen ein at-
traktives, ein konkurrenzfähiges Studienangebot. 
Dazu brauchen wir die Fortführung des Hochschul-
pakts ebenso wie das Fachhochschulausbaupro-
gramm und das Hochschulmodernisierungspro-
gramm. Wir sorgen mit dieser Landesregierung und 
mit dem Parlament für eine gute, verlässliche Fi-
nanzierung für die Hochschulen. Wir haben eine 
Hochschulvereinbarung, die bis 2015 den Hoch-
schulen garantiert, dass sie diese Mittel zur Verfü-
gung haben. 

Zusammengefasst: Rund 3,8 Milliarden € für die 
Hochschulen, eine Milliarde € für die Medizin dazu – 
das ist eine Steigerung von 8,6 % für die Hochschu-
len. Suchen Sie das einmal in einem anderen Bun-
desland! Wir haben hier wirklich Enormes geleistet.  

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, es bleibt dabei: Die 
Hochschulen in Nordrhein-Westfalen verfügen heu-
te über deutlich mehr Geld für Lehre, Forschung 
und Studium als jemals zuvor. Da können Sie noch 
solche Rechentricks anstellen. Es bleibt dabei: Es 
gab noch so viel Geld an den Hochschulen wie heu-
te. 

Wir ermöglichen allen jungen Menschen wirkliche 
Chancengleichheit und mehr Bildungsbeteiligung. 
Dazu gehört natürlich auch das studentische Leben. 
Dazu gehört aber auch, dass wir einmal über die 
Wahrheit reden. Herr Berger, wer hat denn die Mit-
tel für die Studentenwerke gekürzt? Sie haben in 
Ihrer Zeit die Mittel für den Studentenwohnheimbau 
halbiert  

(Beifall von der SPD) 

und stellen sich jetzt hierhin und sagen: Warum ist 
da nicht gebaut worden? – Wir konnten überhaupt 
erst ab 2010 anfangen, den Studentenwerken wie-
der mehr Geld zu geben. Hätten Sie den Artikel, 
den Sie zitiert haben, wirklich zu Ende gelesen, hät-
ten Sie auch gesehen, dass Herr Meyer auf der 
Heyde uns ausdrücklich dafür lobt, dass wir da Geld 
zur Verfügung stellen.  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Sie haben erst 
vorgestern angefangen!) 

– Nein, wir haben nicht vorgestern angefangen, 
Herr Berger, wir haben vor zweieinhalb Jahren da-
mit angefangen. Seitdem passiert in dem Bereich 
auch etwas. Wir haben die allgemeinen Zuschüsse 
erhöht. Die Studentenwerke haben heute deutlich 
mehr Geld, als sie unter Schwarz-Gelb hatten. 

Unser Ziel ist es, dass auch das Umfeld für die Stu-
dierenden stimmt, dass sie gute Wohnbedingungen 
vorfinden. Deswegen ist es auch gut, dass wir das 
neue Programm jetzt auf den Weg gebracht haben. 

Ein bisschen wundert mich, Frau Freimuth, dass Sie 
uns auf der einen Seite immer wieder erzählen, das 
Hochschulgesetz sei das beste aller Zeiten gewe-
sen; wir sollten die Hochschulen in Ruhe lassen; 
das mit der Freiheit der einzelnen Hochschulen sei 
doch schon in Ordnung. – Auf der anderen Seite 
fordern Sie jetzt von mir, dass ich Konzepte vorlege 
und sage, wie wir die Hochschulen anleiten wollen, 
und dass wir auf diesem Weg weiter vorangehen. 
Ich nehme das als Unterstützung dafür, dass wir 
das Hochschulgesetz ändern müssen. Ich weiß uns 
da auf einem guten Weg, und ich freue mich auf die 
Debatte mit Ihnen, weil Sie offensichtlich auch die 
Notwendigkeit sehen, dass wir die Hochschulen an 
der Stelle stärker begleiten.  
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(Angela Freimuth [FDP] schüttelt den Kopf.) 

Der zweite Punkt, den wir als Landesregierung vo-
ranbringen, ist die Forschungs- und die Technolo-
giestrategie. Ich habe Ihnen „Fortschritt NRW“, das 
Rahmenprogramm, vorgestellt. Damit stärken wir 
den Forschungsstandort hier in Nordrhein-
Westfalen. Wir haben das neue Max-Planck-Institut, 
das uns in der Frage der Energiekonversion weiter-
bringen wird. Wir haben auch die zweite Ausbaustu-
fe für die Petaflop-Höchstleistungsrechner in Jülich. 
Sie kosten eine Menge Geld, aber das sind wirklich 
sinnvoll investierte Mittel.  

Wir können mit dem, was wir hier in der For-
schungspolitik an Geld investieren, wirklich Antwor-
ten auf die großen Herausforderungen unserer Zeit 
geben. Wir stärken ganz gezielt die Wettbewerbsfä-
higkeit unseres Forschungsstandortes. Wir kämpfen 
gegen den Fachkräftemangel, und wir sorgen für 
eine Verbesserung der Wettbewerbsposition hier in 
Nordrhein-Westfalen.  

Falls Sie noch nicht ganz so überzeugt sind: Ich 
durfte gestern beim Bundesverband mittelständi-
sche Wirtschaft referieren und habe dort unsere In-
novationsstrategie vorgestellt. Die waren übrigens 
von dieser Strategie ganz begeistert. Wenn man 
sich vorstellt, dass der überwiegende Teil unserer 
Industrie mittelständisch geprägt ist, fühle ich mich 
da jedenfalls in guter Gesellschaft.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir setzen den Konsoli-
dierungskurs fort. Das ist notwendig. Wir schaffen 
aber gleichzeitig Spielraum für die Gestaltung der 
Zukunft in Nordrhein-Westfalen. Wir investieren in 
die Bildung, wir investieren in die Forschung, wir in-
vestieren in junge Menschen. Das ist gut angelegtes 
Geld. Ich würde mich über eine Unterstützung die-
ses Einzelplans wirklich freuen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Damit sind wir am Schluss der Bera-
tung; mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 06. Der Haushalts- und Finanzausschuss emp-
fiehlt in der Beschlussempfehlung Drucksache 
16/1206, den Einzelplan unverändert anzunehmen. 
Ich darf Sie fragen, wer dafür ist, dieser Beschluss-
empfehlung zu folgen. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich der Stimme? – Damit ist die Beschluss-
empfehlung mit den Stimmen der Fraktionen der 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen angenommen 
und der Einzelplan 06 beschlossen.  

Wir kommen zurück zu den vorhin beratenen Ein-
zelplänen 05 und 03 und holen die Abstimmung 
nach. 

Zu dem Einzelplan 05, Ministerium für Schule und 
Weiterbildung, liegt uns die Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/1205 des Haushalts- und Finanz-
ausschusses vor. Er empfiehlt, den Einzelplan un-
verändert anzunehmen. Ich darf auch hier um 
Handzeichen bitten, wer dieser Beschlussempfeh-
lung folgen möchte. – Wer ist dagegen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Bei vereinzelten Enthaltungen der 
Fraktion der Piraten ist diese Beschlussempfehlung 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen bei Gegenstimmen aus den 
Fraktionen CDU, FDP und Piraten angenommen. 
Der Einzelplan 05 ist verabschiedet.  

Dann kommen wir zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 03, Ministerium für Inneres und Kommuna-
les. Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt 
in Drucksache 16/1203, den Einzelplan 03 unver-
ändert anzunehmen. Ich darf auch hier um Hand-
zeichen bitten, wer dieser Beschlussempfehlung 
Folge leisten möchte. – Wer ist dagegen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Damit ist auch die Beschluss-
empfehlung Drucksache 16/1203 mit den Stim-
men der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
bei Gegenstimmen der Fraktionen CDU und FDP 
und Enthaltungen der Fraktion der Piraten ange-
nommen. Der Einzelplan 03 ist damit verabschie-
det.  

Wir kommen nun zum 

 Einzelplan 10 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

mit den Teilbereichen Umwelt und Naturschutz, 
Verbraucherschutz, Landwirtschaft und Klima-
schutz. Ich weise hier auf die Beschlussempfehlung 
und den Bericht des Haushalts- und Finanzaus-
schusses Drucksache 16/1210 hin und eröffne die 
Beratung für die folgenden Teilbereiche: 

 Teilbereich 
Umwelt und Naturschutz 

 Teilbereich 
Verbraucherschutz  

 Teilbereich 
Landwirtschaft 

Für die Fraktion der CDU hat die Kollegin Schulze 
Föcking das Wort.  

Christina Schulze Föcking (CDU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wohl 
kaum ein Bereich ist so negativ von dem Regie-
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rungswechsel betroffen wie der Bereich Umwelt, 
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz. War die Politik von CDU-Minister Uhlenberg 
noch durch Ausgleich, Weitsicht und Miteinander 
geprägt, so gilt seit zweieinhalb Jahren der Grund-
satz der ideologischen Einseitigkeit.  

(Beifall von der CDU) 

Eine Politik des Alarmismus ist vorherrschend, 
Schwarz-Weiß-Denken kennzeichnet das Handeln 
dieser Regierung.  

Sie, Herr Minister Remmel, betreiben eine Politik 
der Konfrontation, um sich in den eigenen Reihen in 
Szene zu setzen. Sie haben dies bei Ihrer Bewer-
bungsrede zur Listenaufstellung der Grünen im Jahr 
2010 damit umschrieben, dass es eine – Zitat – 
„neue Radikalität“ brauche.  

(Beifall von den GRÜNEN – Mehrdad Mosto-
fizadeh [GRÜNE]: Ja!) 

Genau das setzen Sie seit der Regierungsüber-
nahme um. So sehr Sie sich mit Unterstützung Ihrer 
Presseabteilung den Anschein einer zupackenden 
Person geben, so sehr lassen Sie es an der not-
wendigen Fachlichkeit vermissen.  

(Beifall von der CDU) 

Aktuelles Beispiel für alle BImSch-Betriebe sind die 
Abluftfilter, die Sie in der Landwirtschaft jetzt instal-
lieren lassen wollen. Das ist ein weiterer Schritt Ihrer 
perfiden Politik der Nadelstiche gegen eine Land-
wirtschaft, die nicht in das Konzept der Landesre-
gierung passt.  

(Beifall von der CDU) 

Damit lässt auch die Ministerpräsidentin die Land-
wirte im Stich, anders als noch bei ihrem mehrstün-
digen Praktikum angekündigt.  

(Zuruf von der CDU: Wo ist sie denn?) 

Sie wollen nämlich durch eine einfache Verordnung, 
die nicht der Zustimmung des Parlamentes bedarf, 
zukünftig Geruchsfilteranlagen verpflichtend vor-
schreiben. Die Grenze bezieht sich dabei nicht auf 
die Tierplatzzahl des Stalles, sondern auf die Sum-
me der Tiere, die dort insgesamt gehalten werden. 
Sogar bei einem Bauantrag für einen kleinen Stall 
sind dann im besagten Fall die teuren Filter erfor-
derlich.  

Die Folge daraus wird sein, die höheren Zusatzkos-
ten auf möglichst viele Stallplätze umzulegen. Das 
Ergebnis: Wenn Ställe zukünftig gebaut werden, 
dann dank Ihres Erlasses aber so richtig. Dann ent-
stehen richtig große Ställe. In letzter Konsequenz 
macht Ihr Erlass auch nur noch die großen Ställe 
rentabel.  

Wir als CDU wollen hingegen die Wertschöpfung in 
der Hand der bäuerlichen Familien halten, sie un-
terstützen und ihnen nicht noch das Leben schwer 
machen.  

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, außerdem ist der Nutzen 
dieses Aufwandes fraglich. Denn bis heute ist es 
der Wissenschaft nicht gelungen, einen direkten 
Zusammenhang zwischen der Dosis und der Wir-
kung von gesundheitsrelevanten Bioaerosolen her-
zustellen. Allgemein gültige Schwellen- und Grenz-
werte gibt es nicht. Sie, Herr Minister, scheint das 
nicht zu kümmern. Oder haben Sie Kenntnisse, die 
Sie uns bisher vorenthalten? Dann würde mich das 
schon sehr interessieren.  

Es kümmert Sie auch nicht, wie die Landwirte vor 
Ort dieses bezahlen sollen. Es kümmert Sie eben-
falls nicht, dass in Nordrhein-Westfalen im Vergleich 
zum Bund einmal wieder draufgesattelt und die 
Wettbewerbssituation für die hiesigen Landwirte 
deutlich verschlechtert wird. So kann nur einer han-
deln, der nie auf einem Hof gearbeitet hat, der nie 
betriebswirtschaftliche Verantwortung für den Hof, 
für die Familie, Angestellte, Acker und Vieh hatte.  

(Beifall von der CDU) 

Herr Minister, Sie tragen Verantwortung für Landwir-
te und Verbraucher gleichermaßen. Beiden werden 
Sie aber so nicht gerecht. Ich frage Sie: Ist es ver-
antwortungsvoll, unsere Landwirte wirtschaftlich 
immer mehr in die Ecke zu treiben? Wo ist der Nut-
zen für unsere Verbraucher, wenn Produkte zukünf-
tig aus anderen Ländern kommen und wir keinerlei 
Einfluss mehr auf die Erzeugung haben? Verlierer 
sind beide, Landwirte und Verbraucher.  

(Beifall von der CDU) 

Verlierer sind auch die Jäger. Denn auch das neue 
Jagdgesetz dient nicht der Sache, sondern soll die 
eigene Klientel zufriedenstellen.  

(Beifall von der CDU) 

Sie wollen ein ökologisches Jagdgesetz. Ein weite-
rer Bereich soll nach Ihren Vorstellungen umgestal-
tet werden. Allerdings, das Jagdgesetz hat sich be-
währt und über all die Jahre als höchst praktikabel 
erwiesen. Die Jägerschaft ist seit je im besonderen 
Maße, wie auch die Landwirte, um die Hege und 
Pflege unserer Kulturlandschaft bemüht. Genau 
diesem Engagement fallen Sie jetzt in den Rücken. 
Aus unserer Sicht ist das höchst unverständlich und 
fahrlässig.  

(Beifall von der CDU) 

Herr Minister, Sie verfügen über ein breit aufgestell-
tes Ressort. Sie haben vielfältige Möglichkeiten, Sie 
beschränken sich aber nur auf einige wenige As-
pekte, die Sie zur Selbstdarstellung noch brauchen.  

(Zuruf von den GRÜNEN: So wie Sie!) 

Vieles hingegen lassen Sie liegen. Wie halten Sie 
es beispielsweise mit dem Thema „Ernährungs-
kompetenz“? Sie und Frau Löhrmann führen zwar 
das Schulobstprogramm Ihres Vorgängers fort. 
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Aber das ist zu wenig, zumal Sie es auch noch ver-
wässern und die Schulen zukünftig nur noch an drei 
Tagen und nicht mehr an fünf Tagen mit Schulobst 
versorgt werden. Das Thema interessiert Sie nicht. 
Das merkt man.  

Was hat die Landesregierung beispielsweise für die 
Versorgung des ländlichen Raumes getan? Was ist 
mit der hausärztlichen Versorgung? Was ist mit 
dem Einzelhandel? Immer mehr Läden machen zu, 
und wer kein Auto besitzt, muss immer weitere 
Strecken überwinden.  

(Beifall von der CDU) 

Die Landesregierung hat nichts gemacht. Sie hat 
nach eigenen Angaben noch nicht einmal belastba-
re Zahlen zur Situation des Einzelhandels im ländli-
chen Raum zur Hand.  

Herr Minister Remmel, wie gesagt, nur in wenigen 
Ressorts gibt es so viele Einflussmöglichkeiten wie 
in Ihrem. Sie aber beschränken sich auf nur wenige 
öffentlichkeitswirksame und emotionalisierende 
Themen. Wesentliche Themen bleiben außen vor. 
Konfrontation statt Ausgleich, das ist Ihr Regie-
rungsstil.  

Sehr geehrte Damen und Herren, es gäbe sicherlich 
noch einiges zu sagen, aber das Haushaltsjahr, 
über das wir heute beraten, steht 54 Tage vor sei-
nem Ende. Daher möchte ich die Debatte nicht un-
nötig in die Länge ziehen; denn Vorschläge können 
Sie eh nicht mehr effektiv berücksichtigen.  

Gleichwohl, Herr Minister, liebe Kolleginnen und 
Kollegen der Koalitionsfraktionen, eine grundsätzli-
che Bemerkung kann ich mir doch nicht verkneifen: 
Schlagen Sie endlich den Weg der Vernunft und 
des Ausgleichs ein. Lassen Sie andere Meinungen 
zu, und hören Sie auf die Fachleute! Wie wir in vie-
len Anhörungen feststellen konnten, ist dies doch zu 
kurz gekommen.  

(Beifall von der CDU) 

Ansonsten bringt Ihre Politik unser Land nicht voran, 
sondern sie wird es zurückwerfen. Sie haben mit 
Datteln schon einen riesigen industriepolitischen 
GAU angerichtet. Sie sollten genau diesen Fehler 
nicht auch noch in anderen Bereichen wiederholen.  

Abschließend möchte ich das Augenmerk noch 
einmal auf die Versorgungssituation im ländlichen 
Raum lenken. Die Krönung ist nämlich das Gejam-
mer dieser Landesregierung in einer Antwort auf ei-
ne Kleine Anfrage der CDU. Sie schreiben dort:  

„Da der Landesregierung derzeit … keine aus-
reichenden Ressourcen zur Verfügung stehen, 
wäre es wünschenswert, mit entsprechenden 
Partnern diese Lücke zu füllen.“  

Der Finanzminister macht 3,6 Milliarden € Schulden, 
der Etat des Landwirtschaftsministers steigt um 
88 Millionen € auf weit über 900 Millionen €. Die Mit-
tel für das Personal steigen von 133,5 Millionen € 

auf 141,3 Millionen €. Meine Damen und Herren, wo 
fehlen da die Ressourcen? Ihr Vorgänger im Amt, 
Eckhard Uhlenberg, hatte 2010 noch insgesamt 
745,4 Millionen € zur Verfügung.  

Wie ich gerade ausgeführt habe, liegt Ihr Etat, Herr 
Remmel, bei weit über 900 Millionen €. Seit 2010 ist 
der Etat Ihres Ministeriums um 23 % gestiegen. 
23 % in zwei Jahren! Und Sie schaffen es nicht, sich 
einen Überblick über die Lage im ländlichen Raum 
zu verschaffen, geschweige denn Hilfen anzubie-
ten? Das sind griechische Verhältnisse. Genau das, 
meine Damen und Herren, ist der Grund, warum wir 
diesem Haushalt nicht zustimmen werden.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Kollegin. – Für die Fraktion der SPD spricht nun der 
Kollege Krick. 

Manfred Krick (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Auch 
wenn der Haushalt für den Bereich des Umwelt- 
und Naturschutzes mit einem Volumen von 920 Mil-
lionen € relativ klein aussehen mag, so betrifft er 
doch einen ganz zentralen Bereich. Hier wird näm-
lich mit entschieden, wie wir unsere Umwelt unse-
ren Kindern und Kindeskindern überlassen. Eines 
sollten wir auch nicht aus dem Auge verlieren: Um-
weltpolitik ist nicht nur für die Natur da, Umweltpoli-
tik ist auch für den Menschen da. Umweltpolitik ist 
aktive Gesundheitspolitik für unsere Generation und 
für die nachfolgenden Generationen. 

Ich finde, dass der Haushalt 2012 diesem Anspruch 
gerecht wird. Ich danke im Namen der SPD-
Fraktion der Landesregierung für diesen Haushalt. 

Frau Kollegin Schulze Föcking, ich will nicht im De-
tail auf Ihre Ausführungen eingehen. Sie waren ja 
fast schon persönlich beleidigend.  

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Ich glaube, Sie sehen alles durch eine sehr rosarot 
gefärbte Brille der Landwirtschaft. Eines müssen Sie 
doch zur Kenntnis nehmen: Diese rosarote Fär-
bung, die auch den ehemaligen Landwirtschaftsmi-
nister geprägt hat, ist gescheitert. Deshalb ist Ihre 
Regierung auch abgewählt worden.  

(Zuruf von der CDU: Genau deswegen!?) 

Ich möchte an dieser Stelle nicht nur der Landesre-
gierung danken. Ich möchte – ich glaube, das ge-
hört auch zu dieser Debatte – denjenigen danken, 
die sich für die Natur einsetzen, die im bürgerschaft-
lichen Ehrenamt für und in der Natur arbeiten, und 
auch den verantwortungsvollen Landwirten, Fi-
schern und Waldbauern, die sich für diesen Bereich 
in ihrer täglichen Arbeit engagieren und damit dazu 
beitragen, dass unser Land nachhaltig gesichert 
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wird, und die Sorge und Verantwortung für diese 
Aufgabe tragen.  

(Beifall von der SPD) 

Auch der Einzelplan 10 ist wie der gesamte Haus-
halt darauf ausgerichtet, dass die Koalition ihre ge-
machten Zusagen auch tatsächlich einhält. Ich 
möchte das exemplarisch an drei Bereichen kenn-
zeichnen. 

Der Ansatz für Naturschutz und Landschaftspflege 
ist auf 30 Millionen € erhöht worden. Darin sind die 
erhöhten Mittel von 8 Millionen € für die Biologi-
schen Stationen enthalten. Wir haben als Koalition 
immer zugesagt, dass wir die Arbeit der Biologi-
schen Stationen auf ein dauerhaftes und gesicher-
tes finanzielles Fundament stellen werden. Das ist 
nunmehr erreicht. Die Biologischen Stationen leis-
ten ganz wichtige Unterstützungsarbeit für Landes-
behörden. Sie entlasten damit auch die Städte und 
Kreise, und – was vielleicht noch viel wichtiger ist – 
sie bündeln das naturschutzliche Ehrenamt und 
setzen auch gemeinsam mit der Landwirtschaft vor 
Ort Naturschutzprogramme und den Vertragsnatur-
schutz um. 

Verlässlich ist der Haushalt aber auch für unsere 
Städte. Die Städte haben Umweltaufgaben über-
nommen. Auch im Jahr 2012 wird das Land diese 
Umweltaufgaben mit 25 Millionen € finanzieren. 
Damit ist auch auf der Ortsebene eine effektive 
Umweltschutzverwaltung gesichert. 

Zentrales Thema im Umweltschutz ist nach wie vor 
das Problem des zu großen Flächenverbrauchs. 
Unser Ziel ist ja, bis 2020 auf einen Flächenver-
brauch von 5 ha herunterzukommen. Das sind dann 
immer noch 1.800 ha im Jahr. Um dieses Ziel bis 
2020 tatsächlich zu erreichen, bedarf es großer An-
strengungen und Überzeugungsarbeit. Hauptsäch-
lich sind sicherlich zunächst erst einmal die Kreise 
und Städte als Träger der Planungshoheit gefordert. 
Aber auch hier lässt das Land die Kommunen nicht 
im Stich: Wir haben entschieden, dass der soge-
nannte Altlastensanierungs- und Altlastenaufberei-
tungsverband fortgeführt wird und die Mittel, die 
diesem für die Sanierung von Altflächen und damit 
das Flächenrecycling zur Verfügung gestellt wer-
den, in diesem Haushalt von 2 Millionen € auf 
7 Millionen € erhöht werden. 

Ich komme zum Bereich der Landwirtschaft, die un-
ter diesem Flächenverbrauch besonders leidet. Un-
sere Kulturlandschaft ist durch eine jahrhunderte-
lange landwirtschaftliche Produktion geprägt. 
Gleichzeitig ist aber auch unstrittig, dass Intensiv-
landwirtschaft unser Wasser – bis hin zum Grund-
wasser – und ebenfalls die Artenvielfalt gefährden 
kann. Entschuldigen Sie meine vielleicht etwas flap-
sige Ausdrucksweise: Die Landwirtschaft ist in die-
sem Falle quasi Opfer und Täter zugleich. 

(Widerspruch von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Deshalb begrüßen wir als SPD ausdrücklich die 
Bemühungen der EU-Kommission, zukünftige För-
derungen verstärkt nach ökologischen Aspekten 
auszurichten.  

Der ländliche Raum – Frau Schulze Föcking, den 
hatten Sie ja auch erwähnt – ist wirtschaftsstark und 
lebenswert. Gleichzeitig bietet er viele Möglichkeiten 
der Freizeitgestaltung und Naherholung. Er ist ge-
rade in Verbindung mit unseren Ballungsräumen ein 
ganz wichtiger Standortfaktor. Gerade das macht 
unser Land NRW so interessant. 

Unser Ziel ist es, die Beschäftigung und Wertschöp-
fung auch im ländlichen Raum zu erhalten. Wir 
müssen deshalb die Förderungen konzentrieren, 
zusammenführen und integrieren. So können wir 
auch zukünftig Erwerbsmöglichkeiten im ländlichen 
Raum sichern, den Naturschutz stärken und regio-
nale Wertschöpfungsketten zusammenführen. 

Ich denke, dass gerade dafür auch die Aufgabe der 
Energiewende ganz erhebliche Potenziale bildet. 
Noch ein kurzes Stichwort zur „Energiewende“: Al-
les, was wir mit diesem und zukünftigen Haushalten 
in die Umwelt investieren, was Ehrenamtler leisten, 
was Landwirtschaft Forstwirtschaft machen, wird 
nicht fruchten, wenn es uns nicht gleichzeitig ge-
lingt, den Klimawandel zu verhindern. Deshalb 
muss es uns auch gelingen, die Energiewende zu 
erreichen. Hier muss, so denke ich, auch der Natur-
schutz gewisse Zugeständnisse und Kompromisse 
eingehen. 

Meine Damen und Herren, ich danke für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Krick. – Für die FDP-Fraktion spricht nun 
der Kollege Busen. 

Karlheinz Busen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Menschen in Nordrhein-
Westfalen – gerade die im ländlichen Raum – sind 
in tiefer Sorge. Das liegt daran, dass Sie Bauernfa-
milien, die ihr Land seit Jahrhunderten traditionell 
bewirtschaften, mit stetem und offenem Misstrauen 
begegnen. 

(Beifall von der FDP) 

Das Schüren dieses Misstrauens führt zu traurigen 
Zuständen. Ich will Ihnen nur ein Beispiel nennen: 
Viele Verbraucher greifen inzwischen lieber zu einer 
fragwürdig und umweltschädlich hergestellten an-
geblichen Biokartoffel aus Ägypten statt zu einer 
traditionell angepflanzten deutschen Kartoffel 

(Karl-Josef Laumann [CDU]: So weit haben 
die es gebracht!) 

– ja! –, einer Kartoffel, die nicht unter großem Ener-
gie- und Bewässerungsaufwand der Wüste abge-
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rungen wurde, sondern die auf der heimischen 
Scholle wächst. 

(Beifall von der FDP) 

Die Bauern in NRW bleiben auf diesen Kartoffeln 
sitzen, weil Sie die Verbraucher verunsichert haben. 

(Beifall von der FDP) 

Damit noch nicht genug! Nach Ihren Äußerungen 
auf dem Fachkongress der Grünen zur Zukunft der 
Tierhaltung in Münster bangen Hunderte von Fami-
lien im Münsterland um ihre Existenz. Dort haben 
Sie, Herr Remmel, nämlich gesagt, dass Sie Ihnen 
vorliegende 120 Bauanträge für Mastställe von Fa-
milienbetrieben im Münsterland am liebsten ableh-
nen würden. – So können Sie doch nicht mit diesen 
Familien umgehen! 

(Beifall von der FDP) 

Sie wollen den Menschen in Nordrhein-Westfalen 
weismachen, dass hier 120 Mastbetriebe entstehen 
sollen. In Wahrheit handelt es sich oft nur um Erwei-
terungen oder Ersatzneubauten, die nur dem einen 
Zweck dienen, das Familieneinkommen zu sichern. 
Weil Sie den Landwirten mit Misstrauen begegnen, 
misstrauen die Landwirte auch Ihnen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

In Wirklichkeit ist die oft angeprangerte Flut von An-
trägen vor allem der Unsicherheit geschuldet, weil 
niemand weiß, was er in zwei oder drei Jahren noch 
genehmigt bekommt. Daher wird jetzt vorsorglich 
schon einmal ein Antrag gestellt. 

Und als ob das nicht schon ausreicht, wollen Sie 
jetzt mit dem Verbandsklagerecht das Chaos per-
fekt machen. Die ohnehin zutiefst verunsicherten 
Landwirte müssen dann jederzeit damit rechnen, 
dass ihr Betrieb zur Zielscheibe ideologisch aufge-
ladener Feldzüge gegen die Tierhaltung in Nord-
rhein-Westfalen wird. 

(Beifall von der FDP und der CDU)  

Ich glaube, dass es um dieses Thema in der Öffent-
lichkeit nur deshalb so ruhig ist, weil viele Menschen 
noch gar nicht verstanden haben, was ein Ver-
bandsklagerecht für die Landwirtschaft bedeutet. 
Gehen Sie doch mal raus zu den Bauern, Herr 
Remmel, und stellen Sie das Verbandsklagerecht 
dort in aller Breite vor. Dann werden Sie erleben, 
was die Menschen im ländlichen Raum davon hal-
ten. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Zudem wird das Verbandsklagerecht den Tierschutz 
nicht fördern, sondern blockieren. Es ist davon aus-
gehen, dass dringend notwendige Investitionen in 
tiergerechtere Anlagen aus Angst vor Klagen aus-
bleiben werden. Auch die Banken werden häufiger 
zögern, Landwirten Kredite zu gewähren, wenn die 
Investition auf so wackligen Füßen steht. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Diese ideologisierte Politik zieht weitere Kreise. Ein 
weiterer Personenkreis, den Sie zutiefst verunsi-
chert haben, sind die Jägerinnen und Jäger in Nord-
rhein-Westfalen. Diesen haben Sie bei der von 
Ihnen angekündigten und im Übrigen völlig unnöti-
gen Reform des Jagdrechts einen Dialog auf Au-
genhöhe zugesichert. Tatsächlich aber wirken Sie 
bislang so, als seien Sie manchen Tierschutzver-
bänden, die wie der Deutsche Tierschutzverband 
jüngst eine Abschaffung der Gottesdienste für Jäger 
fordern, näher. Denn in den Hubertusmessen erhiel-
ten Jäger den kirchlichen Segen für das Töten von 
Millionen Wildtieren, kritisierte der Verband. 

(Karl-Josef Laumann [CDU]: Ungeheuerlich!) 

Ich fordere Sie auf, Herr Minister Remmel, solche 
Auswüchse öffentlich zurückzuweisen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die Hubertusmesse ist ein Ausdruck der Achtung 
vor der Schöpfung und damit auch dem Tier. 

(Vorsitz: Präsidentin Carina Gödecke) 

Jäger erfüllen einen wichtigen gesellschaftlichen 
und gesetzlichen Auftrag. Jährlich werden so Millio-
nen ehrenamtliche Stunden zum Erhalt der Natur 
und der Tierwelt und zum Schutz der Menschen vor 
Wildunfällen geleistet. Dass Jäger für diese Arbeit 
den Segen der Kirche erhalten, ist richtig. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Begegnen Sie der Jägerschaft mit Respekt vor ih-
ren Leistungen für den Naturschutz. Ich erinnere 
gerne an die Feldlerchen-Projekte, den Rebhuhn-
schutz oder die Wildhecken. Ferner sind die rollen-
den Waldschulen in Nordrhein-Westfalen ein leuch-
tendes Beispiel für die Umweltarbeit der Jäger-
schaft. 

Zudem sollte an dieser Stelle auch einmal erwähnt 
worden, dass Greenpeace das von Jägern in Nord-
rhein-Westfalen erlegte Wildfleisch als bio, regional 
und klimaneutral anpreist und den Kauf und Verzehr 
von Wild empfiehlt, und zwar Niederwild und Hoch-
wald einschließlich Fasanen, Hasen und Kanin-
chen. Greenpeace hat es verstanden. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die FDP steht für einen starken ländlichen Raum. 
Wir ziehen mit den Landwirten, den Waldbauern 
und den Jägern an einem Strang. Und lassen Sie, 
Herr Remmel, den Menschen – ob Landwirt oder 
Jäger – ihre Freiheit – die Freiheit, selbstverantwort-
lich zu handeln, und hören Sie mit der Bevormun-
dung auf. Weidmannsdank! 

(Lebhafter Beifall von der FDP und der CDU) 
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Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Busen. – Der nächste Redner ist der Kolle-
ge Markert für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: So, jetzt kommt 
ein „sachlicher“ Beitrag!) 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Liebe Frau 
Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Das war ja ein bemerkenswert eindimensionaler 
Einstieg, Frau Kollegin Schulze Föcking und ge-
schätzter Kollege Busen. Weidmannsheil! 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Man könnte fast meinen, wir reden hier heute nicht 
über Umweltpolitik, Verbraucherpolitik und Klima-
schutzpolitik, sondern wir reden nur noch über 
Landwirtschaftspolitik, und aufgrund der Art und 
Weise, wie Sie beide das hier an den Anfang ge-
stellt haben, merkt man auch, wie Ihre Umweltpolitik 
in der Vergangenheit aussah, wie sie jetzt aussieht 
und wie sie in der Zukunft aussehen wird und dass 
sich da offensichtlich nicht viel ändern soll. Das ist in 
Ihren Augen wahrscheinlich konservativ. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dass ausgerechnet Sie, Frau Schulze Föcking, un-
serem Minister Remmel Klientelpolitik vorwerfen, ist 
ziemlich selbstvergessen. Denn wir wollen einmal 
daran denken, wie Sie Umweltpolitik zu Zeiten von 
Eckhard Uhlenberg verstanden haben. 

Ich finde es übrigens auch ziemlich daneben, hier 
Berufserfahrung zum Maßstab zu machen. Denn 
nach meiner Erinnerung war auch der liebe Herr 
Uhlenberg nicht in einer Umweltverwaltung tätig, 
bevor er Umweltminister wurde. Jetzt Herrn Rem-
mel vorzuwerfen, dass er nicht selber auf einem Hof 
geackert hat, zieht insofern nicht. Er hatte zwar 
nicht die Gnade, einen Hof zu erben, aber trotzdem 
kann er jetzt gute Landwirtschaftspolitik machen. 
Aber dazu wird der Kollege Rüße gleich noch etwas 
sagen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich will am Anfang auch daran erinnern: Als wir hier 
in Nordrhein-Westfalen, Frau Schulze Föcking und 
Herr Busen, die Regierung übernommen haben – 
zunächst als Minderheitsregierung –, haben wir in 
Teilen eine nicht mehr funktionsfähige Umweltver-
waltung und Umweltaufsicht vorgefunden. Das ha-
ben wir geändert, darauf werden wir weiter achten, 
und darauf sind wir auch stolz. Das erklärt zum Teil 
auch, warum die Haushaltsmittel bei uns angeho-
ben werden mussten. Denn Sie haben die Umwelt-
verwaltung – siehe Envio in Dortmund – kaputtge-
spart. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Dies möchte ich noch einmal betonen, bevor ich zur 
Umweltpolitik komme: Haushaltsdebatten sind 
schließlich immer Debatten über die großen Leitli-

nien der Politik, und in der Umweltpolitik ist eine 
große Leitlinie unsere Umweltwirtschaftsstrategie, 
die unser Umweltminister auch zu Recht als zentra-
les Vorhaben benannt hat. Was heißt das eigentlich 
genau? – Erlauben Sie mir, das etwas substanziel-
ler auszuführen. 

Konservative wie Sie betonen in der Regel den 
Umweltschutz. Damit meinen Sie landläufig, es gel-
te, die Umwelt nachgelagert vor den Folgen unserer 
wirtschaftlichen Tätigkeit zu schützen. Sie stellen 
sich Arbeitsteilung also wie folgt vor: Die einen pro-
duzieren und machen kaputt, und die anderen 
kommen her und reparieren. 

Ökonomie und Ökologie im nachhaltigen Sinne sind 
in diesem Denken nicht vorhanden, sondern sie 
sind bei Ihnen systemisch immer noch getrennt, und 
dies ist falsch – genauso falsch, wie es war, dass 
Herr Laschet im Spätsommer erneut den medialen 
Versuch unternommen hat, einen Gegensatz zwi-
schen aktiver Umweltpolitik und Arbeitsplätzen zu 
erzeugen. 

Wir vertreten in unserer Umweltwirtschaftsstrategie 
hingegen eine explizit politische Ökologie. Das heißt 
für uns: Die ökonomische Produktion und die ökolo-
gische Reproduktion unserer natürlichen Lebens-
grundlagen bilden einen Zusammenhang. Deswe-
gen argumentieren wir thematisch auch nicht so 
eindimensional wie Sie, Frau Schulze Föcking. So 
denken wir, so handeln wir, und dafür sind wir Grü-
nen da. Darin unterscheiden wir uns sehr deutlich 
von Ihnen als den Konservativen.  

Das ökologische Überleben ist die Basis für ökono-
misches Leben. Wie in keinem anderen Politikbe-
reich bedeutet falsches Handeln oder gar Nichthan-
deln in der Ökologie, dass die Folgen unumstößlich 
eintreten werden. Wir sehen es gerade bei den glo-
balen Zerstörungen, im Bereich der Biodiversität 
oder beim Klimawandel. Die Natur lässt sich nicht 
betrügen. Deshalb müssen wir auf sie hören ler-
nen – wir alle zusammen. Das ist eine Jahrhundert-
aufgabe, meine Damen und Herren. 

Weil ich gerade vom Betrügen rede, lassen Sie 
mich den Schwenk zu den Finanzdienstleistungen 
machen. Beim wirtschaftlichen Verbraucherschutz 
setzen wir richtigerweise einen weiteren Schwer-
punkt. Das heißt für uns, dass wir weiterhin auf den 
fortgesetzten Ausbau der Verbraucher/innenbera-
tung über das Netz der Verbraucherzentralen in 
NRW setzen. Frau Schulze Föcking, zumindest in 
meinem Wahlkreis, in Neuss, ist ein finanzielles Be-
kenntnis der CDU nicht erkennbar. Das heißt, Sie 
halten hier Sonntagsreden für ein gutes Netz der 
Verbraucherzentralen, und vor Ort stellen Sie die 
kommunalen Mittel nicht zur Verfügung.  

Zudem beobachten wir, dass bei den derzeitigen 
finanziellen Verwerfungen auf dem Finanzmarkt, 
der anhaltenden Rentendiskussion, aber auch der 
wachsenden Armut, insbesondere Altersarmut, viele 
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Menschen auf der Suche nach möglichst sicheren 
Finanzprodukten, Geldanlagen und Krediten sind. 
Vor diesem Hintergrund beobachten wir verstärkt 
auch unseriöse Praktiken der Anbieter, insbesonde-
re solcher Anbieter auf dem grauen Kapitalmarkt, 
also dem untypischen Finanzsektor.  

Um dem entgegenzuwirken – ich freue mich ganz 
besonders, dass Klaus Müller, der Chef der Ver-
braucherzentrale Nordrhein-Westfalen, auf der Zu-
schauertribüne sitzt –, wollen wir rasch wirksame 
Instrumente einführen, die es den Verbraucherinnen 
und Verbrauchern ermöglichen, den Anbietern von 
Finanzdienstleistungen auf Augenhöhe zu begeg-
nen. Dazu zählen eine einheitliche Aufsicht im Fi-
nanzsektor und die Etablierung von sogenannten 
Finanzmarktwächtern bei den Verbraucherzentra-
len. 

In der Umwelt- und Verbraucherpolitik weist der 
Haushaltsvorschlag insofern in die richtige Rich-
tung. Wir werden den Minister gerne weiterhin un-
terstützen getreu dem Motto von Johannes Rau: 
Sagen, was man tut, und tun, was man sagt.  

Es geht um die Vermeidung von Eindimensionalität 
und eine wirksam und gut arbeitende Umweltver-
waltung. An dieser Stelle: Herzlichen Dank all den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die dort aktiv 
sind, damit es solche Schweinereien wie bei Envio 
in Zukunft möglichst nicht mehr gibt, und dass sie, 
wenn es sie gibt, transparent aufgearbeitet wer-
den. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Danke schön, Herr 
Kollege Markert. – Für die Piratenfraktion spricht 
Frau Kollegin Brand. 

Simone Brand (PIRATEN) : Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wenn ich mir die Politik Ihres 
Ministeriums anschaue, Herr Minister Remmel, fällt 
mir immer wieder die Geschichte vom Hasen und 
Igel ein: Man hetzt wie wild herum in kleinen und 
eiligen Schritten, aber der nächste Umwelt- und 
Verbraucherskandal ist immer schon da. Voraus-
schauende und nachhaltige Politik sieht nach Mei-
nung der Piraten deutlich anders aus. 

Im Bereich des Umweltschutzes, also des Kernbe-
reichs grüner Politik, ist die Bilanz wirklich mager.  

Ein tolles Beispiel für bürgerferne und umweltschäd-
liche Politik ist die CO-Pipeline. Die Regierung he-
chelt den Wünschen der Bayer AG hinterher und 
genehmigt den Bau einer Pipeline, für die Bürger 
wegen angeblicher Gemeinnützigkeit sogar enteig-
net werden müssen. Sie können doch nicht ernst-
haft darüber überrascht gewesen sein, dass die 
Bürger NRWs davon nicht begeistert sind! Trotz al-
lem werden Steuergelder für etliche Gerichtsverfah-

ren, Gutachten, Expertenanhörungen in die Land-
schaft geblasen. Da hätte man mit Sicherheit etwas 
Besseres machen können, zum Beispiel eine Bür-
gerbefragung.  

Deshalb fordern wir Piraten, diesem Treiben ein 
Ende zu setzen und den Bau der Pipeline verbind-
lich zu untersagen.  

Aber das ist ja nicht die einzige Pipeline, die bei Ih-
rem Ministerium für Überraschung sorgte. Völlig un-
vermittelt stellt man fest, dass eine Kerosinpipeline 
der Firma Shell in Wesseling, die ja „erst“ vor knapp 
70 Jahren gebaut wurde, plötzlich nicht mehr hält, 
eine Pipeline, die mit Wissen und Genehmigung der 
Landesregierung unter dem sogenannten Be-
standsschutz immer noch weiter betrieben werden 
darf. Ich mag Seen ja wirklich gerne, aber muss es 
einer aus Kerosin sein? 

Das nächste Umweltproblem, das dieser Regierung 
auf den Weg springen könnte, ist die Urananreiche-
rungsanlage in Gronau. Aber auch hier kommt die 
Landesregierung nicht voran. Es reicht nur für die 
Absichtserklärung, die Urananreicherung irgend-
wann zu beenden. Ich hoffe nur, dass wir diesmal 
nicht erst eine Umweltkatastrophe brauchen, bevor 
die Regierung verbindlich handelt.  

Daher fordern die Piraten eine rechtlich bindende 
Bundesratsinitiative, um die Urananreicherung end-
lich zu stoppen.  

(Beifall von den PIRATEN) 

In der Landwirtschaft sieht Ihre Politik auch nicht 
besser aus. Seit Jahren werden von Ihnen in erster 
Linie die Interessen von industriellen Tierhaltern, 
Fleischgroßhandel und Pharmaindustrie bedient. 
Und was für eine Überraschung, taucht doch glatt 
der nächste Skandal auf. Wer könnte auch ahnen, 
dass, wenn man Tiere massenhaft mit Antibiotika 
vollstopft und auf engstem Raum zusammenpfercht, 
es am Ende lauter neue multiresistente Keime gibt?  

Präsidentin Carina Gödecke: Frau Kollegin Brand, 
entschuldigen Sie, dass ich Sie unterbreche. Wür-
den Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Markert 
zulassen? 

Simone Brand (PIRATEN): Nein. – Der Verbrau-
cher steht wieder nur daneben und muss mit den 
Konsequenzen leben. Auch hier ist Ihre Politik von 
Nachhaltigkeit weit entfernt.  

Ich fand es gerade sehr interessant, dass Frau 
Schulze Föcking es geschafft hat, sehr lange über 
Landwirtschaft zu reden, ohne ein einziges Mal Tie-
re zu erwähnen. Seit zehn Jahren rennt diese Re-
gierung dem Verfassungsziel eines guten Tier-
schutzes hinterher. In dieser Woche gibt es sogar 
das Jubiläum. Und was ist daraus geworden? – 
Wieder einmal kann die Politik mit der Realität nicht 
mithalten. In diesen zehn Jahren ist die Zahl der 
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Tierversuche um 1 Million gestiegen. Die Novelle 
des Tierschutzgesetzes wird Stück für Stück von 
Frau Aigner wieder kassiert. Und in den Medien er-
fährt der Verbraucher von unwürdigen Zuständen in 
der Putenhaltung.  

Ziele setzen reicht eben nicht. Man muss sie auch 
erreichen wollen. Wie lange mag es wohl dauern, 
bis der nächste Skandal „völlig überraschend“ auf-
tritt?  

Ich weiß, Herr Minister Remmel, es muss für Sie 
sehr schwierig sein, in dieser Koalition grüne Politik 
zu machen. Ich versichere Ihnen aber: Sie können 
jederzeit mit der Unterstützung der Piraten rechnen, 
wenn Sie versuchen, die Tierhaltungsbedingungen 
in der industriellen Landwirtschaft zu verbessern. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Der Verbraucherschutz ist ein weiterer Pfad gepflas-
tert mit guten Absichten. In Ihrem Koalitionsvertrag 
verabreden Sie, die Rechte der Verbraucher zu 
stärken. Aber wir wissen ja, wie das mit guten Ab-
sichten ist.  

Vor Kurzem musste der erstaunte Bürger zur 
Kenntnis nehmen, dass 11.000 Menschen schwer 
erkrankten, weil sie in Schulen und Kitas mit ver-
seuchten Erdbeeren aus China versorgt wurden.  

Man muss sich nicht sehr darüber wundern, keine 
Spitzenqualität zu bekommen, wenn man mit äu-
ßerst knappen Mitteln im Oktober möglichst billig 
einkauft. Dieser Kelch ist glücklicherweise an NRW 
vorbeigegangen. Wer jetzt aber glaubt, es würde 
verbindliche Mindeststandards für die Verpflegung 
in Kantinen, Schulen und Kitas geben, der irrt. Be-
stimmt machen die Darmbakterien an der Grenze 
Nordrhein-Westfalens halt und werden uns nicht 
weiter belästigen. 

Was also stellen wir Piraten uns unter guter, nach-
haltiger, bürgernaher Politik vor?  

Lassen Sie die einhundert versprochenen Umwelt-
überwacher nicht nur ein Versprechen bleiben. 
Schaffen Sie verbindlich mehr Sicherheit für Umwelt 
und Verbraucher. Reden Sie nicht nur über Ver-
braucherbildung, sondern tun Sie auch etwas dafür. 
Gern würden wir Piraten gemeinsam mit Ihnen ei-
nen Masterplan „Verbraucherbildung“ entwickeln. 
Denn nur informierte Verbraucher können die für sie 
richtigen Entscheidungen treffen. 

Dem ungebremsten Einsatz von Medikamenten in 
der Landwirtschaft muss dringend Einhalt geboten 
werden. Das ist aber nur möglich, wenn NRW seine 
rückständige Politik im Bereich der ökologischen 
Landwirtschaft überdenkt. Andere Bundesländer 
sind da schon wesentlich weiter.  

Die Lebensmittelüberwachung muss deutlich ge-
stärkt werden. Eine flächendeckende Lebensmittel-
kontrolle im Zusammenhang mit klarer und über-

sichtlicher Kennzeichnung sorgt für mehr Sicherheit 
für den Verbraucher.  

Proaktiver Verbraucherschutz muss zu einem Leit-
ziel unserer Politik werden. Die Verankerung des 
Verbraucherschutzes in der Landesverfassung wäre 
ein gutes Zeichen in die richtige Richtung.  

Tierschutz darf nicht nur ein Etikett sein. Lassen Sie 
uns zeitnah ein gutes Verbandsklagerecht verab-
schieden, das es Tierschutzverbänden ermöglicht, 
den unterbesetzten Behörden zu helfen.  

Zu guter Letzt, sehr geehrte Damen und Herren, 
Herr Minister Remmel: Die Landesregierung rennt 
wieder einmal so schnell sie nur kann. Kalt erwischt 
wird sie diesmal davon, dass Menschen doch tat-
sächlich auch älter werden und plötzlich unvermittelt 
in Pension gehen – so auch bei der Landwirt-
schaftskammer. 

Ja, Herr Remmel, wir haben das noch nicht abge-
hakt. Wieder einmal muss die Landesregierung in 
die Steuerkiste greifen, um mit 10 Millionen € eine 
Finanzierungslücke zu stopfen – eine Finanzlücke, 
die nur dadurch auftaucht, weil Sie sich von der 
Landwirtschaftskammer auf der Nase herumtanzen 
lassen.  

Hören Sie endlich auf, nur zu reagieren. Verzichten 
Sie bitte auf kurzatmige Affektpolitik und lassen Sie 
uns gemeinsam an bürgernaher und vorausschau-
ender Politik arbeiten. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Brand. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Remmel. 

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Frau Kollegin Brand, mit Ihnen will ich 
anfangen, weil es relativ naheliegt. Auch Ihre Worte 
mit dem Hasen und dem Igel sind noch in Erinne-
rung.  

Mittlerweile, nach einem guten halben Jahr hier im 
Landtag Nordrhein-Westfalen, ist es an der Zeit, Ih-
re Vorschläge bzw. Lösungsansätze etwas kriti-
scher unter die Lupe zu nehmen. Es reicht, um par-
lamentarisch bestehen zu können, nicht, Probleme 
nur zu benennen, sondern man muss auch konkrete 
Lösungen anbieten. Man muss die Lösungen so 
anbieten, dass sie an den konkreten Problemen an-
setzen und nicht irgendwelche Wolkenkuckucks-
heime skizzieren, die mit der Problemlösung gar 
nichts zu tun haben. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Ich will an dem Beispiel Urananreicherungsanlage 
in Gronau deutlich machen, worüber wir konkret re-
den. Allein das Problem zu benennen, reicht nicht. 
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Sie müssen auch das skizzieren, was wir bereits 
gemacht haben. Es gibt nämlich aufgrund einer Ini-
tiative aus Nordrhein-Westfalen einen einstimmigen 
Beschluss des Bundesrates, auch diesen Teil der 
Atomwirtschaft in der Bundesrepublik zu beenden. 
Der Beschluss wurde, wie gesagt, einstimmig ge-
fasst. Es ist die Bundesregierung, die diesen Be-
schluss nicht umsetzt. Die Landesregierung kann 
dazu nun wirklich keinen Beitrag leisten.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir müssen hier eine Initiative Richtung Bundesre-
gierung starten. Ich würde mir wünschen, dass Sie 
an meiner Seite wären.  

Auch die Frage der Landwirtschaftskammer muss 
man richtig verorten. Hier sind in der Vergangenheit 
Entscheidungen getroffen worden, die uns heute 
finanzielle Probleme bereiten. Wir können nicht ei-
ner Institution, die immerhin in weiten Teilen die 
Landwirte berät und auch hoheitliche Aufgaben für 
uns wahrnimmt, von heute auf morgen den Geld-
hahn zudrehen, weil die Vorgängerregierung nicht 
rechtzeitig Vorsorgeleistungen für die Versorgungs-
empfänger eingeplant hat. Deshalb muss es hier 
einen Übergang und dann eine endgültige Lösung 
geben. Die Landesregierung jedenfalls lässt die Be-
schäftigten und diese Aufgaben nicht einfach im 
Regen stehen.  

Nun aber, und das war der wesentliche Teil der De-
batte, zu den Initiativen und Beiträgen der Oppositi-
on aus CDU und FDP. Ich muss ehrlich sagen: Ich 
bin erschrocken, dass Ihnen bei der inhaltlichen Po-
sitionierung zum Einzelplan 10, bei dem es um die 
Zukunft, um die Lebensfragen dieses Landes geht – 
um Umwelt, Naturschutz, Verbraucherschutz, Kli-
maschutz –, nichts anderes einfällt, als über Filter-
anlagen in Schweineställen zu reden oder die Frage 
der Begleitung der Jagd von Hubertusmessen zu 
diskutieren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das wird doch weiß Gott den Problemlagen, die wir 
hier in Nordrhein-Westfalen zu bewältigen haben, 
und den Herausforderungen, die vor uns stehen, 
überhaupt nicht gerecht.  

Lassen Sie uns die Bereiche einzeln anschauen 
und fragen, wo Ihre Lösungen sind. Wenn man Ihre 
Beiträge von heute betrachtet, stellt man fest: Ant-
worten waren schlichtweg nicht vorhanden. Sie ha-
ben zu den ganzen Zukunftsfragen, die wir diskutie-
ren, keine einzige Antwort parat. Das macht deut-
lich, meine sehr verehrten Damen und Herren, wa-
rum Sie da sitzen, wo Sie jetzt sitzen: 

(Beifall von der SPD – Zuruf von der CDU: 
Oh, oh!) 

weil Sie in der Umweltpolitik keine einzige Antwort 
liefern, beispielsweise zu der Frage:  

Wie gehen wir um mit den weiter schwindenden Ar-
ten auch in Nordrhein-Westfalen? – 45 % der Tiere 
und Pflanzen sind vom Aussterben bedroht. – Wie 
stellen wir unsere Politik darauf ein? Wie gehen wir 
mit der Herausforderung um, dass in Nordrhein-
Westfalen nach wie vor Menschen krank werden, 
weil sie durch Feinstaub oder Lärm belastet sind? 
Wie gehen wir mit den immer neuen Herausforde-
rungen im Verbraucherschutz, beispielsweise durch 
Finanzdienstleistungen, durch Internet, neue Ange-
bote von Marktteilnehmerinnen, um? Wie ertüchti-
gen wir Verbraucherinnen und Verbraucher, auf 
gleicher Augenhöhe an einem solchen Marktge-
schehen teilzunehmen?  

Keine einzige Antwort! Stattdessen eine Verengung 
auf einen ganz kleinen Ausschnitt einer Landwirt-
schaftspolitik, die vielleicht auch nur einen Teil un-
seres schönen Bundeslandes betrifft.  

Wir haben zu klären, wie wir die Bereiche, die mit 
Zukunftsfragen zusammenhängen – die Abfallwirt-
schaft, die Wasserwirtschaft, die Forstwirtschaft, die 
Energiewirtschaft –, so ertüchtigen, dass wir einer-
seits die Schutzgüter, die uns anvertraut worden 
sind – die Menschen, die Umwelt –, wirklich schüt-
zen, aber andererseits auch die Chancen wahr-
nehmen, in Nordrhein-Westfalen in einem Zukunfts-
feld neue Arbeitsplätze entstehen zu lassen. Das ist 
die Gestaltungsaufgabe, vor der wir stehen.  

Deshalb gilt unsere besondere Anstrengung der 
Umweltwirtschaft, weil alle Expertinnen und Exper-
ten davon ausgehen, dass gerade dieses Feld zu-
künftig viele neue Arbeitsplätze für uns verspricht.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ja, man 
kann über ein ökologisches Jagdrecht streiten. Aber 
zu einer Zeit, in der es noch keine Eckpunkte und 
nicht einmal einen Referentenentwurf gibt, eine sol-
che Kampagne vom Zaun zu brechen, wie Sie das 
tun und auf Verbände, die das getan haben, ein-
steigen, ist einfach unredlich und einer Debatte, die 
wir über den Haushalt 2012 sowie die Perspektiven 
und Herausforderungen führen müssen, nicht an-
gemessen.  

Ich bleibe, Frau Schulze Föcking, einen Moment bei 
dem Thema „Schweinehaltung in Nordrhein-
Westfalen“. Ich hätte mir schon gewünscht, dass 
Sie zumindest in der Kontinuität Ihres Vorgängers 
stehen würden. Denn das, was wir mit dem Erlass 
realisiert haben, ist nichts anderes als das, was 
schon mein Vorgänger gefordert hat, nämlich einen 
modernen Stand der Technik bei großen techni-
schen Anlagen – dazu gehören nun einmal Ställe 
mit über 2.000 Schweinen – auf den Weg zu brin-
gen.  

Aber das ist doch nicht die Zukunftsfrage der Land-
wirtschaft. Die Zukunftsfrage der Landwirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen wird dadurch bestimmt, ob wir 
in Zukunft überhaupt noch Landwirtschaft im ländli-
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chen Raum haben und wie wir das strukturell si-
chern. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deshalb ist es Aufgabe der Landesregierung, zu-
sammen mit den anderen Bundesländern dafür zu 
streiten, dass wir in der nächsten Förderperiode die 
europäischen Gelder auch wirklich so orientieren, 
dass Strukturen im ländlichen Raum dauerhaft Be-
stand haben. Das ist die Gestaltungsaufgabe – da-
zu kein einziges Wort von Ihnen. Das zeigt, welch 
dünnes Brett Sie an dieser Stelle bohren.  

Also: Die Landesregierung hat mit den Möglichkei-
ten, die ein Landeshaushalt bietet, die Vorausset-
zungen geschaffen, um die Zukunftsfragen tatsäch-
lich anzugehen.  

Was die Höhe und die Struktur insgesamt betrifft, 
bitte ich, Folgendes zu bedenken: Gerade bei Inves-
titionsmitteln ist Erhebliches dazugekommen, weil 
wir für Klimaschutz und Zukunftsenergien zuständig 
sind. Wir können das Wasserentnahmeentgelt voll 
etatisieren. Und wir haben erhöhte Einnahmen aus 
der Abwasserabgabe entsprechend eingestellt. Das 
macht die strukturellen Aufwüchse aus. Dahinter 
verbirgt sich nicht ein zusätzliches Potenzial, weite-
re Aufgaben zu übernehmen. – So viel zur struktu-
rellen Klarstellung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen der Opposition, ich würde 
mir, weil es für die Zukunftsfragen des Landes wich-
tig ist, tatsächlich wünschen, in manchen Punkten 
über die Fraktionsgrenzen hinweg Einigkeit zu er-
zielen bzw. diese Einigkeit wieder herzustellen, zum 
Beispiel bei der Zukunftssicherung der Verbrau-
cherzentrale oder der dauerhaften Sicherung der 
Strukturen der Biologischen Stationen. Diesen Kon-
sens hatten wir in der Vergangenheit. Heute habe 
ich Ihre Beiträge so verstanden, dass Sie ihn aufge-
kündigt haben – sehr zum Schaden der wirklichen 
Inhalte, die von uns allen verteidigt und für die Zu-
kunft gesichert werden müssten. 

In diesem Sinne wünsche ich uns ein gutes Jahr 
2013 und vielleicht von Ihrer Seite die Rückkehr zu 
einem Minimalkonsens in den Bereichen Umwelt, 
Landwirtschaft und Naturschutz. Das Land Nord-
rhein-Westfalen und die Menschen hätten das ver-
dient. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister Remmel. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Kollege Deppe. 

Rainer Deppe (CDU): Meine Damen und Herren! 
Herr Remmel, ich will beim Letzten anfangen, damit 
kein falscher Zungenschlag entsteht. Die Verbrau-
cherzentrale ist von der CDU-Landtagsfraktion nie 
infrage gestellt worden. Im Gegenteil, wir waren es, 

die nach der Regierungsübernahme 2005 als Erste 
mit der Verbraucherzentrale einen Vertrag über fünf 
Jahre abgeschlossen und so Planungssicherheit 
geschaffen haben. Herr Müller ist wohl noch hier: Er 
wird das bestätigen und hat das immer wieder öf-
fentlich gesagt. Werfen Sie also bitte keine Nebel-
kerzen! 

(Beifall von der CDU) 

Ich will wegen der Kürze der Zeit, die zur Verfügung 
steht, nur in Stichworten ein paar Themen aus dem 
Umweltbereich ansprechen. 

Thema „Dichtheitsprüfung“: Sie haben einen Rück-
zieher gemacht. Es bestehen erhebliche Sorgen bei 
den Bürgerinnen und Bürgern, dass über „Fremd-
wassergebiete“ ein neues Instrument eingeführt 
wird, um die Menschen weiter zu gängeln. Das 
muss geklärt werden.  

Thema „Eyller Berg“: Es ist nicht in Ordnung, Herr 
Remmel, wenn die Landesregierung, die das Wort 
„Transparenz“ ständig im Munde führt, hinter ver-
schlossenen Türen mit dem Betreiber der Sonder-
mülldeponie verhandelt, Kommunen und Bürger 
außen vor und im Ungewissen lässt und auch noch 
zulässt, dass der Verhandlungspartner dem frei ge-
wählten Bürgermeister einen Maulkorb verpassen 
lässt. Es ist nicht in Ordnung, sich mit solchen Leu-
ten hinter verschlossenen Türen zusammenzuset-
zen. 

Dritter Punkt: Kerosinsee. 70 Jahre alte Leitungen in 
Wesseling in der größten Raffinerie Deutschlands. 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit! 

Rainer Deppe (CDU): Hier ist in allererster Linie 
das Unternehmen gefordert. Ich möchte Sie auffor-
dern und bitten, alles daranzusetzen, dass die Lei-
tungen nach dem Stand der Technik ausgerichtet 
werden. Es geht nicht um den Bestandsschutz. Ein 
Weltunternehmen wie Shell kann sich nicht darauf 
zurückziehen und sagen: Wir haben Bestands-
schutz. – Hier ist der Stand der Technik das Maß 
aller Dinge, … 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit ist jetzt wirklich zu Ende. 

Rainer Deppe (CDU): … vor allen Dingen, wenn 
die Leitungen defekt sind. 

Letzter Satz: Herr Remmel, ich glaube, risikoorien-
tierter Ressourceneinsatz wäre auch in Ihrem Hau-
se angebracht. Kümmern Sie sich um die wichtigen 
Themen, und lassen Sie die Randthemen außen 
vor! Ich glaube, damit wäre allen geholfen. 
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(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Deppe. Ich bin ja wirklich großzügig. Eine 
Redezeit von gut einer Minute mehr als zu verdop-
peln, ist aber schon schwierig. – Nächste Rednerin 
ist Frau Blask für die SPD-Fraktion. 

Inge Blask (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen! Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern wird heute eine Viel-
zahl von Entscheidungen im täglichen Leben abver-
langt: Welchen Telefon- und Internetanbieter wähle 
ich? Was für Tarife bieten die Energieanbieter im 
Strom- und Gasbereich an? Ist die kostenpflichtige 
Zusatzleistung meines Arztes wirklich sinnvoll? 

Das sind nur einige Fragen, die sich die Bürgerin-
nen und Bürger in Nordrhein-Westfalen stellen 
müssen. Aber natürlich ist man nicht überall Fach-
frau und Fachmann. Dazu brauchen Verbraucherin-
nen und Verbraucher starke und unabhängige Ver-
braucherinstitutionen, die auch ausreichend finan-
ziert sein müssen. 

Die finanzielle Vereinbarung der Landesregierung 
und der Verbraucherzentrale gilt zunächst bis 2015. 
Wir wollen diese Vereinbarung langfristig fortschrei-
ben und dadurch die finanzielle Planungssicherheit 
und den flächendeckenden Ausbau gewährleisten. 
Fünf neue Beratungsstellen sollen in Nordrhein-
Westfalen dazukommen. Ich freue mich sehr, dass 
Ende des Monats in Soest eine neue Beratungsstel-
le eröffnet wird. Im Übrigen schließe ich mich Ihren 
Worten an, Herr Markert. Ich denke, auch in Neuss 
sollte es endlich einmal eine Beratungsstelle geben. 

(Beifall von Hans Christian Markert [GRÜNE]) 

Gestatten Sie mir auch ein herzliches Dankeschön 
an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verbrau-
cherzentrale, die tagtäglich Verbraucherinnen und 
Verbraucher vor Ort kompetent und mit sehr viel 
Engagement beraten. Das machen sie wirklich toll. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, viele pri-
vate Haushalte befinden sich in einer prekären Fi-
nanzsituation. Wir haben deshalb die Landesförde-
rung der Schuldner- und Verbraucherinsolvenzbera-
tung bereits im vergangenen Jahr erhöht und wer-
den mit den Mitteln aus dem Sparkassen-Fonds 
auch weiter für eine auskömmliche Finanzierung 
sorgen. Analog zum Sparkassen-Fonds wollen wir 
auch die Banken an der Finanzierung der gemein-
nützigen Schuldner- und Verbraucherinsolvenzbera-
tung beteiligen. Bildungsangebote zur Verbraucher-
finanzbildung sollen ebenfalls daraus finanziert wer-
den. 

Meine Damen und Herren, die Energiewende steht 
aktuell in der Diskussion. Das EEG bedarf natürlich 
einer Überarbeitung. Wer ein System mit Quoten für 
sinnvoller hält, sollte aber einmal in die Länder 

schauen, die das schon versucht haben. Wir erwar-
ten, dass Verbraucherinnen und Verbraucher bei 
der EEG-Umlage nicht unnötig belastet werden und 
dass nur die energieintensiven Unternehmen von 
der Umlage entlastet werden, die wirklich im inter-
nationalen Wettbewerb stehen. 

Das Thema „Energie“ hat aber noch eine andere 
Medaillenseite. Es gibt Menschen in unserem Land, 
die den Strom nicht bezahlen können. Rund 
120.000 Haushalte haben allein in Nordrhein-
Westfalen eine Stromsperre hinnehmen müssen. 
Die Gründe dafür sind vielfältig. Meine Damen und 
Herren, gegen Energiearmut müssen wir etwas tun. 
Dafür stehen wir. Da wären auch Mindestlöhne hilf-
reich, denke ich. 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit! 

Inge Blask (SPD): Das Land Nordrhein-Westfalen 
ist beim Verbraucherschutz auf einem guten Weg. 
Davon bin ich überzeugt. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und Hans Christian 
Markert [GRÜNE]) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Blask. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Kollege Höne. 

Henning Höne (FDP): Frau Präsidentin! Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister Rem-
mel, ich möchte gerne noch einmal zur Jagd zu-
rückkommen. Als eben der Vorwurf kam, dass man 
den Konsens aufkündigen und schon groß Kam-
pagne machen würde, bevor überhaupt Referen-
tenentwürfe vorlägen, haben Sie in unsere Richtung 
des Plenums geschaut. Die richtige Richtung wäre 
genau gegenüber gewesen. Sie hätten einmal die 
Kolleginnen und Kollegen der Waidgenossen fragen 
müssen, warum sie hier vor dem Landtag die Jagd-
hörner zusammenrufen und warum sie selber in-
nerhalb der SPD schon heute gegen das, was an-
geblich noch gar nicht festgeschrieben ist, Sturm 
laufen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Zurück zum Haushalt: Manchmal ist vor allem das 
interessant, was man nicht sieht. Im hier vorliegen-
den Einzelplan sieht man leider auf gar keinen Fall 
irgendwelche Sparbemühungen. Ich muss sagen: 
Sollte das Land überhaupt die Schuldenbremse 
2020 einhalten können, dann wird das trotz und 
nicht wegen Ihnen und Ihrem Umweltministerium 
erreicht werden. 

(Beifall von Dr. Joachim Stamp [FDP] und 
Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Herr Minister Remmel, Sie sprechen viel über 
Nachhaltigkeit. Eben haben Sie uns vorgeworfen, 
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wir sähen viele Dinge eindimensional. Vielmehr sind 
es doch aber Sie, die hier Nachhaltigkeit eindimen-
sional sehen und dabei Generationengerechtigkeit 
und Finanzpolitik völlig außer Acht lassen. 

In Ihrem Haushalt gibt es weitere Punkte, bei denen 
Sie den Grundsatz der Haushaltsklarheit aus unse-
rer Sicht nicht so ernst nehmen, wie das sein sollte. 
Zum Beispiel fällt auf, dass laut Erläuterungsband 
die Ausgaben für die Europäische Wasserrahmen-
richtlinie gegenüber dem gescheiterten Haushalts-
entwurf um über 8 Millionen € angehoben wurden. 
Im Haushaltsplan findet sich dazu allerdings nichts. 
Entgegen der Meinung der Umweltverbände, der 
Gewerkschaften und weiterer Verbände kommt jetzt 
auch noch die Erhöhung des Wasserentnahmeent-
gelts mit weiteren Belastungen auf uns zu. 

In welchen Bereichen geben Sie sonst noch Geld 
aus? Hier nenne ich die Beträge unter anderem für 
Naturschutzverbände und Biologische Stationen. 
Ich habe da nicht das Gefühl, dass wir den Konsens 
aufgekündigt hätten; denn es ist richtig – das ist ge-
rade auch gesagt worden –, dass dort natürlich 
auch viel ehrenamtliches Engagement gebündelt 
wird. Das ist extrem wichtig. Da sind wir ganz beiei-
nander. Aber auch in diesen wichtigen Bereichen 
können wir doch nicht so tun, als gebe es die 
Schuldenbremse nicht und als hätten wir genug 
Geld auch für weitere Aufstockungen. Diese Berei-
che müssen ebenfalls einen Sparbeitrag leisten. 

Auf der anderen Seite gibt es – das will ich gerne 
zugeben – auch Maßnahmen, die durchaus sinnvoll 
sind. Wir denken da zum Beispiel an die Natur- und 
Umweltschutz-Akademie NRW. Ihr Jahrespro-
gramm enthält sinnvolle und wichtige Programme. 
Vor dem Hintergrund der finanziellen Lage des 
Landes erwarten wir aber, dass auch hier eine Prü-
fung stattfindet, ob bestimmte Bereiche nicht viel-
leicht privat, sich selbst tragend ausgeführt werden 
können. 

Was das Seminarangebot angeht, kann man durch-
aus auch einige Seminare hinterfragen. Ein Beispiel 
ist das Seminar „Jetzt ist aber Sense!“, das mit den 
Geldern der nordrhein-westfälischen Steuerzahler 
unterstützt und finanziert wird. Was soll das Ganze? 
Ich zitiere aus dem entsprechenden Angebot: 

„Das Kursangebot richtet sich an alle Interessier-
ten, die im Sensen nicht nur die Möglichkeit se-
hen, auf alternativem Wege zu mähen. Der Kurs 
vermittelt das notwendige Know-how im … Wet-
zen und Schärfen, um die Sense in Schuss zu 
halten, …“ 

Meinen Sie vor dem Hintergrund der aktuellen Fi-
nanzlage nicht auch, dass dieses Programm zu-
sammen mit anderen auf dieser Ebene auf den 
Prüfstand gehört? 

(Beifall von der FDP und Josef Hovenjürgen 
[CDU])  

Ich möchte noch kurz ein, zwei grundsätzliche Be-
merkungen machen, welche Inhalte hinter dem Ein-
zelplan und hinter den Bereichen, um die es da 
geht, stecken.  

Sie wollen – das ist mein Eindruck – immer alles, 
und Sie wollen das sofort, am besten bis gestern. 
Sie übersehen dabei aber zahlreiche Probleme bei 
der Umsetzung. 

Sie haben gesagt, wir hätten keine Lösung für die 
aktuellen Probleme geboten, die sich in der Um-
weltpolitik stellen. Ich möchte von Ihnen gerne ein-
mal hören, welchen Beitrag die Fotowettbewerbe, 
die Sie so zahlreich in Ihrem Ministerium veranstal-
ten, und die daraus erstellten Kalender bitte zum 
Klimaschutz oder zum Umweltschutz leisten. Der 
Beitrag ist null. 

(Beifall von der FDP und von Josef Hoven-
jürgen [CDU]) 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit ist be-
endet. 

Henning Höne (FDP): Ich komme sofort zum Ende.  

Präsidentin Carina Gödecke: Gut. 

Henning Höne (FDP): Herr Remmel, Ihr Ministeri-
um ist auch für den ländlichen Raum zuständig. 
Verantwortlich fühlen Sie sich dafür leider nicht. Die 
zahlreichen Maßnahmen aus Ihrem Bereich belas-
ten gerade den ländlichen Raum. Viel entlarvender 
ist ein Zitat von Ihnen aus dem Umweltausschuss 
im September. Da haben Sie gesagt: „Wir haben in 
Nordrhein-Westfalen … eigentlich keinen ländlichen 
Raum – bis auf ein paar wenige Regionen.“ Ich 
kann Ihnen als Münsterländer sagen: Sie liegen da 
voll daneben. Kommen Sie zurück zu Ihren Kern-
aufgaben und lösen Sie die wirklichen Herausforde-
rungen, die es gibt, mit Fachwissen, nicht mit Ideo-
logie! Überprüfen Sie ernsthaft auch die vielen klei-
nen Haushaltsposten, die sich dahinter verstecken. 
In diesem Fall können wir dem Einzelplan so nicht 
zustimmen. – Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Höne. – Ich glaube, wir beide müssen noch 
einmal über die Bedeutung des Begriffs „sofort“ mit-
einander diskutieren. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen hat Herr Kollege Rüße das Wort. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wer über 
den Einzelplan 10 redet, der muss auch über die 
Zukunft der Landwirtschaft und über den Zustand 
der Natur reden. Was ich eben seitens der CDU von 
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Frau Schulze Föcking und von Herrn Busen gehört 
habe, war leider relativ wenig dazu. Sich aus-
schließlich auf Landwirtschaft zu konzentrieren, oh-
ne die Wechselwirkung zwischen Landwirtschaft 
und Natur auch einmal zu beleuchten, ist deutlich zu 
wenig.  

Dann zu gucken, was in diesem Bereich die Bauern 
betrifft, ist auch zu wenig, weil man immer sehen 
muss, wo dieser Einzelplan die gesamte Gesell-
schaft betrifft. Der ländliche Raum ist mehr als nur 
Bauern. Er umfasst auch Verbraucher und die an-
deren Menschen, die dort leben. Herr Busen – er ist 
nicht mehr da –, gerade im Kreis Borken macht es 
sehr viel Sinn, sich darüber zu unterhalten, ob man 
noch mehr Großmastanlagen in diesem Kreis er-
richten will  

(Beifall von den GRÜNEN) 

oder ob man dort Wert darauf legt, nachhaltig mit 
der Landschaft umzugehen. 

Wir haben es als Grüne gerade in Münster erlebt. 
Wir haben dort eine Veranstaltung mit 150 Teilneh-
mern durchgeführt und haben dort das Thema 
„Tierhaltung der Zukunft“ intensiv diskutiert. Da ka-
men Fragestellungen, die die Menschen bewegt 
haben. Die Fragen lauteten zum Beispiel: Wie muss 
die Landwirtschaft aussehen, damit sie im Einklang 
mit Tierschutz, mit der Natur und im Einklang mit 
den Interessen von Verbraucherinnen und Verbrau-
chern steht?  

Ganz am Ende geht es, wenn wir ehrlich sind, um 
die Grundsatzentscheidung: Wollen wir eine Land-
wirtschaft – das wollen Sie! –, die sich am Welt-
markt orientiert? Dann baut man einen Stall nach 
dem anderen.  

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU])  

Oder wollen wir eine Landwirtschaft, Herr Hovenjür-
gen, die für unseren heimischen Markt als bäuerli-
che Landwirtschaft produziert? Weltmarkt das eine, 
heimischer Markt das andere. Wenn ich für den 
heimischen Markt produziere, dann kann ich zu hö-
heren Preisen verkaufen. Am Weltmarkt geht es da-
rum: Wer kann es denn am günstigsten produzie-
ren? Da konkurriere ich zukünftig mit russischen 
Fleischfabriken, die Herr Tönnies dort zurzeit ja 
bauen lässt. 

Was passiert, wenn man nur noch ökonomisch 
denkt, wenn man nur noch die Ökonomie im Blick 
hat, können wir seit Jahren beobachten: immer wei-
ter wachsende Maisflächen, immer mehr Verlust an 
wertvollem Grünland, 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Biogasanlagen!) 

weiter zu hohe Nährstoffeinträge im Grundwasser, 
Keime, Antibiotika und Tierschutzprobleme in der 
Tierhaltung – daran können Sie nicht vorbeigehen, 
Herr Hovenjürgen – sowie ein anhaltender Bau-
boom bei Stallanlagen, der weit vor 2010 begonnen 

hat. Deshalb ist es völliger Blödsinn, zu sagen, das 
sei erst nach 2010 passiert. Spätestens 2008 hatte 
er schon eingesetzt. Sie haben die Schleusen für 
diese ganzen Mastställe geöffnet. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Meine Damen und Herren, einzelbetrieblich kann 
man das alles noch irgendwie rechtfertigen, sich ge-
radebiegen. Ökologisch erleben wir gerade eine Ka-
tastrophe. 

Den Bauernverbänden, die uns immer sagen, wir 
Bauern wirtschafteten im Einklang mit der Natur, 
muss man entgegenhalten: Was passiert denn 
draußen, was passiert in der Landwirtschaft? Was 
beobachten denn die Biologischen Stationen? 

Schauen Sie einmal auf die Entwicklung des Brach-
vogelbestandes! Der Brachvogel hat sich weitge-
hend in die Schutzgebiete zurückgezogen, weil er in 
Gebieten, in denen Landwirtschaft stattfindet, über-
haupt nicht mehr leben kann. 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Gucken wir, Herr Hovenjürgen, auf den Bestand der 
Uferschnepfe. Es ist nicht mehr lustig, 

(Beifall von Hans Christian Markert [GRÜNE]) 

wenn der Bestand der Uferschnepfe außerhalb von 
Schutzgebieten von 100 Brutpaaren in ganz NRW 
auf fünf Brutpaare heruntergeht. In dem Zusam-
menhang sage ich: Das ist Zusammenbruch von 
Natur, den wir hier erleben. 

Ich möchte es einmal anders formulieren – da neh-
me ich eine Anleihe bei unserem Umweltminister –: 
Die Intensivlandwirtschaft ist gerade dabei, die 
Festplatte unserer Natur in NRW zu löschen.  

Genau deshalb ist es richtig gewesen, Herr Höne, 
dass wir die Mittel im Naturschutzbereich für die 
Biologischen Stationen – deren Arbeit können Sie 
sich draußen angucken – erhöht haben, … 

Präsidentin Carina Gödecke: Ihre Redezeit ist zu 
Ende. 

Norwich Rüße (GRÜNE): … damit wir die Restbe-
stände von Natur überhaupt noch retten können. 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Rüße, Ihre Re-
dezeit ist zu Ende. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Ja, ich komme zum En-
de. – Wünschenswert wäre allerdings, wenn wir das 
nicht über unseren Landeshaushalt tun müssten, 
sondern wenn die Preise die Wahrheit sagen wür-
den. Denn die Billigschnitzel, die wir bei Penny, Aldi, 
Lidl usw. kaufen können, kommen uns am Ende 
teuer. All das, was wir an ökologischen Reparaturen 
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machen müssen, müsste eigentlich in die Produkte 
eingepreist werden.  

Wir jedenfalls halten den Haushalt für richtig aufge-
stellt und werden ihm natürlich zustimmen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rüße. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 
zu den Teilbereichen Umwelt und Naturschutz, Ver-
braucherschutz und Landwirtschaft nicht mehr vor. 
Dann können wir die Debatte hierzu im Moment be-
enden. 

Ich rufe auf: 

 Teilbereich 
Klimaschutz  

Ich erteile Herrn Kollegen Deppe für die CDU-
Fraktion zuerst das Wort. 

Rainer Deppe (CDU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Zum Thema „Klimaschutzgesetz“: 
Selten war eine Anhörung so einmütig wie die An-
hörung, die wir hier vor zwei Wochen erlebt haben. 

(Beifall von der CDU und von Henning Höne 
[FDP]) 

Ob es die Experten aus den Kommunen, aus der 
Wirtschaft, von den Gewerkschaften waren – alle 
waren sich einig: Das Klimaschutzgesetz ist falsch. 

(Hans Christian Markert [GRÜNE]: Sie waren 
auf einer anderen Veranstaltung!) 

Ich sage Ihnen auch, warum. Sie verfolgen mit dem 
Klimaschutzgesetz einen rein von einer Quellenbi-
lanz ausgehenden Ansatz, der lediglich zu CO2-
Verlagerungen, bestenfalls in andere Bundesländer, 
wahrscheinlich aber wenigstens innerhalb der EU, 
vielleicht sogar weltweit in andere Staaten führt. 
Stattdessen müssten Sie einen ganzheitlichen An-
satz verfolgen. Das tun Sie aber gerade nicht, weil 
Sie sich in den Kopf gesetzt haben, ein solches Ge-
setz machen zu müssen.  

Dieses Klimaschutzgesetz – da waren sich alle ei-
nig – hilft dem Klima nicht, sondern es schadet un-
seren Kommunen, es schadet der Wirtschaft, es 
schadet den Arbeitsplätzen, und es schadet der 
Landwirtschaft.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Wenn Sie dagewesen wären, hätten Sie nach der 
Anhörung vor zwei Wochen nur noch eine Schluss-
folgerung ziehen können, die ich Ihnen, Herr Rem-
mel, heute noch einmal empfehlen möchte: Ziehen 
Sie das Klimaschutzgesetz so schnell wie möglich 
zurück.  

(Beifall von der CDU) 

Zweites Thema. Seit zweieinhalb Jahren blockiert 
diese Regierung das weltweit modernste Steinkoh-
lekraftwerk, nämlich das Kraftwerk in Datteln.  

(Parl. Staatssekretär Horst Becker: Und die 
weltweit modernste CDU!) 

Sie müssen, um den drohenden Stillstand der Züge 
und kalte Wohnungen im Ruhrgebiet gerade noch 
einmal zu verhindern, jetzt die alten Kraftwerksblö-
cke durch eine Duldung am Laufen halten.  

(Zurufe von den PIRATEN) 

Das ist die Konsequenz Ihrer Politik. Herr Remmel, 
wenn Sie etwas für Klimaschutz und Energieeffizi-
enz tun wollen, wäre es Ihre Aufgabe, dafür zu sor-
gen, dass alte Anlagen vom Netz gehen können. 
Dafür müssen Datteln 4 und Lünen genehmigt wer-
den. Darum müssen Sie sich kümmern und nicht 
um solche Duldungen.  

(Beifall von Dr. Joachim Stamp [FDP]) 

Thema „Nationalpark“: Der Nationalpark Senne-
Teutoburger Wald – das weiß jeder in diesem Haus – 
ist faktisch beendet. Er war fachlich übrigens von An-
fang an zweifelhaft. Eine Kulturlandschaft wie die 
Senne kann man nicht mit dem Mittel des Prozess-
schutzes erhalten, sondern wenn man dort Prozess-
schutz praktizieren würde, würde man diese Land-
schaft geradezu zerstören.  

Sie sollten schnellstens Abstand von diesem Projekt 
nehmen und ihre Werbebüros im Nationalpark 
schließen. Es gibt dort sowieso nichts mehr. Die 
Region hat sich davon verabschiedet, und die dort 
tätigen Förster sollten Sie dringend in der nötigen 
Revierbetreuung einsetzen, denn dort werden sie 
gebraucht.  

(Beifall von der CDU) 

Wenn Sie schon mir nicht zustimmen, was ich nicht 
unbedingt erwarte, dringt vielleicht der Ehrenvorsit-
zende des Bundes Deutscher Forstleute, Ihr Partei-
freund Bernhard Dierdorf, zu Ihnen durch. Er hat in 
dieser Woche die Politik der Regierung als eine 
„forstpolitische Nullnummer“ bezeichnet. Ich sage 
Ihnen: Wo er recht hat, hat er recht.  

(Beifall von der CDU) 

Zum Thema „erneuerbare Energien“: Wie schon 
beim Windenergieerlass beschreiben Sie mit dem 
jetzt vorgelegten Windenergieatlas lediglich Poten-
ziale. Die Probleme des Artenschutzes werden da-
rin nicht angesprochen. Es geht nicht um das feh-
lende Wissen in den Regionen oder in den Ge-
meinden um die Potenziale, sondern darum, dass 
Umwelt- und Artenschutzbehörden mittlerweile lan-
desweit Hemmnisse gegen neue Windanlagen auf-
bauen.  

Warum steht denn sonst in den neuesten Untersu-
chungen von WindGuard Nordrhein-Westfalen für 
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das erste Halbjahr 2012 gerade einmal auf Platz 8 
aller Bundesländer? 400 Windräder, Herr Remmel, 
wollen Sie jedes Jahr bauen. Das haben Sie in der 
letzten Woche verkündet. Gerade einmal 30 sind es 
bis Mitte des Jahres für das Jahr 2012 geworden. 
Daran sehen Sie, welche Aufgabe noch vor Ihnen 
liegt. Ich befürchte, Sie werden sie mit Ihren Metho-
den nicht erfüllen.  

Sorgen Sie bitte dafür, dass die Anträge, die in den 
Kommunen zuhauf vorliegen, genehmigt und nicht 
ständig blockiert werden können. Sorgen Sie dafür, 
dass Windkraft im Wald endlich möglich gemacht 
wird. Sorgen Sie dafür, dass Bürger-Windanlagen 
und Energiegenossenschaften in Nordrhein-
Westfalen nicht ausgebremst werden. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Dann haben Sie uns an Ihrer Seite, aber nicht für 
Ihre Verhinderungspolitik.  

Fazit: Sie beschreiben – das haben Sie vorhin im 
ersten Redeteil auch wieder getan – entweder Hor-
rorszenarien oder schöne Ziele. Nur: Bei der Lö-
sung der Probleme kommen Sie keinen Schritt wei-
ter. Das ist leider eine traurige Bilanz eines Minis-
ters, der einen fast um ein Viertel höheren Etat als 
sein Vorgänger zur Verfügung hat.  

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Deppe. – Für die SPD-Fraktion spricht der 
Kollege Meesters.  

Norbert Meesters (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zu-
hörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne! Der Schutz 
unseres Klimas und der natürlichen Lebensgrundla-
gen gehört unbestritten zu den größten Herausfor-
derungen der kommenden Jahrzehnte.  

„Klimaschutz ist eine gewaltige Aufgabe, aber 
auch eine große Chance. Durch Anstrengungen 
im Klimaschutz kann der Industriestandort NRW 
gestärkt werden: Klimaschutz ist Fortschrittsmo-
tor.“ 

So heißt es unter der Überschrift „Klimaschutz ma-
de in NRW“ in unserer aktuellen rot-grünen Koaliti-
onsvereinbarung. Das macht deutlich: Der Klima-
schutzpolitik widmen wir im Interesse der Men-
schen, der wirtschaftlichen Entwicklung unseres 
Landes und des Erhalts einer lebenswerten Umwelt 
unsere ganz besondere Aufmerksamkeit.  

Gerade wir in NRW, dem Energieland Nummer 1, 
sind gefordert, Impulse zu setzen. Uns kommt eine 
besondere Verantwortung zu. Die Menschen in un-
serem Land erwarten von uns völlig zu Recht, dass 
wir eine verantwortliche und nachhaltige Politik ma-
chen.  

Mit dem neu eingebrachten Entwurf des Klima-
schutzgesetzes und der aktuellen Erarbeitung des 
Klimaschutzplanes, der die notwendigen Maßnah-
men zur Erreichung der von uns gewünschten und 
notwendigen Klimaschutzziele enthalten wird, set-
zen wir den rechtlichen Rahmen für die Umsetzung 
unserer Ziele.  

Für uns als SPD-Fraktion ist es eine Selbstver-
ständlichkeit, dass die Menschen im Mittelpunkt un-
serer Politik stehen. Denn von ihnen haben wir die-
sen Auftrag bekommen. Daher ist es unser Ziel, die 
Menschen auch und gerade beim Klimaschutz mit-
zunehmen, denn sie sind – das wissen wir alle ganz 
genau – gerade bei diesem Thema sehr stark sen-
sibilisiert.  

Nichthandeln für den Klimaschutz käme uns mittel- 
und langfristig sehr teuer zu stehen. Deshalb brin-
gen wir das Klimaschutzgesetz auf den Weg. Wir 
wollen im Sinne der Menschen die Weichen für eine 
verantwortliche Politik für die Zukunft unserer Kinder 
und Enkel stellen. Dabei ist für uns klar: Klima- und 
Umweltschutz funktionieren nur im Einklang und 
damit Hand in Hand mit der Wirtschaft. Umwelt-
schutz und Wirtschaftsförderung schließen sich 
eben nicht gegenseitig aus, sie bedingen einander 
vielmehr, wenn wir die Wirtschaft in NRW zukunfts-
orientiert aufstellen wollen.  

Klimaschutz- und Wirtschaftspolitik gegeneinander 
auszuspielen, ist ein politischer Reflex der Vergan-
genheit.  

Wir wissen, dass Ökonomie und Ökologie, Arbeit 
und Umwelt eben keine Gegensätze sind, wenn 
man es richtig, mit Augenmaß und im Dialog mit 
den Bürgerinnen und Bürgern macht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Eine zukunftsorientierte und innovative Umweltpoli-
tik im Industrieland NRW schafft neue Perspektiven 
für die Wirtschaft in der technologischen Bewälti-
gung der Aufgabe Klimaschutz. So wird eine inno-
vative Klimaschutzpolitik zum Fortschrittsmotor und 
damit auch zum Jobmotor in unserem Land.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist und bleibt 
für uns die Maßgabe unserer Arbeit: Der Klima-
schutz als Motor für Innovation, Wandel und Ar-
beitsplätze.  

Bedenken Sie die vielen mittelständischen Unter-
nehmen, die im Bereich der erneuerbaren Energien 
aktiv sind. Deren Förderung, Herr Deppe, haben 
CDU und FDP in der Zeit ihrer Interimsregierung 
nicht nur sträflich vernachlässigt. Sie haben deren 
Entwicklung vielmehr fünf Jahre lang aus ideologi-
schen Gründen unterdrückt, anstatt sie zu fördern 
und den notwendigen Ausbau erneuerbarer Ener-
gien in NRW voranzutreiben. Der Platz 8 unter den 
Bundesländern ist Ihr Verdienst, Herr Deppe. 

Wir machen das anders, und wir machen das bes-
ser. 
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(Beifall von der SPD) 

Klimaschutzpolitik ist eine klassische Querschnitts-
aufgabe. Es geht ebenso um die Bereiche des tägli-
chen Lebens der Menschen in unserem Land wie 
auch um nichts weniger als die Gestaltung unserer 
Zukunft. Wer dies politisch leugnet, verkennt die 
immensen langfristigen Nachteile sowohl für den 
Wirtschaftsstandort NRW als auch für unser wert-
volles Naturerbe. Daher müssen und werden wir ei-
ne nachhaltige und gerechte Politik für die Men-
schen in NRW machen. Nur so können wir langfris-
tig unsere lebenswerte Umwelt erhalten, die Wirt-
schaftskraft des Landes stärken und die sozialen 
Herausforderungen, die sich daraus ergeben, in der 
Zukunft bewältigen. – Ich danke für die Aufmerk-
samkeit.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Meesters. – Für die FDP-Fraktion spricht 
der Kollege Höne. 

Henning Höne (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Der Klimawandel ist natür-
lich – ich glaube, darüber besteht auch Konsens – 
insgesamt für die Politik, für die Gesellschaft, für die 
Wirtschaft eine extrem große Herausforderung. Da-
rum ist es auch nur richtig, wie ich finde, dass wir 
dieses Thema hier noch einmal auch in einem ge-
sonderten Block besprechen. 

Zentrales Element der Landesregierung im Bereich 
Klimaschutz ist – das ist eben schon angeklungen – 
das Klimaschutzgesetz. Dem möchte ich mich ger-
ne noch einmal widmen. 

Dieses Gesetz, lieber Herr Remmel, ist ja vor al-
lem – so ist mein Gefühl – Ihr Versuch, sich selbst 
und den Grünen in dieser Landesregierung ein 
Denkmal zu setzen.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Das hat er gar 
nicht nötig!) 

Das Problem ist dabei nur: Der Aufgabe der Ener-
giewende und dem Klimaschutz wird dieses Gesetz 
nicht im Geringsten gerecht. Wir dürfen, eben weil 
diese Herausforderung so groß ist, hier nicht auf 
Ideologie setzen, sondern man muss vielmehr sach-
lich versuchen, die Einhaltung der Klimaziele der 
Europäischen Union zu erreichen. Eben genau das 
gelingt uns nicht, in keinster Weise, wenn wir so tun, 
als wäre Nordrhein-Westfalen eine völlig unabhän-
gige Insel und hätte keine Beziehung zu Nachbar-
ländern sowohl innerhalb Europas als auch außer-
halb.  

Wir sind hier in NRW sicherlich in vielen Bereichen 
Vorreiter im Klimaschutz. Die NRW-Industrie – auch 
das ist eben schon angeklungen – ist zum Glück 
Fortschrittsmotor bei Klimaschutztechnologien.  

Aber – das ist noch einmal wichtig – ohne die In-
dustrie, ohne unsere Industrie gäbe es eben keine 
Möglichkeiten zur Weiterentwicklung von Windrä-
dern oder bei Dämmstoffen oder zum Beispiel bei 
Solarzellen, die dann alle im weiteren Verlauf ihres 
Produktlebens bei der Senkung der CO2-
Emissionen helfen.  

Darum ist es im Übrigen auch so falsch, dass Ihr 
zentrales Element, das Klimaschutzgesetz, diese 
produktbezogenen CO2-Einsparungen überhaupt 
nicht berücksichtigt und erst recht nicht würdigt, 
sondern Sie schauen lediglich quellenbezogen da-
rauf: Wo wird denn eigentlich produziert? Sie neh-
men das als Maßstab, vergessen aber das, was im 
weiteren Verlauf bei diesem Produkt passiert.  

(Beifall von der FDP) 

Genau da hat auch die Anhörung, die gerade auch 
schon erwähnt wurde, ergeben, dass Sie hier zu 
kurz springen. 

Die Sachverständigenanhörung hat außerdem er-
geben, dass es im Moment noch keine gut geeigne-
ten wissenschaftlichen Verfahren gibt, um eben die-
se gesamte Einsparungswirkung zu erfassen, die 
ein Produkt in seinem Lebenszyklus hat, und dass 
diese darum auch nicht im Klimaschutzplan berück-
sichtigt werden müssen. 

Ich frage mich da nur: Anstatt dann trotzdem alles 
festzuschreiben mit dem Wissen, dass es eigentlich 
falsch ist, warum setzen Sie dann nicht erst in dem 
anderen Bereich auf Forschung, um eben doch 
besser produktbezogen bilanzieren zu können? 

(Beifall von der FDP) 

Sie springen zu kurz, im Übrigen auch im Wind-
energieatlas, was das Potenzial da angeht, ohne zu 
schauen, wie überhaupt vor Ort die Bedingungen 
sind, ohne zum Beispiel noch einmal genauer auf 
das Thema „Netzausbau“ einzugehen.  

Ich habe das Gefühl, Sie wollen vor allem hier je-
derzeit Klassenbester sein, sitzen in der ersten Rei-
he wie früher die ganz beliebten Schüler in der 
Schulklasse und vergessen aber, dass wir nicht wei-
terkommen, wenn wir 16 verschiedene Energie-
wenden hier in Deutschland vornehmen, und dass 
auch niemandem geholfen ist, wenn einer einzeln 
für sich immer der Beste sein möchte, anstatt das 
große Ganze im Blick zu halten. 

(Beifall von der FDP) 

Stattdessen wird insbesondere mit der quellenbe-
zogenen Betrachtung dieses Gesetz eher zu einer 
großen Belastung der NRW-Wirtschaft und insbe-
sondere der energieintensiven Unternehmen, die 
wir doch aber genau wie in den eben genannten In-
dustrien gerade für das Gelingen der Energiewende 
mittel- und langfristig besonders brauchen. 

Und: Sie wollen zukünftig den Klimaschutz über alle 
gesellschaftlichen Belange stellen. Auch dagegen 
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sind wir. Wir sind gerne mit dabei, Klimaschutz wei-
ter mit nach vorne zu tragen, aber gleichberechtigt 
mit anderen Interessen. Denn das Ganze einfach 
allem überzustülpen wird das Klima nicht effektiv 
schützen. Auch das ist ja in der Anhörung heraus-
gekommen, was das Klimaschutzgesetz angeht. 
Durch den Emissionshandel in Nordrhein-Westfalen 
werden wir hier keine Insellösung hinkriegen kön-
nen, die wirklich unter dem Strich der Umwelt hilft,  

(Beifall von der FDP) 

sondern nur eine, die hier in NRW Emissionen zu-
rückfährt, die dann aber in anderen europäischen 
Ländern zu niedrigeren Preisen für diese Zertifikate 
nachgeholt werden können, zu niedrigeren Umwelt-
standards.  

Das wird vor allem dazu führen, was ganz gefährlich 
ist: Indem Sie durch eine solche Vorgehensweise 
ideologisch Wirtschaft und damit Arbeitskräfte ge-
fährden, gefährden Sie auch vor allem die Akzep-
tanz dieses gesamten Projektes. Genau die dürfen 
wir unserer Meinung nach nicht verlieren.  

Das Klimaschutzgesetz – auch das habe ich hier 
schon mehrfach angesprochen – ist zudem auch in 
der aktuellen Fassung noch verfassungsrechtlich 
hoch bedenklich. Das kommt noch hinzu, wie ja bei 
manchen anderen Projekten aus Ihrem Hause 
auch. Ich kann Ihnen auch noch einmal an dieser 
Stelle sagen: Die Expertenanhörung hat uns in die-
ser Ansicht eher bestärkt als das Ganze zu entkräf-
ten.  

Wenn wir es ernst meinen damit, dass Ökonomie 
und Ökologie zusammengehen sollen, dann müs-
sen wir daran mitarbeiten, dass der Standort in 
Nordrhein-Westfalen gerade auch für diese energie-
intensiven Unternehmen attraktiv bleibt, dass For-
schung passieren kann, dass auch expandiert wer-
den kann und dass wir die hier produzierte Klima-
schutztechnologie zum Exportschlager machen und 
nicht nur das Know-how nach außen hin geben. 
Lieber Herr Minister Remmel, mit Ihrem Prestigeob-
jekt schaffen wir das nicht. – Ich danke Ihnen für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Höne. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
spricht Frau Kollegin Brems. 

Wibke Brems (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Klima-
wandel ist in Nordrhein-Westfalen angekommen, 
der Klimaschutz ist es mit dieser Landesregierung 
auch endlich.  

(Vorsitz: Vizepräsident Eckhard Uhlenberg) 

Sogar im Klimaskeptikerland USA ist die Notwen-
digkeit des Klimaschutzes angekommen – leider 

erst wieder durch so verheerende Ereignisse wie 
dem Hurrikan „Sandy“. So hat der Bürgermeister 
von New York City, Bloomberg, erst vor einigen Ta-
gen sofortiges Handeln gefordert. Der alte und neue 
Präsident Obama bekannte sich heute in seiner 
Dankensrede zum Klimaschutz. Wir können nur hof-
fen, dass die in diese Äußerungen gesetzten Hoff-
nungen nicht enttäuscht werden. 

Unabhängig von den Anstrengungen in anderen 
Ländern stehen wir hier in Nordrhein-Westfalen vor 
enormen Herausforderungen beim Kampf gegen 
den Klimawandel und bei der damit verbundenen 
Energiewende in unserem Industrieland Nordrhein-
Westfalen.  

Die ersten richtigen und wichtigen Schritte ist diese 
Landesregierung mit dem Klimaschutzgesetz be-
reits gegangen, das hier schon von vielen ange-
sprochen wurde. Wir gehen hier voran, wir als Land 
Nordrhein-Westfalen haben eine Vorreiterrolle an-
genommen. In der Anhörung, die vor Kurzem in 
diesem Raum stattgefunden hat, haben wir viele 
positive Rückmeldungen bekommen. 

Lieber Herr Höne, Sie sagen, dass Sie eigentlich 
eine produktbezogene Bilanzierung haben wollen. 
Die gibt es aber noch nicht; die wissenschaftlichen 
Erkenntnisse sind noch nicht da. Ihre Konsequenz 
daraus ist, nichts zu tun. Das ist eine komplett un-
verständliche Art und Weise, damit umzugehen. Sie 
verneinen damit die Aussagen der Klimawissen-
schaftler der Welt, dass es einen Klimawandel gibt 
und dass wir jetzt, und zwar unverzüglich, handeln 
müssen unverzüglich. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ihr Gerede von Ideologie, Herr Höne, hört sich da-
gegen eher so an wie die heutige Aussage von Do-
nald Trump, dem Multimillionär, auf Twitter. Der hat 
nämlich die Vorstellung, dass das „Konzept der glo-
balen Erwärmung“ von den Chinesen erfunden 
wurde, um amerikanische Produkte unwirtschaftlich 
zu machen. Ich finde, das, was Sie hier sagen und 
was Herr Deppe immer beschwört, nämlich dass 
das Klimaschutzgesetz für die Wirtschaft in Nord-
rhein-Westfalen negative Auswirkungen hat, hört 
sich nicht viel anders an als das, was Herr Donald 
Trump von sich gegeben hat. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Landesregierung geht wirklich ganz neue Schrit-
te: mit dem Klimaschutzplan, mit dem Dialog mit 
Verbänden, der Wirtschaft und energieintensiven 
Unternehmen. Sie machen das alles gemeinsam. 
Ich finde, das ist genau der richtig Weg. Genau so 
muss man es machen. Es ist das erste Mal, dass 
das gemacht wird. Da kann, finde ich, an der einen 
oder anderen Stelle auch noch etwas ausprobiert 
werden. Ich sehe bisher aber nur positive Effekte 
und bin davon überzeugt, dass das auch gut gelin-
gen wird. 
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Eine Konsequenz des Kampfes gegen den Klima-
wandel ist aber eben auch die Energiewende. Auch 
hierzu wurde schon das große Thema der Wind-
energie in Nordrhein-Westfalen angesprochen. Wir 
haben bereits einiges erreicht: mit dem neuen 
Windenergieerlass, dem Leitfaden „Wind im Wald“ 
und der Potenzialanalyse. Damit haben wir gezeigt, 
dass die Ziele, die die Landesregierung hat, er-
reichbar sind und dass es sogar noch Potenzial 
darüber hinaus gibt.  

Landauf, landab machen sich die Kommunen nun 
auf, ihr Potenzial auszunutzen. Bevor nun Herr 
Hovenjürgen oder andere wieder eine Nachfrage 
stellen, sage ich: Bis man etwas sieht, dauert das 
Ganze eben. Wir alle miteinander brauchen etwas 
Geduld, bis nach der ersten Planung ein Windrad 
dann wirklich steht. 

Die Reduktion der Treibhausgase schaffen wir nicht 
allein, indem wir die Energiewende beim Strom 
stemmen. Wir brauchen dafür auch eine Wende bei 
der Wärme. Dafür hat das dicht besiedelte Land 
Nordrhein-Westfalen ein enormes Potenzial, das wir 
mit Kraft-Wärme-Koppelung ausnutzen wollen. Die-
se Landesregierung nimmt sich nicht nur Ziele vor, 
wie es Schwarz-Gelb zuvor getan hat, sondern stellt 
auch finanzielle Mittel in beachtlichem Umfang zur 
Verfügung. 

Das waren einige Beispiele. Wir fordern Sie, liebe 
CDU und liebe FDP, auf, Probleme nicht herbeizu-
reden, wie Sie das gerne tun, sondern die Heraus-
forderungen, vor denen wir stehen, anzunehmen, 
und zwar jetzt, denn das Zeitfenster, in dem wir dem 
Klimawandel entgegentreten können, wird immer 
kleiner. Wir müssen jetzt endlich handeln. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Brems. – Für die Fraktion der Pi-
raten spricht der Kollege Rohwedder. 

Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Klima-
wandel ist unbestreitbar. Er ist bei uns bereits ange-
kommen.  

Ich möchte hier jetzt einen Antrag vorstellen, den 
wir zum Thema der Anpassungsstrategien einge-
bracht haben. Erstaunlich finde ich es, dass hier 
bisher wenig zum Haushalt gesprochen wurde. Be-
sonders der Eingangsbeitrag der CDU zeigt, dass 
eine Partei, die zur Landtagswahl kein Wahlpro-
gramm hatte und die im Umweltausschuss wie auch 
hier im Plenum eher als Spaßpartei auftritt, keine 
ernstzunehmenden Beiträge zu diesem wichtigen 
Thema zu liefern hat. 

(Beifall von den PIRATEN)  

Wir sehen die Auswirkungen schon heute.  

Wer mit offenen Augen hier in Nordrhein-Westfalen 
oder anderswo in Deutschland durch die Natur läuft, 
der sieht überall weiße Reiher in der Landschaft – 
ein Bild, das ich, als ich Kind und Jugendlicher war 
und anfing, mich mit Vogelschutz zu befassen, noch 
gar nicht kannte. Da gab es keine wild lebenden 
weißen Reiher in Deutschland. Der Silberreiher brü-
tet mittlerweile in Mecklenburg-Vorpommern. Der 
Bienenfresser, eine andere mediterrane Art, brütet 
mittlerweile in der Nähe von Bremen. Der fliegt 
schon in Dänemark ein und wird wahrscheinlich in 
den nächsten Jahren auch dort brüten. Der Schlag-
schwirl hat im südlichen Dortmund gesungen. Das 
ist eine Vogelart, die man vielleicht am Balatonsee 
in Ungarn erwartet, aber nicht im südlichen Dort-
mund. Genauso verhält es sich mit dem Orpheus-
spötter, ebenfalls eine mediterrane Art, die mittler-
weile am Flughafen Dortmund brütet.  

Was gut ist für die einen Arten, ist schlecht für die 
anderen. Es gibt jede Menge Arten, die nicht so 
mobil sind wie Vögel und nicht ausweichen können. 

Es gibt eine weitere globale Auswirkung durch einen 
vermehrten Ausstoß von Methan durch tauende 
Methanhydrate auf dem Meeresgrund und durch 
Lachgasproduktion. Lachgas ist ein hochwirksames 
Klimagas in der Arktis. Es nimmt stark zu, weil dort 
der Permafrostboden antaut und organisches Mate-
rial von Mikroben abgebaut wird, wobei Lachgas 
produziert wird.  

Das heißt, dass dieses famose 2-Grad-Ziel, das 
immer wie eine Monstranz vor uns hergetragen 
wird, als sei es ein erstrebenswertes Ziel, eine Art 
Klimaoptimum, einerseits wahrscheinlich zu niedrig 
angesetzt ist, weil wir es nicht werden halten kön-
nen, andererseits aber zu hoch ist, weil die schon 
auftretenden Auswirkungen zeigen, dass es einen 
zunehmend selbstverstärkenden Effekt des bereits 
eingetretenen Klimawandels gibt. Umso wichtiger ist 
es, schon jetzt mit Klimaanpassungsstrategien an-
zufangen.  

Es wird Extremniederschläge geben. Es wird Hitze-
wellen geben. Die wärmere Troposphäre kann mehr 
Feuchtigkeit aufnehmen und hat mehr potenzielle 
Energie, was sich in extremen Wetterlagen auswir-
ken wird.  

Im Kapitel 10 060 Titelgruppe 62 des Haushalts-
entwurfs wird von einer weiteren Erwärmung um 1,9 
Grad bis Mitte des Jahrhunderts ausgegangen. Das 
ist zusätzlich zu der bereits stattgefundenen Erwär-
mung. Es geht also nicht um das 2-Grad-Ziel, son-
dern hintenherum wird das 3-Grad-Ziel eingeführt.  

Das ist auch einigermaßen realistisch, muss man 
sagen, wenn man sieht, wie die Landesregierung 
hier tatsächlich vorgeht. Man lässt sich von der 
Bundesbahn und den Betreibern von Datteln 1 bis 3 
erpressen durch unglaubliche Drohungen, was pas-
sieren würde, wenn man diese „alten Möhren“ mit 
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einem Wirkungsgrad etwas besser als ein Lager-
feuer nicht doch wieder anwerfe. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Unglaubliche, unfassbare Dinge würden passieren: 
Züge würden Verspätung haben, einige würden so-
gar ausfallen. – Das hat es ja noch nie gegeben! 
Das ist ja Wahnsinn! 

(Heiterkeit und Beifall von den PIRATEN) 

Dann ist es doch ganz klar, dass diese „alten Möh-
ren“ wieder angefahren werden müssen.  

Und die Grünen-Vertreter im Regionalrat Münster-
land stimmen für die Änderung des Regionalplanes, 
um den Schwarzbau Datteln 4 nachträglich zu lega-
lisieren. Da kann man nur hoffen, dass sich das für 
die beiden Helden da auch finanziell gelohnt hat.  

(Heiterkeit von den PIRATEN – Zuruf: Oi, oi, 
oi!) 

– Da kann man wirklich sauer werden!  

In Hambach wird der Forst weiter abgeholzt; da wird 
weiter Braunkohletagebau betrieben.  

Und das ist dann hier die Klimaschutzpolitik.  

Der Regierungsvorschlag, 500.000 € für innovative 
Projekte und die Entwicklung von Handlungsstrate-
gien bereitzustellen, ist völlig unzureichend.  

Wir fordern die Energiewende, die regional und lo-
kal stattfinden muss. Genauso müssen auch die 
Klimaanpassungsstrategien regional und lokal statt-
finden. Wir fordern in unserem Antrag zu Kapitel 
633 62 – sonstige Zuweisungen an die Gemeinden 
und Gemeindeverbände – eine Erhöhung von 
20 Millionen €, damit die mit der Arbeit anfangen 
und Anpassungsstrategien entwickeln können.  

Es entstehen neue Pflichten für die Kommunen mit 
daraus resultierenden finanziellen Belastungen. Und 
diese notwendigen Anpassungen müssen eben 
entsprechend den örtlichen Gegebenheiten, so un-
terschiedlich wie sie sind, lokal und regional geplant 
und durchgeführt werden. 

Die Kommunen haben in der Anhörung zum Klima-
schutzgesetz und auch in ihrer Stellungnahme da-
rauf hingewiesen, dass unter die Pflicht zur Erstel-
lung eines Klimaschutzkonzeptes und zur Umset-
zung der daraus resultierenden Maßnahmen – und 
diese Pflicht beinhaltet das Klimaschutzgesetz – 
Anpassungen dahin gehend fallen, dass das Land 
für ausreichende und verlässliche Finanzierungs-
grundlagen sorgen muss. Das besagt schon das 
Konnexitätsprinzip.  

In dem Beitrag der Kommunen wurde gesagt, dass 
eine Anfangsförderung für mittelgroße Städte 60.000 
bis 80.000 € ausmachen könne. Dabei wird davon 
ausgegangen, dass für etwa 283 kreisangehörige 
Städte und Gemeinden … 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
darf ich Sie freundlicherweise daran erinnern, dass 
Ihre Redezeit beendet ist. 

Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN): Ja, ich kom-
me gleich zum Ende. – Also, unser Antrag ist zu 
verstehen als eine Anfangsfinanzierung. Weitere 
Landesmittel für die Kommunen müssen selbstver-
ständlich folgen. Als Gegenfinanzierung schlagen 
wir die Streichung der 7 Millionen € für 2012 für den 
Rückbau des sozialdemokratischen Thorium-
Staatsreaktors in Hamm-Uentrop und die Verpflich-
tungsermächtigung für die folgenden Jahre vor. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Rohwedder. – Für die Landes-
regierung spricht Herr Minister Remmel. 

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Auch wenn Sie es wiederholen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der CDU, Herr Deppe und 
Herr Hovenjürgen: Es wird dadurch nicht besser. 
Man muss es immer wieder als das brandmarken, 
was es ist: Es ist schon ein wirklich dummdreistes 
politisches Schauspiel, das Sie hier in Sachen 
Windenergie und erneuerbare Energien in Nord-
rhein-Westfalen aufführen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Also erst die Reifen plattstechen, dann sich dane-
benstellen, wenn andere die Reifen reparieren bzw. 
neue Reifen besorgen, und sagen: Nun fahrt aber 
mal schneller! – Das ist wirklich ein Bubenstück 
sondergleichen. Statt an dieser Stelle zu fragen, wo 
Sie helfen und unterstützen können, weil Sie da-
mals Fehler gemacht haben, stellen Sie sich dane-
ben und kritisieren und wollen von Ihrer Vergangen-
heit nichts mehr wissen. So kommen Sie aus dieser 
Nummer nicht heraus!  

(Zurufe von der CDU) 

Ich würde mir wünschen, dass Sie zum Beispiel … 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Würden Sie ei-
ne Zwischenfrage vom Kollegen Schemmer zulas-
sen? 

Minister Johannes Remmel: Sehr gerne.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege 
Schemmer, bitte schön. 
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Bernhard Schemmer (CDU): Herr Minister, nach-
dem Sie uns so schön erzählt haben, was Sie alles 
richtig machen, erklären Sie uns bitte mal, warum 
die alternative Energie in Deutschland rund 25 % 
der Stromerzeugung im Jahre 2012 ausmacht, wäh-
rend es in Nordrhein-Westfalen nur 8 % sind, wobei 
dieser Wert auch nur deshalb erreicht wird, weil 
CDU-geführte Kreise – ich kann sie Ihnen mal auf-
zählen – von Borken bis Soest tatsächlich 40 % er-
reichen. Das liegt doch offensichtlich daran, dass 
da, wo Rot-Grün im Lande regiert, nichts fertig wird.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, 
bitte schön. 

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
Herr Schemmer, ich nehme Sie mal mit, wir gucken 
uns mal die ganzen Statistiken an. Wir in Nordrhein-
Westfalen waren im Jahre 2005 auf Platz 3 im 
Windausbau in der Republik. Wir sind 2010 und 
2011 auf Platz 5 zurückgefallen. Und das war Ihre 
Politik in der Zeit von 2005 bis 2010, die darauf ge-
setzt hat, die Windenergie in Nordrhein-Westfalen 
kaputtzumachen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist Ihre Bilanz! Wir haben jetzt damit zu tun, die 
Bremsspuren zu beseitigen und die Bremsklötze 
wegzunehmen. Da würde ich mir tatsächlich wün-
schen, dass Sie an der einen oder anderen Stelle 
helfen würden.  

Wir haben es im Bundesrat endlich geschafft, eine 
Mehrheit dafür zu finden, § 249 im Baugesetzbuch 
zu ändern, damit die Kommunen schneller planen 
können. Aber das muss im Bundestag umgesetzt 
werden und braucht dort eine Mehrheit. Ich würde 
mir wünschen, wenn Sie bei Herrn Altmaier, der da-
von redet, die Windenergie zu deckeln, aufschlagen 
und ihm klarmachen würden, dass wir in Nordrhein-
Westfalen tatsächlich noch einen Ausbau brauchen. 
Wir sind in der Tat ein Stück zurück und müssen 
aufholen. Da würde ich mir Ihre Unterstützung wün-
schen.  

Aber noch schlimmer – das muss ich an dieser Stel-
le auch sagen – ist die Positionierung des Kollegen 
Höne von der FDP. Es ist ja wohlfeil, was Sie sa-
gen. Insofern ändert sich zumindest das äußere 
Auftreten gegenüber Ihren Kolleginnen und Kolle-
gen in der letzten und vorletzten Legislatur, die den 
Klimawandel schlichtweg geleugnet haben. Sie sa-
gen ja zumindest: Es ist ein Problem, aber ohne da-
nach zu sagen, wie wir es lösen, wie wir es ange-
hen können. Sie machen in Ihrer ganzen Rede kei-
nen einzigen Vorschlag dazu.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist die gleiche Politik, die Herr Rösler auf der 
Bundesebene macht: Ja, Energiewende wollen wir! 

Aber bei der Umsetzung ist ein Jahr lang überhaupt 
nichts passiert. Wir warten auf einen Masterplan, wir 
warten auf Rahmenbedingungen. So kann Ener-
giewende nicht funktionieren. Das ist die Fortset-
zung der Ignoranz der Notwendigkeit, eine umfas-
sende Energiewende anzugehen.  

Ja, wir in Nordrhein-Westfalen machen es tatsäch-
lich anders, Herr Lindner. Wir machen Energiewen-
de nicht mit den vier großen Energieversorgern im 
Hinterzimmer, sondern wir gehen mit dem Klima-
schutzgesetz, mit dem Klimaschutzplan in die Ge-
sellschaft. Wir wollen das, was die Ethikkommission 
formuliert hat. Das war doch nicht unsere, das war 
Ihre Ethikkommission, die gesagt hat: Energiewen-
de, Klimaschutz kann nur gelingen, wenn es ein 
Gemeinschaftswerk wird.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir machen dieses Gemeinschaftswerk mit allen 
Beteiligten der Industrie, der Wirtschaft, der Kirchen, 
der Gewerkschaften. Das ist der große Unterschied. 
Wir fragen die Menschen: Wie können wir es ge-
meinsam schaffen? Wir fragen alle Beteiligten: Wo 
können wir einen gemeinsamen Beitrag nach vorne 
bringen?  

Und – das ist wichtig an dieser Stelle – wir veran-
kern das, was als gesellschaftliche und politische 
Leitentscheidung tatsächlich notwendig ist, um eine 
solche Leitentscheidung überhaupt für einen Zeit-
raum von 30, 40 Jahren treffen zu können und sie 
nicht von Legislaturperioden abhängig zu machen. 
Das ist das, was wir mit dem Klimaschutzgesetz 
und mit dem Klimaschutzplan tatsächlich wollen.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, 
es gibt eine weitere Frage des Herrn Abgeordneten 
Höne.  

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
Sehr gerne.  

Henning Höne (FDP): Vielen Dank, Herr Minister 
Remmel. Sie haben gerade gesagt, dass Sie das 
Thema „Energiewende, Klimapolitik“ nicht im Hin-
terzimmer machen. Da würde mich vor dem Hinter-
grund der Aufstellung des Klimaschutzplans inte-
ressieren – was sich in den Gesetzentwürfen bis-
lang nicht wiederfindet –, nach welchen objektiven 
Kriterien Sie die Teilnehmer der entsprechenden 
Arbeitsgruppen ausgewählt haben.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, 
bitte schön.  

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
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Die Arbeitsgruppen sind offen. Daran können alle 
teilnehmen. Es sind auch alle eingeladen. Bei An-
fragen von außen haben wir uns bemüht, diese auf-
zunehmen. Da gibt es nichts zu verheimlichen. Wir 
machen offene Veranstaltungen. Es ist im Netz 
transparent. Einen solch transparenten Prozess gibt 
es in keinem anderen Bundesland. Und die Bundes-
regierung kriegt das schon gar nicht zustande.  

An einem Punkt allerdings möchte ich Klarheit her-
stellen: Mit einem Klimaschutzgesetz und einem 
Klimaschutzplan in Nordrhein-Westfalen werden wir 
das Weltklima selbstverständlich nicht retten. Es 
geht auch nicht nur um den Beitrag, den wir dazu 
leisten. Aber wenn wir die Ziele für Europa ernst 
nehmen – und die sind nicht von Nordrhein-
Westfalen gemacht –, 80 % bis 90 % bis 2050, auch 
die nationalen Ziele – die sind von Ihnen im Ener-
giekonzept der Bundesregierung niedergeschrieben 
worden –, mindestens 80 %, dann wird ein Schuh 
daraus. Denn wenn wir es hier in Nordrhein-
Westfalen nicht schaffen, in einem Industrieland mit 
30 % CO2-Anteil, mit über 33 % Anteil an der natio-
nalen Stromproduktion, dann wird es nirgendwo ge-
lingen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deshalb ist es eine besondere Herausforderung, 
eine gemeinsame ökonomische und ökologische 
Anstrengung, das hier gesellschaftlich auf den Weg 
zu bringen.  

Ich bin davon überzeugt, dass es eine Standortfrage 
auch für die Zukunft wird. Klimaschutz ist ange-
wandte Wirtschaftspolitik. Deshalb ist es wichtig für 
den Industriestandort Nordrhein-Westfalen, hierbei 
auch die industriepolitische Perspektive zu sehen. 
In der Tat: Wir brauchen Aluminium, wir brauchen 
Stahl, wir brauchen Dämmstoffe. Da liegt auch der 
Beitrag der nordrhein-westfälischen Industrie und 
Wirtschaft für eine gemeinsame Klimaschutzstrate-
gie in Europa und in der Bundesrepublik.  

Im Übrigen lassen Sie uns nicht bei Diskussionen 
über Quellenbilanzen oder Produktbilanzen stehen 
bleiben. Es ist so, dass nach diesem Motto in Euro-
pa bilanziert wird, national bilanziert wird. Warum 
sollen wir in Nordrhein-Westfalen anders bilanzie-
ren? Dass wir die Produktfragen miteinbeziehen, ist 
selbstverständlich. Hier liegen in der Tat auch große 
Chancen für unser Bundesland, mit guten Produk-
ten, mit guten Maschinen einen eigenen Beitrag 
zum Klimaschutz zu leisten.  

Ich wünsche mir, dass Sie bei diesem Gemein-
schaftswerk mitmachen und Ihre Bremserfunktion 
aufgeben würden. Wir brauchen einen Anschub von 
Ihrer Seite, damit wir auch von der Bundesregierung 
Unterstützung bekommen und tatsächlich einen 
gemeinschaftlichen Plan auf den Weg bringen kön-
nen. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Ich möchte darauf hinweisen, dass 
die Landesregierung ihre Redezeit um eine Minute 
verlängert hat. Gibt es zu diesem Einzelplan noch 
Wortmeldungen? – Das ist nicht der Fall. Damit sind 
wir am Schluss der Beratung. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Einzel-
plan 10. Der Haushalts- und Finanzausschuss emp-
fiehlt in Drucksache 16/1210, den Einzelplan unver-
ändert anzunehmen. Wer dem seine Zustimmung 
geben kann, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist die Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/1210 mit Stimmen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen von 
CDU, FDP und Piraten angenommen und der Ein-
zelplan 10 verabschiedet. 

Ich rufe nun auf: 

 Einzelplan 04 
Justizministerium 

Ich weise hin auf die Beschlussempfehlung und den 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1204.  

Ich eröffne die Beratung und erteile für die CDU-
Fraktion Herrn Abgeordneten Kamieth das Wort.  

Jens Kamieth (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Zunächst möchte ich 
etwas wiederholen, auch wenn wir das heute schon 
einige Male gehört haben: Der Haushaltsentwurf 
2012 wurde zu spät vorgelegt. Das Haushaltsjahr ist 
fast abgelaufen. Die Beratungen über den Einzel-
plan des Justizministers haben daher nur noch his-
torischen Charakter. Selbst wenn es heute eine 
Mehrheit für Änderungen geben würde, könnten 
diese keine politischen Wirkungen mehr entfalten, 
da das Jahr bereits zu fünf Sechstel abgelaufen ist. 
Das ist ärgerlich, das ist eine Missachtung des Par-
laments. So viel zur Politik der Einladung! 

Die Landesregierung zeigt ihr mangelndes Demo-
kratieverständnis. Sie wollen weiter Schulden ma-
chen, ohne ein nachhaltiges Konzept vorzulegen. 
Das gilt leider auch für den Haushalt des Justizmi-
nisteriums. 

Das betrifft zum Beispiel die Personalausgaben im 
Justizhaushalt. Zwar gibt es im Justizhaushalt tradi-
tionell keine großen Spielräume. Mehr als 
2,2 Milliarden € sind für Personalausgaben gebun-
den. Das sind etwa 61 % der Gesamtausgaben. 
Auch die Sachausgaben bilden einen großen Aus-
gabenblock. Beides ist nicht disponibel.  

Trotzdem gibt es zu wenig Personal im Justizbe-
reich. Richter und Staatsanwälte klagen über ihre 
Arbeitsbelastung. Die Strafvollzugsbediensteten 
müssen Monat für Monat Mehrstunden leisten. Es 
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hat sich ein Berg von 500.000 Überstunden ange-
häuft. Hier fehlt Personal. Wir erwarten hierzu krea-
tive Lösungen und ein schlüssiges Konzept von der 
Landesregierung, wie diese Missstände abgebaut 
werden können.  

Und was tun Sie? Sie reden zum Beispiel von ei-
nem Landesamt für Justiz. Sie planen offensichtlich, 
Kräfte abzuziehen und in einem Landesamt für Jus-
tiz zu bündeln. Zumindest hat die Landesregierung 
dies angekündigt. Das Landesamt soll ausgewählte 
operative Verwaltungsaufgaben anderer Justizbe-
hörden übernehmen. Bislang liegt kein Konzept vor. 
Es ist unklar, welche Aufgaben eine solche Mittel-
behörde übernehmen soll. Bisher hat der Justizmi-
nister lediglich stichwortartig eine solche Behörde 
gefordert, ohne näher auf ihre Aufgaben einzuge-
hen. Das halte ich für verwunderlich und für schäd-
lich angesichts des nicht gedeckten Personalbe-
darfs in der Justiz. 

(Beifall von der CDU) 

Auch aus der Praxis gibt es zu einer solchen Be-
hörde kritische Stimmen. Der Deutsche Richterbund 
bezweifelt zu Recht, dass die Verwaltungstätigkeit 
dadurch reduziert würde. Es steht zu befürchten, 
dass sie lediglich neu verteilt wird, indem eine neue 
Behörde geschaffen wird. Woher wollen Sie das 
Personal nehmen? Welche Gerichte und Staatsan-
waltschaften sollen für Verwaltungstätigkeit Stellen 
abgeben? Ich denke, dass gut ausgebildete Fach-
leute vor Ort in den Gerichten und Staatsanwalt-
schaften gebraucht werden. Von der Landesregie-
rung fordere ich ein Konzept für diese Behörde, 
wenn Sie denn gewünscht ist, damit wir nicht weiter 
im Nebel herumstochern.  

Was ist mit den dringend benötigten JVA-
Neubauten? In Nordrhein-Westfalen sind viele Jus-
tizvollzugsanstalten veraltet und in einem schlech-
ten Zustand. Das ist seit Jahren, wenn nicht gar seit 
Jahrzehnten bekannt. SPD und Grüne haben es in 
früheren Regierungszeiten versäumt, die notwendi-
gen Neubauten rechtzeitig zu planen, Standorte zu 
suchen und die nötigen finanziellen Mittel zur Verfü-
gung zu stellen.  

Die CDU-geführte Landesregierung hat die Bedeu-
tung dieser Aufgabe dagegen sofort erkannt. Die 
damalige Justizministerin Roswitha Müller-
Piepenkötter hat frühzeitig reagiert und die entspre-
chenden Planungen eingeleitet, sodass Neubauten 
in Düsseldorf, Wuppertal, Attendorn und Heinsberg 
entstanden sind. Auf einen ersten Spatenstich von 
Herrn Minister Kutschaty warten wir bis heute ver-
geblich. 

Frau Müller-Piepenkötter hat darüber hinaus Ge-
spräche mit weiteren Standorten geführt, beispiels-
weise mit Münster. Leider hat der Justizminister 
diese Gespräche nicht in dem erforderlichen Maße 
fortgeführt. Doch im August dieses Jahres haben 
sie endlich Vernunft bewiesen und die Zusage für 

Münster gegeben. Aber auch hier geht es nur mit 
halber Kraft voran. Bislang haben Sie weder einen 
Zeitplan vorgelegt noch einen Standort vorgestellt.  

Auch viele andere Justizvollzugsanstalten in unse-
rem Land warten auf Renovierungen und Neubau-
ten. Herr Minister Kutschaty, handeln Sie, beenden 
Sie die schlechte Situation. Wir brauchen neue, gu-
te Justizvollzugsanstalten.  

Die Folgen Ihrer Politik sind die Ausbrüche. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Es gibt zahlreiche Vorkommnisse in den Justizvoll-
zugsanstalten unseres Landes: Ausbrüche, Folter, 
Angriffe auf Angestellte. Für diese Skandale sind 
Sie verantwortlich, Herr Minister.  

Niemand behauptet, dass zu unserer Regierungs-
zeit im Justizbereich alles optimal gelaufen wäre.  

(Zurufe von der SPD) 

Aber, Sie, Herr Minister, sind angetreten, es besser 
zu machen. Den Beweis, dieses Ziel zu erreichen, 
sind Sie zweieinhalb Jahre schuldig geblieben. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist beendet.  

Jens Kamieth (CDU): Legen Sie ein Konzept vor. 
Sehen Sie zu, wie wir die Aufgaben der Zukunft 
meistern können. Das Gutachten von Pricewater-
houseCoopers liegt nach fünf Monaten mittlerweile 
auch den Abgeordneten vor. Darin sind demografi-
sche Aufgaben aufgezeigt, die von Ihnen dringend 
angegangen werden müssen.  

Wir können dem Haushalt in dieser Form nicht zu-
stimmen – mangels Konzept und mangels Hand-
lungsempfehlungen für die Politik. – Ich bedanke 
mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Kamieth. – Für die SPD-Fraktion 
spricht der Abgeordnete Wolf. 

Sven Wolf (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen! Herr Kollege Kamieth, das er-
innerte mich gerade an „Täglich grüßt das Murmel-
tier“. Sie haben genau das Gleiche erzählt, was Ihre 
Kolleginnen und Kollegen hier schon zu anderen 
Einzelplänen vorgetragen haben.  

Es wird Sie nicht verwundern, dass die SPD-
Fraktion den vorgelegten Haushaltsentwurf aus-
drücklich begrüßt. Wir sehen hierin eine grundsätz-
liche Fortschreibung der klaren Handschrift des rot-
grünen Koalitionsvertrages.  
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Ich hatte in der seinerzeitigen Debatte bereits 
Stichworte genannt. Ich will sie gerne noch einmal 
anführen: leistungsstarke, moderne Justiz, sicherer, 
humaner Strafvollzug und besser früher helfen als 
später strafen oder, wie der Minister es sehr treffend 
formuliert hat, vorsorgen – nachhaltig und gerecht.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Kollege Kamieth, Sie haben die Rahmenbe-
dingungen genannt. Es ist richtig: Mehr als 60 % der 
Kosten im Einzelplan 04 sind Personalausgaben. 
Darüber kann man nicht viel diskutieren. Ihre Aus-
führung, Sie wollten mehr Personal, aber weniger 
Schulden, lässt mich fragen, wie Sie das in Einklang 
bringen wollen. Das können Sie vielleicht den 
Haushältern erklären. Ich habe nicht verstanden, 
wie das gehen soll.  

Ich will auf einige Schwerpunkte des Haushaltes 
kurz eingehen.  

Ende Januar gab es zahlreiche Medienberichte 
über ein Grundsatzurteil des Europäischen Ge-
richtshofs. Darin hat der Europäische Gerichtshof 
noch einmal ausdrücklich bekräftigt, dass eine stän-
dig befristete Verlängerung von Arbeitsverträgen 
nur aus sachlichen Gründen erlaubt sei, alles ande-
re verstoße gegen europäisches Recht.  

Es ging um folgenden Fall: Ein Arbeitgeber hatte 13 
Mal hintereinander befristete Jahresverträge vorge-
legt. Das hat in der Öffentlichkeit zu viel Kopfschüt-
teln geführt. Ich glaube, wir sind uns einig: Das ist 
kein guter Umgang, um motivierte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu haben! Ich war sehr erschüttert, 
dass sich dieser Fall in Nordrhein-Westfalen und 
dann auch noch im Justizbereich abgespielt hat. 

Die richtige Antwort darauf ist, das endlich zu been-
den. Das findet sich im vorgelegten Entwurf wieder. 
Die Aufgabe, solche Kettenverträge auszuschlie-
ßen, liegt nun zum Greifen nahe. Mit dem Be-
schluss über den Haushalt 2012 kann es uns gelin-
gen, dass die seit 2002 zumindest bis zum Jahr 
2009 ständig befristeten Verträge endlich in dauer-
hafte Beschäftigungsverhältnisse umgewandelt 
werden. Das führt zu mehr Motivation auf den Ge-
schäftsstellen, zu mehr Zusammengehörigkeit in 
den Gerichten und ist ein wichtiges Signal an die 
Beschäftigten in der Justiz. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Kollege Kamieth, die Amtsanwältinnen und 
Amtsanwälte haben sich zu Recht immer wieder 
über das hohe Arbeitspensum beklagt. Diesen As-
pekt haben Sie auch unterschlagen. Nicht nur in 
diesem, sondern schon im letzten Haushaltsplan-
entwurf sind die ersten Weichen dafür gestellt, dass 
es bei den Staatsanwaltschaften zu Entlastungen 
kommt. Es gibt 30 zusätzliche Amtsanwältinnen und 
Amtsanwälte. 

Auch die angespannte Stellensituation an den Sozi-
algerichten wird aufgegriffen und zur Kenntnis ge-
nommen. 

Es gibt aber noch einen Bereich, der ständig stei-
gende Ausgaben verursacht, nämlich die Prozess-
kosten- und Beratungshilfe. Das sehen wir ebenfalls 
mit großer Sorge. Denn dort macht die Justiz einen 
sehr großen Spagat: Auf der einen Seite müssen 
wir missbräuchliche Inanspruchnahme verhindern, 
auf der anderen Seite müssen wir aber auch für mit-
tellose Parteien den Zugang zum Recht ermögli-
chen. Wir haben zu dem Zweck verschiedene Mo-
delle angesprochen. Ich erinnere bei der Gelegen-
heit an die gute Arbeit der Schiedsmänner und 
Schiedsfrauen in unserem Land oder auch das Pro-
jekt der Mediation, das an der Stelle mit Sicherheit 
Hilfe leisten kann. 

Es gibt einen dritten Bereich, in dem die Auslagen 
leider massiv steigen. Dabei geht es um die Haus-
haltsstellen für die Aufwandsentschädigungen und 
Vergütungen von Vormündern, Pflegern und Be-
treuern. Zwar ist das keine originäre Aufgabe der 
Landesregierung; aber wir haben trotzdem erste 
Signale gesetzt, indem wir das Thema öffentlich an-
sprechen und darauf aufmerksam machen, dass 
Vorsorgevollmachten und ehrenamtliche Betreuung 
eine Hilfe und Entlastung seien können. Diesen 
Weg sollten wir weitergehen. 

Lassen Sie mich noch einen kurzen Satz zum Voll-
zug sagen: Sie haben wahrscheinlich auch ignoriert, 
dass der Vollzug im Rahmen der Aufgabe, die uns 
alle betrifft, nämlich der Neuorganisation der Siche-
rungsverwahrung, mit zusätzlich 88 Stellen ausge-
stattet wird. Eine frühere Betreuung dieser Siche-
rungsverwahrten bereits in den Haftanstalten ist 
wichtig und meines Erachtens der richtige Weg, um 
dem Gebot des Bundesverfassungsgerichts entge-
genzukommen. 

Gerade in dieser Frage, Herr Kollege Kamieth, ha-
ben wir in der letzten Sitzung des Rechtsausschus-
ses sehr intensiv darüber diskutiert, wie es in Werl 
weitergeht. Der Minister hat es geschafft, dass die 
Baumaßnahmen dort fortgesetzt werden. Zu be-
haupten, es werde nicht gebaut und nicht geplant, 
stimmt nicht. Sie haben in den fünf Jahren Ihrer Re-
gierungsverantwortung nur gebaut, aber dabei nicht 
an das Personal gedacht. Das ist ebenfalls keine 
Lösung, schafft nicht mehr Sicherheit, auch nicht 
mehr Resozialisierungsangebote für die Gefange-
nen. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeord-
neter, Ihre Redezeit ist beendet. 

Sven Wolf (SPD): Wir werden dem Einzelplan 04 
zustimmen. 

(Beifall von der SPD) 
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Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Wolf. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Abgeordneter Wedel. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die rot-grüne Landesregierung blickt 
mit ihren Haushalten für die Jahre 2010, 2011 und 
2012 auf eine nüchterne Bilanz: Zwei Haushalte 
verstießen gegen die Verfassung, ein Haushalts-
entwurf scheiterte im Parlament. Den neuen Haus-
haltsentwurf 2012 beraten wir heute, obwohl das 
Jahr fast vorbei ist und der größte Teil der Mittel 
längst verausgabt ist.  

Nachhaltige strukturelle Einsparungen suche ich im 
Haushaltsentwurf vergebens! Wir haben ein Effi-
zienzteam, das bislang keine effizienten Ergebnisse 
vorlegen konnte. Die Ankündigungen des Finanz-
ministers für den Haushaltsentwurf 2013 lassen 
nichts Gutes erwarten. Wir haben eine Landesregie-
rung, die nicht sparen will, sondern immer neue 
Ausgaben besser zu begründen versucht. 

Herr Minister, im Bereich der Justiz ernüchtert Ihre 
durchsichtige Strategie, wortgewaltig Dauersalven 
in Richtung Bund abzufeuern, in Nordrhein-
Westfalen aber selbst für drängende Probleme und 
bei wichtigen Themen keine Lösungen zu präsentie-
ren, sondern es mit Wohlfühlrhetorik bei schwam-
migen und unpräzisen Absichtsbekundungen zu be-
lassen. 

Beim Beschneidungsgesetz hat sich der NRW-
Justizminister weggeduckt und mit dem Finger nach 
Berlin gezeigt. 

(Dagmar Hanses [GRÜNE]: Wie würden Sie 
das hier regeln?) 

Auch bei dem äußerst sensiblen Thema der Siche-
rungsverwahrung wird mit platten Stammtischparo-
len versucht, die Ängste der Menschen parteipoli-
tisch zu nutzen. Das werden Sie von der FDP in 
NRW – etwa zu den neuen Anstalten im Maßregel-
vollzug – nicht erleben. 

Das fügt sich in eine ganze Linie ein:  

– Verteufelung des Steuerabkommens mit der 
Schweiz, stattdessen fragwürdiger Ankauf ge-
stohlener Steuer-CDs 

– Ankündigung eines Unternehmensstrafrechts, 
aber keine Antworten, wie das rechtlich veran-
kert werden soll 

– pauschale Ankündigung der Verschärfung der 
Abgeordnetenbestechung mit einem § 108e 
StGB, während landtagsintern die Geschäfts-
ordnungskommission sachlich über notwendige 
Änderungen im Abgeordnetenrecht berät  

– plakative Forderung von strafbewehrten Stadi-
onverboten im Fußball, anstatt in Nordrhein-
Westfalen selbst Rahmenbedingungen zur Be-

schleunigung der Aburteilung der Täter zu schaf-
fen. 

Meine Damen und Herren, warum macht der Jus-
tizminister des Landes Kriminalprävention und Op-
ferschutz nicht deutlich zur Chefsache – als wichti-
gen Baustein, um den Rechtsfrieden in unserer Ge-
sellschaft zu sichern und Gerechtigkeit durchzuset-
zen? Hier werden nahezu ausschließlich erfolgrei-
che Projekte der schwarz-gelben Vorgängerregie-
rung fortgesetzt – und das auch noch schleppend. 
Ich nenne nur die Errichtung weiterer „Häuser des 
Jugendrechts“, die der Minister seit zweieinhalb 
Jahren ankündigt, oder den Ausbau des „Staatsan-
walts für den Ort“. Die Ausführungen des Ministers 
zur Bekämpfung der Internetkriminalität – „Die Lan-
desregierung prüft intensiv geeignete Maßnah-
men…“ – sind ein Offenbarungseid. 

Sie kündigen Konzepte zur besseren Personalent-
wicklung und gezielten Förderung der Mitarbeiter 
an. Dabei sind die vom Parlament bewilligten Fort-
bildungsmittel im Jahr 2011 bei Weitem gar nicht 
abgerufen worden. Ähnliches gilt für Zuwendungen 
an freie Träger in wichtigen Bereichen der Justiz. 

Kommen wir zum hohen Krankenstand im Justiz-
vollzug, wo Sie wichtige Maßnahmen ankündigen. 
Bei unserem jüngsten Besuch in Willich wurde uns 
berichtet, dass Maßnahmen der Mitarbeiterfüh-
rung – lange planbare freie Wochenenden, Neuor-
ganisation der Nachtdienste etc. – den Kranken-
stand unter den Bediensteten massiv gesenkt ha-
ben. Solche erfolgreichen Konzepte gilt es auf alle 
Anstalten auszudehnen. Sie können das nicht nur 
allein den Anstalten intern überlassen, sondern 
müssen das steuern – ebenso wie die Verantwor-
tung für sämtliche Vollzugslockerungen, die an-
scheinend in die Anstalten geschoben wurde. 

Herr Minister, ein klarer Kurs in der Justizpolitik für 
Nordrhein-Westfalen erfordert, dass Sie auch Ihre 
eigenen Ziele kennen und benennen. Wir warten 
mit Spannung darauf, wie und wann Sie durch eine 
Dienstrechtsreform die Strukturen der Justiz ver-
bessern wollen, wie eigentlich Ihre Agenda ist, die 
Handlungsempfehlungen der Enquetekommission 
„Prävention“ umzusetzen, 

(Zuruf von Dagmar Hanses [GRÜNE]) 

wie die Informationsrechte des Parlaments künftig 
gewahrt und in einer Verfassungskommission ge-
stärkt werden sollen, wie und wann Sie konkret den 
elektronischen Rechtsverkehr in der gesamten Jus-
tiz ausbauen oder das Widerspruchsverfahren wie-
der etablieren wollen, ob Nordrhein-Westfalen bei 
der Modernisierung der Justiz zum bundesweiten 
Bremsklotz wird oder ob Sie endlich Position bezie-
hen, was ein Landesamt für Justiz leisten kann, soll 
und verfassungsrechtlich darf. 

Noch eine Sache am Rande, meine Damen und 
Herren: Wir als FDP erwarten, dass der Grundsatz 
der Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit befolgt 
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und die Deckungsfähigkeit nicht dazu genutzt wird, 
Titel nicht der Realität entsprechend anzusetzen. 
Das gilt insbesondere dann, wenn Achter-Mittel, In-
vestitionsmittel, tatsächlich als Fünfer-Mittel ver-
wendet werden. Das werden wir 2013 nicht mehr 
hinnehmen können. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. 
Im Interesse der Bürger und der engagierten Mitar-
beiter gilt es, die Justiz in unserem Land zukunfts-
fest zu machen. Die FDP-Landtagsfraktion wird da-
ran aktiv mitwirken. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Wedel. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Frau Abgeordnete Han-
ses. 

Dagmar Hanses (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Nun endlich beraten wir auch inhaltlich 
den Einzelplan 04. Im Ausschuss lag er uns vor, 
und dort wurde von der Opposition inhaltlich wenig 
angemerkt. Darüber habe ich mich doch gewundert. 

Dieser Haushalt, der Einzelplan 04, verbindet wie 
kein anderer Prävention und Repression unter ei-
nem Dach, und dabei stellt dieser Entwurf den 
Mensch in den Mittelpunkt. Er ist geprägt vom Res-
pekt gegenüber den Menschen – Respekt gegen-
über Beschäftigten, Respekt gegenüber Inhaftierten 
im Strafvollzug und Respekt gegenüber Bürgerin-
nen und Bürgern. Dieser Haushaltsentwurf gewähr-
leistet deren Zugang zum Recht, und er ist nachhal-
tig ausgerichtet. 

Ich möchte Ihnen gerne noch einmal kurz die Rah-
mendaten sagen. Ja, es gibt wenig Spielraum in 
diesem Haushalt. Er hat einen Umfang von 
3,626 Milliarden €, und davon sind über 60 % Per-
sonalausgaben für über 40.000 Beschäftigte, von 
denen wiederum rund 9.000 in Justizvollzugsanstal-
ten tätig sind. 6.000 Frauen und Männer arbeiten im 
allgemeinen Vollzugsdienst; hinzu kommen 770 in 
Ausbildung. Der Großteil der Beschäftigten jedoch, 
nämlich 31.000, ist in den verschiedenen Gerichts-
barkeiten und Staatsanwaltschaften tätig; von die-
sen befinden sich 5.500 in Ausbildung. Das ist eine 
wichtige Aufgabe der Justiz, und ich finde, diese 
wichtige Aufgabe sollte hier auch kurz benannt wer-
den. 

Das zweite große Kuchenstück dieses Haushalts 
sind die Ausgaben für Gebäude und Grundstücke. 
Wir haben 276 Justizeinrichtungen. 37 davon sind 
JVAs; zwei neue – das wurde schon genannt – ka-
men hinzu. 

Herr Kollege Kamieth, selbstverständlich wissen wir, 
wie sich der Gebäudebestand darstellt. Wir haben 
gemeinsam bei vielen Besichtigungen festgestellt: 

Wir haben einen Gebäudebestand aus drei Jahr-
hunderten. Der Investitionsstau wurde vom Minister 
einmal mit 2 Milliarden € beziffert. Das hat mich er-
schreckt. Dies können wir aber nur mit einem nach-
haltigen Haushalt sukzessive, Stück für Stück an-
gehen. Die Maßnahme in Münster wird sicherlich 
ein erster Schritt sein. 

Wenn wir uns diesen Gebäudebestand ansehen, 
sehen wir auch, dass sich die BLB-Mieten um 
15,4 Millionen € erhöht haben. Auch das bereitet 
uns Sorge, aber wir müssen es Stück für Stück an-
gehen. 

Da dieser Justizhaushalt, der auch ein Modellhaus-
halt ist – ich sehe, Herr Kamp ist anwesend –, über 
„EPOS.NRW“ umgesetzt wird, erkennen wir deutlich 
mehr Haushaltsklarheit und Haushaltswahrheit im 
Haushalt. Wir sehen die Zuordnungen deutlicher 
und können die Einnahmen und Ausgaben klarer 
definieren. 

Wir schätzen die Arbeit unserer Beschäftigten in der 
Justiz. Wir wissen, unter welchen zum Teil schwie-
rigen Bedingungen Richterinnen und Richter, 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, Amtsanwäl-
tinnen und Amtsanwälte, Berufsbetreuerinnen und 
Berufsbetreuer, Gerichtsvollzieherinnen und Ge-
richtsvollzieher und nicht zuletzt Justizvollzugsan-
gestellte täglich arbeiten. Wir bemühen uns stetig, 
die Arbeitsbedingungen zu verbessern. Herr Kolle-
ge Wedel, dies ist kein Zufall. Wir haben in Willich 
von positiven Entwicklungen gehört, aber die gibt es 
auch in Aachen, in Werl und an vielen anderen 
Standorten. Wir können gerne noch weitere Stand-
orte besuchen. 

Aus diesem Grund haben wir 350 neue Stellen im 
mittleren Dienst der Geschäftsstellen – der Kollege 
Wolf hat es gesagt – eingerichtet, und zwar haus-
haltsneutral. Es darf einfach nicht mehr sein, dass 
ein Land wie Nordrhein-Westfalen an den Gerichten 
Kettenverträge, also immer wieder befristete Ar-
beitsverträge, für engagierte Mitarbeiterinnen – in 
dem Fall sind es überwiegend Frauen – zulässt. 
Diese jährliche Befristung musste weg, um eine si-
chere Situation für die Beschäftigten zu schaffen. 
Damit hält sich das Land nun endlich an geltendes 
Arbeitsrecht. 

Auf die Amtsanwälte ist Kollege Wolf bereits einge-
gangen; mir rinnt die Zeit davon. 

Die 88 neuen Planstellen in der Sicherungsverwah-
rung und im Strafvollzug für Menschen, die später 
sicherungsverwahrt werden, insbesondere für Psy-
chologinnen, Sozialarbeiter und den allgemeinen 
Vollzugsdienst, waren dringend nötig, um die Siche-
rungsverwahrung verfassungsgemäß durchführen 
zu können.  

Selbstverständlich könnte ich jetzt noch ganz viel 
zum Jugendstrafvollzug und zur Prävention sagen. 
Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass mit 
dem Haushalt die Mittel für den Bereich der Drogen- 



Landtag   07.11.2012 

Nordrhein-Westfalen 567 Plenarprotokoll 16/11 

 

und Suchtberatung im Strafvollzug um 440.000 € 
erhöht wurden, und zwar allein durch interne Um-
schichtungen. Es sind keine zusätzlichen Ausga-
ben. 

Als Letztes: Die Enquetekommission III „Erarbeitung 
von Vorschlägen für eine effektive Präventionspolitik 
in NRW“ wurde angesprochen. Es wundert mich 
schon, dass wir uns in den letzten Wochen über ei-
ne der 38 Handlungsempfehlungen intensiv über 
die Presse auseinandersetzen mussten. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Kollegin. 

Dagmar Hanses (GRÜNE): Ich weiß, ich muss zum 
Schluss kommen.  

Ich lade Sie herzlich ein, die Umsetzung dieser 38 
Handlungsempfehlungen durch die Landesregie-
rung gemeinsam zu begleiten. Es ist schon jede 
Menge auf dem Weg. Da sollten wir gemeinsam 
hinschauen.  

Wir stimmen diesem Haushalt selbstverständlich zu 
und freuen uns darüber. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Hanses. – Für die Fraktion der 
Piraten spricht der Abgeordnete Schulz. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Gäste auf 
der Tribüne und zu Hause am Stream! Ich werde 
jetzt nicht ins Konzert einstimmen, dass der Haus-
halt verspätet eingereicht worden ist. Das ist er. Das 
gilt natürlich auch für den Einzelplan 04, Herr Minis-
ter. Da hätten Sie vielleicht von Justizseite her et-
was Druck machen können. Aber gut, das hat viel-
leicht nicht ganz geklappt.  

Darüber könnte man noch fast hinwegsehen, wenn 
nicht hier – das ist wirklich ein ganz starkes Stück – 
von den regierungstragenden Fraktionen gebets-
mühlenartig behauptet würde, es seien 88 neue 
Stellen geschaffen worden, und damit sei einer For-
derung des Bundesverfassungsgerichts Genüge ge-
tan. Das trifft weder auf die 88 Stellen im Justizvoll-
zug noch auf die 305 sonstigen Stellen zu, die an-
geblich im Justizdienst geschaffen worden sind. 
Wenn mir jemand die Umwandlung von befristeten 
Arbeitsverhältnissen und auch von mehrfach ver-
längerten befristeten Arbeitsverhältnissen in unbe-
fristete Arbeitsverhältnisse als neue Stellen verkau-
fen will und damit auch gleichzeitig aussagen möch-
te, gerade im Justizvollzug tue man damit etwas für 
die Sicherheit … 

(Dagmar Hanses [GRÜNE]: Geschäftsstellen 
der Gerichte!) 

– Nein, wir reden hier vom Justizvollzug, nicht von 
den Geschäftsstellen der Gerichte. Bei den 88 Stel-
len reden wir vom Justizvollzug. Es ist einfach nicht 
wahr, wenn gesagt wird, dass es neue Stellen sind. 
Es sind keine neuen Köpfe. Und das wäre bitter nö-
tig. Denn es kann einfach nicht sein, dass aufgrund 
eines hohen Krankenstandes, aufgrund von 
500.000 Überstunden im gehobenen und mittleren 
Dienst, egal ob nur im Strafvollzug oder auch in den 
Justizdiensten im Übrigen, eine ganze Menge Straf-
täter immer wieder über irgendwelche Mauern klet-
tern, in Taxen steigen, lustig durch Städte fahren, 
wodurch die Bürger ein erhebliches Sicherheitsdefi-
zit zu ertragen haben.  

Nun könnte man natürlich sagen: Das ist alles nicht 
so tragisch. Wir haben ja die neuen Stellen geschaf-
fen. – Das ist nicht so. Stellen Sie neues Personal 
ein! Wir haben einen Antrag gestellt. Im Justizbe-
reich müssen nun einmal deutlich mehr neue Stel-
len, nämlich für neue Köpfe an Positionen an rele-
vanten Stellen auch im Justizvollzug, geschaffen 
werden.  

Leider Gottes wurden auch diese Anträge wie viele 
andere unserer Anträge abgelehnt. Das ist nicht 
weiter tragisch. Wir werden das weiterverfolgen und 
natürlich auch die Umsetzung der 38 Handlungs-
empfehlungen begleiten. Ich habe auch erkannt, 
dass gerade im Justizministerium durchaus Koope-
rationsbereitschaft in allen möglichen Bereichen 
vorhanden ist. Das begrüßen wir selbstverständlich. 

Damit möchte ich es an dieser Stelle bewenden 
lassen. – Danke. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Schulz. – Für die Landesregie-
rung spricht Herr Minister Kutschaty. 

Thomas Kutschaty, Justizminister: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Eine gut 
funktionierende Justiz ist Grundvoraussetzung für 
ein gedeihliches, friedvolles Miteinander in unserem 
Rechtsstaat. Das leisten in Nordrhein-Westfalen 
tagein, tagaus 40.000 hauptamtliche Beschäftigte 
und, wenn ich die Ehrenamtlichen noch hinzuzähle, 
Richter, Schöffen bis hin zu den Betreuern in den 
Vollzugsanstalten, weitere 20.000 Menschen. 

Meine Damen und Herren, Justiz funktioniert natür-
lich nicht so einfach auf Knopfdruck oder aus-
schließlich per Gesetz. Justiz lebt und arbeitet mit 
diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die jeden 
Tag ihr Bestes geben, sich stark engagieren und 
sehr motiviert sind, im Sinne der rechtsuchenden 
Bürgerinnen und Bürger hier zu arbeiten.  

Was erwarten die Menschen von einer gut funktio-
nierenden Justiz in einem Land? – Natürlich eine 
Strafverfolgung, eine Aufklärung von Straftaten und 
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eine entsprechende Anklage, eine gute, effektive, 
zügige, kostengünstige Rechtsprechung und einen 
guten, zukunftsgewandten, sicheren Strafvollzug. 
Genau das gewährleisten wir mit diesem Haushalt. 

Ich habe natürlich Verständnis dafür, wenn der eine 
oder andere Redner der Opposition die Jahre 2005 
bis 2010 nicht live miterlebt hat und deswegen viel-
leicht in Unkenntnis der Umstände von damals hier 
etwas sagt. Aber, meine Damen und Herren, zur 
Situation der Beschäftigten in der nordrhein-
westfälischen Justiz darf ich Ihnen sagen, dass ich 
vor zweieinhalb Jahren bei Amtsantritt gut 500 Be-
schäftigte vorgefunden habe, die seit mehreren Jah-
ren, teilweise seit zehn Jahren, mit Jahres- und 
Zeitarbeitsverträgen dort beschäftigt waren. Das ist 
etwas, was sich ein öffentlicher Arbeitsgeber nicht 
leisten sollte, was sich die Justiz schon gar nicht 
leisten sollte. Insofern bin ich froh darüber, dass es 
uns im letzten Jahr gelungen ist, 200 dieser Men-
schen in unbefristete, feste, sichere Arbeitsverhält-
nisse zu überführen, und mit diesem Haushalt wei-
tere 350 Stellen schaffen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, sehr geehrter Herr Ka-
mieth, die Belastung der Gerichtsmitarbeiter ist 
hoch. Sie sind stark belastet. Aber zur Wahrheit ge-
hört auch, dass die Belastung seit 2009 deutlich zu-
rückgegangen ist. Wir haben den niedrigsten Stand 
seit Jahren, was die Belastungszahlen anbelangt. 
Das hat natürlich etwas mit den Verfahrenseingän-
gen zu tun, aber auch damit, wie wir entgegensteu-
ern. So macht es sich natürlich demnächst weiterhin 
bemerkbar, dass wir uns mit diesem Haushalt gera-
de den am stärksten belasteten Berufsgruppen zu-
wenden. Das sind im Augenblick die Amtsanwälte, 
die die höchsten Belastungszahlen haben. Mit dem 
letzten und diesem Haushalt kommen weitere 50 
neue Stellen oder neue Köpfe, Herr Schulz, dazu, 
um eine weitere Entlastung hinzubekommen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich das eine 
oder andere zum Strafvollzug sagen, weil es hier 
vorhin angesprochen wurde. Ja, in den vorange-
gangenen fünf Jahren der Vorgängerregierung sind 
einige Einrichtungen in Planung gegeben und ge-
baut worden. Aber was bislang fehlte, meine Da-
men und Herren, zur schwarz-gelben Regierungs-
zeit, war ein vernünftiges Konzept für den Strafvoll-
zug. Wir haben erstmals Leitlinien für einen Straf-
vollzug in Auftrag gegeben und erarbeitet. Wir ma-
chen jetzt ein Gesetz. Auf die Inhalte kommt es an. 
Allein durch Bauten machen Sie noch keinen bes-
seren Strafvollzug. Wir müssen uns Gedanken ma-
chen, wie wir den Strafvollzug effektiv nutzen, um 
die Menschen in dieser Zeit fit zu machen, zukünftig 
keine weiteren Straftaten zu begehen.  

Deswegen stärken wir in diesem Haushalt auch ge-
rade für jugendliche Straftäter die Ausgaben für Bil-
dungsmaßnahmen. Wir stellen fest, dass ein 
Hauptdefizit der rund 1.500 gefangenen jungen 

Menschen in unseren Vollzugseinrichtungen erheb-
liche Erziehungs- und Bildungsdefizite sind. Da 
können wir nicht einfach zuschauen und sagen: Na 
ja, wir sperren sie einmal drei Jahre ein und warten, 
was danach passiert, wenn wir sie entlassen. Nein, 
wir müssen gegensteuern. Insofern bin ich froh, 
dass wir die Mittel für Bildungsmaßnahmen gerade 
für Jugendliche noch einmal auf 1,8 Millionen € er-
höhen können. Das leistet einen wichtigen Beitrag 
für einen sicheren, zukunftsgewandten Strafvollzug. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben schon im letzten Jahr die Personalsitua-
tion bei den Beschäftigten im Strafvollzug deutlich 
verbessert, nicht nur mit 200 neuen Stellen, sondern 
auch mit Köpfen zu besetzenden neuen Stellen. Im 
Haushalt 2011 gab es 150 Stellen im allgemeinen 
Vollzugsdienst und 50 Fachdienstkräfte, die Sozial-
arbeiter und Psychologen sind, damit gezielt mit den 
Gefangenen gearbeitet werden kann. Wir stocken 
das in diesem Jahr um weitere 88 Stellen auf. Ich 
erinnere an Ihre Regierungszeit. In zwei Jahren 
knapp 300 neue Stellen für den Vollzug, da brau-
chen wir uns nicht zu verstecken im Vergleich zu 
dem, was Sie im Vollzug früherer Zeiten geleistet 
haben.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Wenn Sie jetzt die Gelegenheit nutzen, generell 
über Strafvollzug zu sprechen und einzelne Vorfälle 
in Justizvollzugsanstalten zu thematisieren, meine 
Damen und Herren, hätte ich mir gewünscht, Sie 
hätten das auch gemacht, als wir die rechtspoliti-
schen Grundsätze der Regierung im Rechtsaus-
schuss diskutiert haben. Da kamen von Ihnen keine 
einzige Stellungnahme und kein einziger Vorschlag, 
wie wir Strafvollzug gestalten sollen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Kamieth zulassen? 

Thomas Kutschaty, Justizminister: Ja. 

Jens Kamieth (CDU): Vielen Dank, Herr Minister. 
Ist Ihnen bekannt, dass in einer modernen Justiz-
vollzugsanstalt mit einem sehr viel günstigeren Per-
sonalschlüssel die Arbeit geleistet werden kann? 
Beispielsweise hat der Wegfall der Zweigstelle der 
Siegener Justizvollzugsanstalt zu einer erheblichen 
Personalreduktion geführt, weil die Strafgefangenen 
in der modernen Anstalt in Attendorn inhaftiert wer-
den konnten. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön, 
Herr Minister. 
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Thomas Kutschaty, Justizminister: Sehr geehrter 
Herr Kamieth, wenn es zu Einsparungen kommt, 
haben wir diese nicht dazu genutzt, Personal abzu-
bauen. Wir haben im Gegenteil noch einmal knapp 
300 Stellen draufgesattelt, weil es notwendig ist, 
vernünftiges Personal nicht nur für die Sicherheits-
bewachung, sondern auch für die Behandlung im 
Vollzug zu haben. Das ist ganz entscheidend. Des-
wegen haben wir das gemacht und werden es auch 
weiterhin tun. 

Lassen Sie mich den Punkt, den ich gerade ver-
sucht habe anzusprechen, zum Abschluss bringen. 
Sie versuchen hier, in Einzelfällen Justizvollzug zu 
skandalisieren. Ich halte das nicht nur für höchst 
unanständig im Vergleich mit dem Blick auf Ihre 
Regierungszeit von damals. Die Anzahl der Vorfälle 
hat sich halbiert, wenn nicht sogar mehr als halbiert 
in einzelnen Fällen. 

Was erwarten Sie von einem Strafvollzug in Nord-
rhein-Westfalen, bei dem im Jahr 2011 48.000 Ge-
fangene durchgelaufen sind? Ich darf Ihnen sagen: 
Sie alle sind zu 100 % kriminell. Wenn Sie meinen, 
dass das eine heile Welt ohne besondere Vor-
kommnisse sei, unterliegen Sie einem Irrglauben. 
Es wird einen Strafvollzug in ganz Deutschland nie 
ohne besondere Vorkommnisse geben, genauso 
wenig wie es keinen Schulhof ohne Rangelei geben 
wird. Auch das muss man deutlich sagen. Das ge-
hört zur gesamten Wahrheit dazu. 

Was ich allerdings für sehr skandalös halte, ist, 
dass Sie auf Kosten der Beschäftigten im Vollzug 
jeden Vorfall skandalisieren und die Beschäftigten 
als Deppen darstellen. Das haben sie nicht verdient. 
Sie machen jeden Tag einen verdammt harten Job 
mit einer ganz schwierigen Klientel und verdienen 
unsere Unterstützung. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, mit diesem Haushalt 
2012 legen wir den Grundstein dafür, dass die Jus-
tiz in Nordrhein-Westfalen auch zukünftig leistungs-
fähig ist, vorsorgend, nachhaltig und gerecht. Des-
wegen bitte ich Sie um Unterstützung unseres 
Haushaltsentwurfs. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. Ich möchte darauf hinweisen, dass 
die Landesregierung ihre Redezeit um anderthalb 
Minuten überschritten hat. Gibt es weitere Wortmel-
dungen? – Das ist nicht der Fall. Wir sind damit am 
Schluss der Beratung zum Einzelplan 04.  

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar über den 
Einzelplan 04. Der Haushalts- und Finanzaus-
schuss empfiehlt in der Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/1204, den Einzelplan unverändert 
anzunehmen. Wer dem seine Zustimmung geben 
kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 

kann dem nicht zustimmen? – Wer enthält sich? – 
Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen 
und damit der Einzelplan 04 mit den Stimmen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stim-
men der CDU-Fraktion, der FDP-Fraktion und der 
Fraktion der Piraten verabschiedet.  

Ich rufe auf: 

 Einzelplan 13 
Landesrechnungshof 

Hier möchte ich einen Hinweis geben auf die Be-
schlussempfehlung und den Bericht des Haushalts- 
und Finanzausschusses Drucksache 16/1213.  

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, eine Debatte ist hier nicht vorgesehen. 

Somit kommen wir unmittelbar zur Abstimmung 
über den Einzelplan 13. Der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss empfiehlt in der Beschlussemp-
fehlung Drucksache 16/1213, den Einzelplan un-
verändert anzunehmen. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer 
enthält sich? – Damit stelle ich fest, dass die Be-
schlussempfehlung angenommen und damit der 
Einzelplan 13 mit den Stimmen der CDU, der SPD, 
der Grünen, der FDP-Fraktion und der Fraktion der 
Piraten verabschiedet worden ist.  

Nun rufe ich auf: 

 Einzelplan 01 
Landtag 

Ich weise hin auf die Beschlussempfehlung und den 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1201.  

Meine Damen und Herren, eine Debatte ist auch 
hier nicht vorgesehen. 

Somit kommen wir zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 01. Der Haushalts- und Finanzausschuss 
empfiehlt in der Beschlussempfehlung Drucksa-
che 16/1201, den Einzelplan in der Fassung seiner 
Beschlüsse anzunehmen. – Wer dem seine Zu-
stimmung geben kann, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. – Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer 
enthält sich? – Damit ist die Beschlussempfehlung 
angenommen und der Einzelplan 01 mit den 
Stimmen der CDU, der SPD, der Grünen, der FDP 
und der Piraten verabschiedet.  

Damit sind wir am Ende unserer heutigen Haus-
haltsplanberatungen angekommen, die wir an der 
Stelle unterbrechen und morgen mit den Beratun-
gen zum Einzelplan 02 fortführen.  

Ich rufe auf: 


	Nordrhein-Westfalen Plenarprotokoll 16/11

